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1. Ueberslcht Ober die Verhandlungen 

Resume des dellberatlons 

x 165/92.029 n Rassendiskriminierung. Übereinkom­
men und Strafrechtsrevision 

Botschaft, Beschlusses- und Gesetzesentwurf vom 
2. März 1992 (BBI II, 269) betreffend den Beitritt der 
Schweiz zum Internationalen Übereinkommen von 1965 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
und über die entsprechende Strafrechtsrevision. 
N/S Kommissionen für Rechtsfragen 

A. Bundesbeschluss betreffend das Internationale Übereinkom-
men zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 

1992 17. Dezember. Beschluss des Nationalrates abweichend 
vom Entwurf des Bundesrates. 
1993 9. März. Beschluss des Ständerates: Zustimmung. 

Wird zusammen mit dem entsprechenden Staatsvertrag.in der 
Amtlichen Sammlung des Bundesrechts veröffentlicht, sobald 
der Vertrag für die Schweiz in Kraft tritt. 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 

1992 17. Dezember. Beschluss des Nationalrates abweichend 
vom Entwurf des Bundesrates. 
1993 9. März. Beschluss des Ständerates abweichend vom Be­
schluss des Nationalrates. 
1993 8. Juni. Beschluss des Nationalrates abweichend vom 
Beschluss des Ständerates 
(siehe Motion NR Nr. 93.3239) 
1993 14. Juni. Beschluss des Ständerates: Festhalten. 
1993 17. Juni. Beschluss des Nationalrates: Zustimmung. 
1993 18. Juni. Beschluss des Nationalrates: Das Bundesgesetz 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
1993 18. Juni. Beschluss des Ständerates: Das Bundesgesetz 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

Bundesblatt II, 895; Ablauf der Referendurnsfrist: 4. Oktober 
1993 
Antrag Dormann vom 16. Dezember 1992 

C. (neu) Bundesgesetz über die Schaffung einer Ombudsstelle ge-
gen Rassismus 

1992 17. Dezember. Beschluss des Nationalrates: Dem Antrag 
wird zugestimmt. 
1993 9. März. Beschluss des Ständerates: Nichteintreten. 
1993 8. Juni. Beschluss des Nationalrates: Nichteintreten. 

<siehe Motion NR Nr. 93.3239) 

I 

X 165/92.029 n Discrimination raciale. Convention et 
revision du droit penal 

Message, projets d'arrete et de loi du 2 mars 1992 (FF III, 
265) concernant l'adhesion de la Suisse a la Convention 
internationale de 1965 sur l'elimination de toutes les 
formes de discrimination raciale et la revision y relative 
du droit penal. 
NIE Commissions des affaires juridiques 

A. A"ete federal portant approbation de la Convention inter­
nationale sur l'elimination de toutes [es formes de discrimina­
tion raciale 

1992 17 decembre. Decision du Conseil national modifiant Je 
projet du Conseil federal. 
1993 9 mars. Decision du Conseil des Etats: Adhesion. 

Paraitra au Recueil des lois des que l'accord entrera en vigueur 

B. Code penal suisse et Code penal militaire. Modification 

1992 17 decembre. Decision du Conseil national modifiant Je 
projet du Conseil federal. 
1993 9 mars. Decision du Conseil des Etats avec des diver­
gences. 
1993 8juin. Decision du Conseil national avec des divergences 
(Maintenir ). 
(voir motion CN n° 93.3239) 

1993 14 juin. Decision du Conseil des Etats: Maintenir. 
1993 17 juin. Decision du Conseil national: Adhesion. 
1993 18 juin. Decision du Conseil national: La loi est adoptee 
en votation finale. 
1993 18 juin. Decision du Conseil des Etats: La loi est adoptee 
en votation finale. 

Feuille federale II, 868; delai d'opposition: 4 octobre 1993 

Proposition Dormann, du 16 decembre 1992 

C (nouveau). Loi federa/e sur un office de mediation contre le 
racisme 

1992 17 decembre. Decision du Conseil national: La proposi­
tion est adoptee sans modifications. 
1993 9 mars. Decision du Conseil des Etats: Ne pas entrer en 
matiere. 
(voir postulat CE n° 93.3041) 

1993 8 juin. Decision du Conseil national: Ne pas entrer en 
matiere (L'objet est ainsi raye du röle). 
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Discrimination raciale. ConventioH ' , , ' 2650 · N,. l7 decembre 1992 

Oreizehnte Sitzung - Treizieme seance 

Donnerstag, 17. Dezember 1992, Vormittag 
Jeudl 17 deccmbre 1992, matln 

08.00h 

Vorsitz - Presidr:mce: Herr Schmidhalter 

92.029 

Rassendiskriminierung. 
Uebereinkommen und Strafrechtsrevision 
Discrimination raciale. 
Convention et revision du droit penal 

Botschaft, Beschluss- und Gesetzentwürfe vom 2. März 1992 
(881 lll269) 
Message, projets d'arrete et de loi du 2 mars 1992 
(FFlll265) 

Kategorie 11/lll, Art 68 GRN-Categorie 11/lll, art 68 RCN 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Die Kommission emp­
fiehlt Ihnen mit 19 zu 2 Stimmen, dem Bundesbeschluss be­
treffend das Internationale Uebereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung zuzustimmen. Bei den 
einzelnen Artikeln empfehle ich Ihnen, der Mehrheit der Kom­
mission zu folgen. 
Dieses Uebereinkommen wurde am 21. Dezember 1965 
durch die Generalversammlung der Uno verabschiedet Es 
war als Reaktion auf antisemitische Vorfälle in vielen Teilen der 
Welt erarbeitet worden. Am 4. Januar 1969 trat es nach 27 Rati­
fikationen in Kraft Bis heute sind dem Uebereinkommen 
130 Staaten beigetreten. Dazu gehören Deutschland, Frank­
reich, Italien, Oesterreich, Belgien, Holland, Luxemburg, die 
skandinavischen Länder, um nur einige der 130Staaten zu 
nennen, die uns politisch und kulturell nahestehen und ähn­
lich sind. 
Im Anhang der Botschaft können Sie der Präambel des Ueber­
einkommens entnehmen, worauf es sicli stützt Es ist die Fest­
stellung, welche in der Allgemeinen Erklärung der Menschen- · 
rechte der Uno enthalten ist, dass alle Menschen frei und an 
Würde und Rechten gleich geboren sind und dass es deshalb 
nicht angeht, ihnen aufgrund der Rasse, der Hautfarbe oder 
der Abstammung Rechte und Freiheiten vorzuenthalten, also 
Menschen aufgrund ihrer Rasse zu diskriminieren. Diese Dis­
kriminierung soll - immer gemäss Einleitung - u. a deshalb 
bekämpft und beseitigt werden, weil sie geeignet ist, den Frie­
den und die Sicherheit unter den Völkern wie auch das harmo­
nische Zusammenleben der Menschen innerhalb eines Staa­
tes zu stören. Die Gedanken in der Einleitung zum Abkommen 
datieren aus den sechziger Jahren. Sie sind heute auch in un­
serem lande aktueller denn je. 
In Artikel 1 des Abkommens ist umschrieben, was als Rassen­
diskriminierung verstanden werden soll: «In diesem Ueberein­
kommen bezeichnet der Ausdruck 'Rassendiskriminierung' 
jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, dem na­
tionalen Ursprung oder dem Volkstum beruhende Unterschei­
dung, Ausschliessung, Beschränkung oder Bevorzugung, die 
zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gleichbe'rechtig­
tes Anerkennen, Geniessen oder Ausüben von Menschen­
rechten und Grundfr~iheiteri im p01itisc'1en, wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturellen oder jedem sonstigen Bereich des öffent­
lichen Lebens vereitelt oder beeinträchtigt wird.» Es geht also 
um die Verhinderung der Rassendiskriminierung im öffentli-

chen Bereich, weil dadurch der öffentliche Friede, das friedli­
che Zusammenleben der Menschen. gestört werden kann. Sie 
werden sehen, dass dieses Merkmal der OP.ffentlichkoit <l.UGh 
im neuen Strafrechtsartikel 261 bis enthalten ist 
Der Bundesrat ist der Meinung, dass dieses Uebereinkommen 
eines der wichtigsten Instrumente der Vereinten Nationen zum 
Schutze und zur Förderung der Menschenrechte sei. On!'. Pm­
lament hat den Bundesrat in seiner konsequenten Menschen­
rechtspolitik immer unterstützt, u. a ,durch die Gen!?hmigung 
der Menschenrechtspakte. die uns letztes Jahr vorgeIAgt wur­
den. Der Beitritt zum vorliegenden Uebereinkomrnen str--llt ei­
nen weiteren wichtigen Schritt dieser schweizerischen Men­
schenrechspolitik dar. Diese Meinung vertritt auch die Aussen­
politische Kommission (APK) des Nationalrates, die uns einen 
Mitbericht hat zukommen lassen. Ihrer Ansicht nach hat die 
Bedeutung dieses Abkommens in letzter Zeit erheblich zuge­
nommen. Die APK weist darauf hin, dass im Anschluss an den 
Zusammenbruch des kommunistischen Herrschaftssystems 
zahlreiche Konflikte im Zusammenhang mit ethnischen, nntio­
nalen und Minderheitenfragen ausgebrochen sind. Gleichzei­
tig sind auch in unserem lande besorgniserregende fremden­
feindliche Tendenzen festzustellen. Für die APK wie für die 
Kommission für Rechtsfragen ist der Beitritt zu diesem Abkom­
men eine Frage der Glaubwürdigkeit der Menschenrechtspoli-
tik unseres Landes. · 
Der Beitritt zum Uebere.inkommen verpflichtet uns in unserem 
lande, mit allen geeigneten Mitteln gegen Rassendiskriminie­
rung anzugehen und das Verständnis unter allen Rassen zu 
fördern. Der Beitritt verpflichtet uns aber auch, bestimmte 
Handlungen, die dem Verbreiten von Rassenhass Vorschub 
leisten, unter Strafe zu stE!llen. Dazu dient der neue Artikel 
261 bis StGB. 

' Wenn Sie die Fahne betrachten, die Ihnen zu diesem Geschäft 
abgegeben wurde, sehen Sie, dass Ihnen der Bundesrat den 
Beitritt zum Uebereinkommen mit zwei Vorbehalten vor­
schlägt Der Vorbehalt unter Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a 
bezieht sich auf den Konflikt, der sich zwischen A1tikel 4 des 
Abkommens und der Meinungsäusserungs- und der Vereins­
freiheit ergeben könnte. Die Kommission stimmte diesem Vor­
behalt mit 13 zu 6 Stimmen zu. Der Vorbehalt unter Buchsta­
be b bezieht sich auf die zukünftige Ausländerpolitik unseres 
Landes. Auch hier folgte die Kommission nach eingehender 
Diskussion mit 12 zu 9 Stimmen dem Bundesrat Im Zusam­
mei:ihang mit diesem Vorbehalt ist auch das Postulat I der 
Kommission zu sehen. Wir werden uns in der Detailberatung 
noch näher mit diesen Punkten befassen können. 
Die Mehrheit der Kommission möchte dem Bundesrat nur bei 
Absatz 1 Buchstabe b die Möglichkeit offenlassen, den Vorbe­
halt zurückzuziehen. Im Fall des Vorbehaltes unter Buchsta­
be a müsste er sich dafür wieder an das Parlament wenden. 
In der Frage der Unterstellung unter das fakultative Staatsver­
tragsreferendum schloss sich Ihre Kommission genau wie die 
APK im .Mitbericht der Meinung des Bundesrates an, wonach 
das Uebereinkommen nicht dem fakultativen Referendum zu 
unterstellen sei. Auch darüber werden wir uns in der Detailbe­
ratung noch unterhalten können. 
Der Kommission lag der Vorschlag vor, eine Ombudsstelle zu 
schaffen, der jetzt von Frau Dormann wiederaufgenommen 
wurde. Dieser Antrag wurde mit 10 zu 8 Stimmen ab.gelehnt. 
Wir werden in der Detailberatung darauf zurückkommen. 
Hingegen wurde mit 9 zu 3 Stimmen ein Postulat II der Kom­
missio'n angenommen. Der Bundesrat wird eingeladen, eine 
eidgenössische Kommission gegen Rassismus einzusetzen. 
Diese Absicht hat der Bundesrat bereits auf Seite 53t der Bot­
schaft sehr eingehend begründet Er wird in diesem Vorhaben 
von der Kommission unterstützt, und wir bitten auch den Rat 
eindringlich, das PQßtulatzu überweisen. 
Als Konsequenz des Beitritts zum Uebereinkommen zur Be­
seitigung der Rassendiskriminierung unterbreitet der Bundes­
rat zwei neue Gesetzesartikel: Artikel 261 bis des Strafgesetz­
buches und Artikel 171 c des Militärstrafgesetzes. Der Arti­
kel 261 bis des Strafgesetzbuches stützt sich auf Artikel 4 des 
Uebereinkommens, wo ausdrücklich der Erlass einer Straf­
rechtsnorm verlangt wird. Die Kommission unterbreitet Ihnen 
nach eingehender Beratung eine Formulierung, mit der sich, 
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wie wir hoffen, auch der Bundesrat wird einverstanden erklä­
ren können. Unter Strafe sollen gestellt werden: das öffentli­
che Aufrufen zu Hass oder Diskriminierung gegen Personen 
oder Gruppen einer bestimmten Rasse, Ethnie oder Religion; · 

• das öffentliche Verbreiten von Ideologien, welche Angehörige 
einer Rasse, Religion oder Ethnie herabsetzen oder verleum­
den, sowie die Förderung solcher Aktionen und die Teilnahme 
an solchen Aktionen; der öffentliche Angriff auf die Menschen­
würde dieser Personen und Gruppen und das Leugnen, Ver­
harmlosen oder Rechtfertigen von Völkermord oder anderen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit; das Verweigern des 
Zugangs, zu einem Ort oder einer Dienstleistung, die für die 
Oeffentlichkelt vorgesehen sind. 
Bereits in der Botschaft des Bundesrates kommt zum Aus­
druck, und in der Kommission wurde auch verschiedentlich 
darauf hingewiesen, dass der Kampf gegen Rassendiskrimi­
nierung nicht mit der Strafrechtsnorm. geführt und gewonnen 
werden kann. Hier sind Erzieherinnen und Erzieher, Kultur­
schaffende, aber auch Politikerinnen und Politiker gefordert, 
Verständnis zu wecken, Verhältnisse und ein Klima zu schaf­
fen, in welchem Rassendiskriminierung schon gar nicht Wur­
zeln fassen und sich entwickeln kann. Aber das ist ja leider 
auch in unserem lande eine fast unlösbare Aufgabe. Deshalb 
benötigen wir als Ergänzung zu den anderen Ma:s.snahmen 
auch die Strafrechtsnorm. Sie soll ein Signal setzen, dass es 
uns ernst damit ist, die Würde der Menschen, die betroffen 
sein könnten, aber auch das friedliche Zusar;nmenleben von 
Menschen verschiedener Rassen, Religionen und Ethnien irl 
unserem lande auch durch Androhung und im gegebenen 
Fall durch Ausfällung einer Strafe zu schützen. · 
Auch im Extremismusbericht, den wir nachfolgend behan­
deln, schlägt der Bundesrat als Massnahme den Beitritt zum 
Uebereinkommen und den Erlass einer Strafrechtsnorm vor. 
Ihre Kommission hat in ihrer zweitägigen ßltzung auch Hea­
rings mit den Professoren Thürer, Kunz und J=tobert und den 
Herren Dr. lmhof und Dr: Bernhard durchgeführt Zu diesen 
Hearings waren auch Mitglieder des Ständerates und der Aus­
senpolitisch~n Kommission eingeladen. 
Es bleibt mir hier, der Aussenpolitischen Kommission für ihren 
Mitbericht und den Angehörigen der Verwaltung, Herrn Bot­
schafter Krafft, Herrn Professor Krauskopf sowie den übrigen 
Damen undHerren zu danken, welche uns in unseren manch­
mal sehr schwierigen Beratungen sehr geduldig beistanden. 
ich empfehle ihnen im Namen der Kommission, dem Beitritt 
zum Uebereinkommen zuzustimmen, den Anträgen der Kbm­
mission zu folgen und den neuen Artikel des Strafgesetzbu­
ches zu akzeptieren. 

M. Comby, rapporteur; En preambule a mon rapport, je sou­
mets a votre reflexion ce temoignage bouleversant de Bertolt 
Brecht: «Quand ils ont arrete des communistes, je me suis dit: 
'Un ou deux communistes de plus pu de moins .... ' Quand ils 
ont arrete des juifs, je ne me suis pas inquiete, je me suis dlt: 
'Un ou deux juifs de plus ou de moins .... ' Quand ils ont arrete . 
des catholiques, je me suis dit: 'Un ou deux catholiques de 
plus ou de moins .... ' Quand ils ont trappe a ma porte, il n'y 
avait plus personne pour s'inquieter.» 
Le respect des droits de l'homme est l'affaire de chacun et de­
pend de 1',engagement de tous. Chaque jour, les medias nous 
rappellent que des millions d'etres humains dans le monde 
sont humilies, bafoues et parfois meme tortures. Les principes 
de l'epanouissement de la personne humaine decoulent de la 
Declaration des drolts de l'homme et du citoyen proclames 
par la Revolution frangaise, repris et developpes par la Charte 
des Nations Unies. Plus que jamals, nous devons defendre les 
libertes fondamentäles des individus afin de respecter la,di­
gnite humaine. 
Dans cet esprit- et en prolongement du rapport presente par 
Mme Stamm Judith - le rapport que j'ai l'honneur et le plaisir 
de vous soumettre au nom de la Commission des affaires juri­
diques comporte deux parties. Premiere · partie: quelq~13s 
considerations generales sur le racisme. Deuxieme partie: les 
raisons de l'adhesion de.la Suisse a la Convention i)'Jternatio­
nale sur l'elimination de toutes les formes de discrimination ra­
ciale. 

Tout d'abord, quelques consicierations generales · sur le ra­
cisme. Comme l'a releve Mme Stamm Judith, nous avons eu 
le privilege au sein de la commission d'entendre les auditions 
de plusieurs personnalites qui ont apporte un eclairage diffe­
rent sur cette importante questi'on. Pour ma part, les reflexions 
que je vais vous faire maintenant sont tirees d'une importante 
etude de Marc Houvet, lntitulee «Comprendre le racisme», re- , 
mise par la section suisse de .la Ligue internationale contre le 
racisme et l'antisemitisme, la Licra Les actes engendres par le 
racisme, l'inferiorisation, l'exclusion, la violence, la haine ont 
marque toute l'histoire des rapports humains bien avant son 
appar(tion. Quel que soit le type de justification apporte a ces 
actes, les resultats sont les memes: negation des droits, du 
pouvoir, de la liberte, negation du tait meme d'humanite pour 
les victimes. Marne si le ph~nomene du racisme est relat1ve­
ment recent, il plonge ses racines dans l'Antiquite. En effet, 
l'Antiquite pre-chretienne etait une periode caracterisee deJa 
pa.r des ethnocentrismes culturels et politiques. Le moyen äge 
etait plutöt domine par les questions religieustJs. Quant a la 
Renaissance et au siecle des Lumi~res, ce sont deux epoque& 
_cieterminantes avec l'apparition des notions de race et d'hu­
manite. Enfin, le rac1sme historique couvre te passaga a l'acte 
de la doctrine des races avec les funestes resultats que l'on 
sait · 
De l'Antiquite aux granaes decouvertes de 14&2, le prof1l de:, 
l'esclave a change. Au fil du temps, l'esclave se recrute 
d'abord parmi les captifs, tes etrangers, les citoyens dechus -
les valeurs referentieites, ici, sont d'ordre culturel et polit1que, -
puis parrni les paiens - ici les referenc.es religieuses sont do­
minantes. Avec l'esclavage des Africains, le cadre de referefä 
ces bascule progressivement du religieux aux traits naturels, 
puis a la rape, notion qui prendra son sens actuel a la fin du 
XVllle siecle. La notion de race n'appara,t pas encore cle ma­
niere explicite pour justifier ou accompagner les procedes affli­
ges aux Africains, aux juifs, aux Maures et aux autres minorites 
de l'epoque. Et pour cause: le terme race va naitre «du bon 
cöte» pour designer le nec plus ultra de Ja gent humaine. En 
effet, c'est au XVle siecle que le terme «race» apparrut dans la 
langue fran<;aise. II signifie alors la lignee, par tiliation, de gran­
des tamilles, la race 'des Bourbons par exemple. A la fin du 
XVle siecle cependant, ca terme commence a etre utilise a des 
,fins ideologiques precises. La noblesse frangaise, pressentant 
des menaces planer sur sa condition, reclame aupres du roi la 
suspension des anoblissements et le respect de ses ancien­
nes prerogatives. Pour justifier ces pretentions, les familles no­
bles tentent d'etablir un systeme d'arbre genealogique met­
tant en avant les vertus du sang, un sang attestant de leur ap­
partenanc:e a une variete particuliere du genre humain. Salon 
la these retenue initialement, Ja race n'est pas une donnee 
constante et universelle. C'est une idee qui a muri progressive­
ment pour devenir un concept operatoire des sciences physi­
ques et sociales. Du determinisme social, on passe au deter­
'minisme biologique. Toutes les disciplines sont impregnees 
de cette passion de classifier, de hierarchjser l'espece hu­
maine en terf(les de races: anthropologie, ethnologie, mede­
cine, philosophie, sciences juridiques et sociales. Et leurs re-· 
sultats sont abondamment debattus et vulgarises dans les ca­
fes, les joumaux, les cercles politiques et des ouvrages a fort t1-
rage. Comment ces elements de doctrine ont-ils pu penetrer 
aussi facilement l'opinion publique europeenne en cette finde 
XIXe siecle? Une explication courante lie ce phenomene au 
bouleversement cree par la revolution industrielle sur fond de 
montee des nationalismes et de l'expansion coloniale. · 
Un decalage existl;l entre !'ideal egalitaire et universal, herite 
de Ja periode des Lumieres et des revolutions americaine et 
frangaise et les realites sociales et economiques des annees 
1asoa 1000. · · 
En Allemagne, les theories de la pretendue suprematie de Ja 
race aryenne se greffent sur le nationalisme montant On n'he­
sitera pas, plus tard, a ressortir de la panoplie medievale anti­
judaique le, port obligatoire d'un signe distinctif, l'etoile jaune 
notamment De simple idee, la notion de race est devenue tour 
a tour un concept et une doctrine. Au moment ou une doctrine 
penetre le monde politiqi:Je, on peut admettre qu'elle devient 
une ideologie. L'apparition des termes «raciste» et «racisme» 
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dans la langue fran9aise est revelatrice de l'evolutiort de la 
doctrine raciale. On attribue a Gaston Mary, pamphletaire anti• 
semite notoirement connu, la trauvaille du neotogisme i:aciste 
en 1897. Le terme revet alors le sens positif de l'etre vMtable­
ment franyais, oppose aux internationalistes decries dans l'af­
faire Dreyfus. En 1922, raciste designe pour les patriotes fran-
9ais l'aile extremiste de la droite nationaliste «völkisC.hi> alle­
mande qui se reclame du pangermanisme et de l'antfsemi-
tisme. ·' 
Parmi les applications concretes de cette Ideologie; l'expe­
rience du regime national-socialiste du llle Reich allemand de ... 
maure celle qul aura «reussi» !'irreparable synthese des doctri­
nes eugenistes et raciales: mesures pour purifier Ja race 
aryenne, experimentations medicales, enfermement et. exter­
mination methodique des «Untermenschen» ou ,,d~h~ts» de· 
la race humaine. La mise en pratique de ces mesurel/1 n'etait 
en rien due ä la situation de guerre, puisque la plupart qes me­
sures prises par le Parti nazi l'ont ete des sa venue au poyvoir 
en 1933. 
Voici queiques exemples de ces mesures: 14 juillet 1933, loi 
pour empecher la descendance de personnes atteintes de 
maladies hereditaires; 7 avril 1934, interdiction de tra:vailler 
dans la fonction publique pour les non-aryens; septembre 
1935, droits politiques uniquement pour les citoyens d~ sang 
allemand; deni de ces droits aux juifs; interdiction de se marier 
et d'avoir des relations sexuelles extraconjugatea ertre les 
juitsnuives et les citoyens/citoyennes allemands/allemandes; 
mai 1937, sterilisation des enfants naturels issus des relations 
entre Allemandes et soldats noirs des troupes franya.ises lors 
de l'occupation de la Ruhr de 1919 a 1923. les ideologu0$ na­
zis cristallisent sur les juifs l'image de l'autre, l'ennemi absolu, 
une espece de sur-autre mena9ant la raoe superieure aryel'lrtEI 
de deg{merescence et qu'il faut ä taut prix eliminer; Au nem de 
cette autodefense, 6 millions de juifs, 200 000 tiiganes, des 
centaines de milliers d'homosexuefs et de communistes sont 
extermines de 1933 ä 1945. 
Le national-socialisme allemand n'est malheureusement pas 
la seule action d'envergure nationale se referant explicttement 
ä l'ideologie raciste. Les inventeurs de l'horreur humaine ont 
trouve aujourd'hui des adeptes dans les campagnes de p~rifl­
cation ethnique de l'ex-Yougoslavie; 
Deuxieme partie: les raisons de l'adhesion de la Suiss.e a la 
Convention internationale sur la dlscrlmination raciale. Cette 
convention de 1965; qui complete judlcleusement tes pactes 
relatifs aux ctroits de l'homme approuves l'annee dem~re_p.ar 
le Parlament, a ete accepte par 130 Etats, lndeniab~ent, 
cette convention a conserve toute sa raison d'~tre avJourd'hui. 
La montee de la violence raciste, le climat d'lntolarf.lnce. taxe­
nophobie et le refus de respecter le droit ä la di.fference se tra~ 
duisent par des actes qui portent att.ejnte ä. la dignite h1.1maine. 
Les evenements de Rostock et las manifestatlons de violenoe 
raciste, en Allemagne, ont jet@ une lumiere froid,e suf une triste 
realite et sur les risques de derive de la democratie moderne. 
Ptusieurs pays sont confrontes ä cette meme pfoblematicitre 
douloureuse et dramatiqua. Malheureusement, la Suisse 
n'echappe pas ä la regle. Des attaques contre des fo,yers de 
requerants d'asile se sont aussl produits dans notre payse.t ici, 
ä l'instar de Mme Stamm Judith, je me refere au rapport du 
Conseil federal sur l'extremisme en Suisse. 
Mais il est rejouissant de constater les reactions salutalres de 
la population qui denoncent avec courage et determination les 
actes de violence commis dans ptusieurs pays europeen$. 
C'est au plus profond de la nult qu'il faut croire a la turniere. 
Les centaines de milliers de personnes qui descendent dans 
les rues de Berlin, de Bonn ou d'ailleurs pour crie.r leur honte 
face ä la discrimination raciale constituent un immense espolr 
d'eviter te piege de la violence et du racisme dans l'inte'ret de 
l'humanite tout entiere. 
Le but de la convention consiste a lnterdire 1a discrlmination 
raciale et ä obliger les Etats parties a prendre toutes les. mesu• 
res necessaires pour combattre energiquement ce fleau. Dans 
cette optique, II faut punir les auteurs de. certains actes dedis­
crimination raciale. A cet effet, le Conseil federal propose de 
moc:Ufier le Code penal et le Code penal militaire. en introdui~ 
sant une disposition qui rendra desormais punissables ta pro-

pagande raciste, les atteintes racistes a la dignite- humaine et 
le refus, pour des motifs racistes. d'un bien ou service offerts 
publiquement 
Par ailleurs, le Conseil federal a es.time qu'il fallaitfaire deux re­
serves dans le cadre de l'approbation de cette convention· 
internationale: la premiere se rapporte ä la liberte.d'opinion et 
ä la liberte d!association. La seconde concerne la politique a 
l'egard des etrangers en matiere de marche du travail. Cette 
poUtique ne poursuit nullement des buts de discriminc1,tion ra­
ciale. II taut donc eviter que des reproches infondes ne soient 
formules dans ce sens ä notre pays. 
Afin que les principes contenus dans- la convention ne restent 
pas lettre morte, un comite a ete institue, Las Etats membres 
sont tenus de presenter reguUerement des rapports; au sujet 
du respect de la convention, · 
En outre, le Conseilfederal propos~sur le plansuisse de creer 
une Commission federale consultative oontrei le racisme. 
Cette commission devrait avoi~ pour täche: cf anafyser les rai­
sons de la xenophobie actuelle et des attitudes. racistes; de 
dresser un inventaire de la situation actuelle sur les plans juri­
dique et sooia.l et des mesures etatiques et noll etatiques pri­
ses_ pour y remectier; de suggerer, c;le coordonner et de soute­
nir de nouvelles mesures ä tous les niveaux, Je cas echeanten 
etablissant un programme c;i!i} mesures; de· conseiller le 
Conseil federal gans-toutes les questions qµj.sont liElßS ä la 
lutte coAtre le. racisme et laxenophobie. 

• Oans.son-message du 2'mars 1992 concemant t'adhesion de 
la Suisse a la Convention internatiorn;tle-de 1~65. leConseil.fe­
deral rappelte avec rai&on que «c,'eat: precisement parce que 
notl't} mondel!cooomique et c,ulturel-estde plus.eo plus carao­
teri.se par 1a mobilit.e, que, dans un. petit pays comme le nötre, 
nous devrons nous. p~occupe~ toujours davantage de la di­
versite ethnique et culturelle». II c;tevient tJr~nt, a propos des 
requerants d'asfle, c;Je replacer 1a, dimension. hu.maine au cen­
tre des debats, pari difficile a. tenir q1,1and on sait: q1.f il est plus 
faclle de flatter les pas.sions et d.'exacerbef: l'egp1sme qlle de 
fal.re appel a l'attruisme, ä lasolidarite eta.la-tolei:ance. 
Face ä. ces probtE)mes humain13, il faut ad.mettre que-la Suisse-, 
comme la plul')art ctes pays du monc;le occidental, est prise 
dans un mouvement migratolre mol'ldial, qui oblige les pays 
touches par cet afflux de demandeurs d'asile en quete de se­
curite ou de bien-etre material a prendredes mesures restricti­
ves, au risque de depasser le.s possibitites d:integration et 
d'accueilde nos communa1,1tesca1;1tonales ou communales et 
de prQvoquer un pMenomenedemes1:1re de,rejet 
n taut egatement reconnaitre les reeJ~s diffiC.ulte$ rencontrees 
par une collectivite dannee. a comprendre et a. accepter des 
manif.lres de vivre differente&, diffic1;1Jtes qut, peuv,ent encore 
~tre accentuees par des reaction_s in$tiflctives. et primaires $ 
des aspects exterie.urs tets que la couteur d~ la peau, par 
exemple. 
En consequenee, i1faut absolument eviter de se laisserempor~ 
ter dans des pos.itions extr~mes et pa$$io.nnees: il taut: depas­
ser les cliches, apaiser las passions et adopter une approche 
plus nuance,e et plus. objective de. ces· p~obler:n~ 
En conclusion, on ne peut pas se limiter a decr,eter, l'elimina­
tion de tQutes les formes. de discmm.inatiQn raeiale pour sedon­
ner bonne conscience. C'est en toll$ les cas· une. des re­
flexions importantes qu'a faites la commission. Encore faut-i.l 
agir surtous les parametres relatifs au, respootde la di.gnite hu· 
maine, La diversite est soun~e, de ricl;lesse culturelle et hu.­
maine. !..e respect de la dignite oumaineexige r,applicatio.n du 
droit a la differenee. Certes, il faut modltier te Cod.e p{)nat 
suisse et le Code penal mmtaire afün de punir ~verei;nent les 
auteurs d'actes raclstes. Mais les actions preve.ntives revetent 
une imp,ortance eapitale, d'ou 1a necessite d'lntensifier les ef­
forts dans le domaine de l'educatton, en etroite collaboration 
avec les cantons, competents en la matiere. 
La Commission parlementalre s'est prononcee de la maniere 
suivante: 1, Conce.rnant l'adhesion a 1a convention intemati<r 
nale, l'entree en matiere a ete votee par 13. oui et 3 non. Quant 
au renvoi, il aete eca:rte par17 nol'l et2 (''Jf. Lf'VOtefinal del'ar­
rete federat sur l'approbation de la convention a ete de 19 oui 
et de 2 non. ~, Qoncemant la revision du Code penal sursse et 
du Code penal militaire, t' entl'88 en matiere a ete acceptee par 



"' 17. Dezember 1992 N 2653 Rassendiskriminierung. Uebereinkommen 

20 voix contre 2; le renvoi a ete refuse par 13 voix contre 9. La 
revision du Code penal suisse et du Code penal militaire a ete 
adoptee, au vote final, par 15 oui et 3 non. 
La commission a egalement decide de soumettre a votre ap­
probation deux postulats: l'uh demande au Conseil federal 
d'instituer sans delai une commission federale contre le ra­
cisme; ri:iutre prie ie Conseil federal de presenter un rapport 
annuel au Parlement concernant le respect de la convention. 
Au nom de la majorite de la Commissi_on des affaires juri­
diques, je vous invite chaleureusement a voter en faveur de 
l'adhesion de la Suisse a la Convention internationale sur l'eli­
mination de toutes les formes de discrimination raciale et pour 
la revision subsequente du Cod~ penal suisse et du Code pe­
nal militaire. 
Je reviendrai taut a l'heure en detail sur les differentes prpposi­
tions contenues dans ies textes soumis par le Conseil federal. 

aktionen in der Bevölkerung provoziert, welche von der politi­
schen Linken allgemein als Rassismus bezeichnet werden. 
Dieser angebliche Rassismus ist das Produkt ethnischer Iden­
titätsfindung und wird durch eine Krisenlage begünstigt, wie 
sie heute mit der Masseneinwanderung von Wirtschaftsflücht­
lingen entstanden ist Auch die strukturellen Ungleichheiten -
wie die Benachteiligung von Minderheiten, z B. die wirtschaft­
liche Schlechterstellung von Rentnern gegenüber Asylbewer­
bern bzw. Asylmissbrauchern - fördern Abwehrreaktionen. 
Ueberall, wo sich ein Volk durch unkontrollierte Massenein­
wanderung in seiner Identität bedroht fühlt, entstehen ethno­
zeptristische Tendenzen, welche mit Rassismus verwechselt 
werden. Ethnozentrismus ist aber nötig; um das Ueberleben 
der eigenen Kultur sicherzustellen. 
Keine internationale Vereinbarung und schon gar keine Straf­
normen können die innersten Gefühle und Empfindungen ei­
nes Volkes zum Verschwinden bringen. Die internationale Mo-

Scherrer Jürg, Sprecher der Minderheit: Die Kommissions- bilität führt zu Krisen, welche es international zu lösen gilt Dies 
sprecher haben_ hin.reichend begründet, wieso qie Schweiz ist aber nicht möglich durch die Ratifizierung dieses Abkam-
dieses Uebereinkommen unterzeichnen soll An den Ausfüh- mens und durch Schaffung von neuen Strafnormen. Es exi-
rungen der Kommissionssprecher ist grundsätzlich keine Kri- stieren bereits diverse internationale Vereinbarungen gegen 
tik anzubringen; ich kann mich mit dem Gesagten ~inverstan- Rassendiskriminierung. Das führt zu. einer grossen Rege-
den erklären. Nur ein wesentlicher Punkt wurde eben bereits lungsdichte, weil die Konventionen gesetzgeberische Auf-
in der Kommission ausser acht gelassen. Das Internationale träge enthalten. Zudem werden das Recht auf Demo,nstration 
Uebereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendis- sowie auf Meinungs- und Redefreiheit eingeschränkt 
krimlnierung kam aufgrund der Judenverfolgung im Zweiten Das Sc;hweizervolk hat eine Mitgliedschaft in der Uno, von wel0 

Weltkrieg zustande. Das war der entscheidende Punkt In der- ... --eher dieses.Ueber:einkommen stammt, mit grossem Mehr ab-
Zwischenzeit hat sich aber das Umfeld weltweit geändert Ich gelehnt Es ist darum unzulässig, mit der Unterzeichnung ei-
werde in meiner Begründung des Nichteintretens- und Rück• ner zunehmenden Zahl von Uno-Konventionen eine faktische ., 
weisun_gsantrags <;larauf zurückkommen. . Mitgliedschaft der Schweiz zu erschleichen. Die ~chweiz. 
Ich stelle Ihnen den Antrag, auf den Bundesbeschluss A be- müsse dem Uebereinkommen aus Solidarität beitreten, wird 
treffend das Internationale Uebereinkommen zur Beseitigung argumentiert Aber es ist doch genau diese Solidaritätsbereit-
jeder Form von Rassendiskriminierung nicht einzutreten. Als schaft des Schweizervolkes, welche von den in unser Land 
Eventualantrag, falls Eintreten beschlossen würde, will ich den eingereiste·n Wirtschaftsflüchtlingen schamlos missbraucht 
Bundesbeschluss an den Bundesrat zurückweisen, mit dem wird Das allein, und nur das, ist der entscheidende Punkt 
Auftrag, den Beitritt der Schweiz zum Uebereinkommen so -Dieses Grundübel wird mit der Ratifizierung des Ueberein-
lange zu sistieren, bis in unserem Land die Voraussetzungen kommer:,s zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie-

. für eine unverzügliche Ausschaffung von illegal, d. h. über die rung nicht beseitigt Vielmehr soll heute den Schweizern ein 
grüne Grenze eingereisten.Asylbewerbern geschaffen sind. Maulkorb Umgebunpen werden, indem Unmutsäusserungen 
Wir stehen vor der Tatsache; dass die Masseneinwanderung über den Asylmissbrauch in Zukunft strafbar sein sollen. 
von Asylbewerbern, welche statistisch festgestellt zu übE!r Zudem ist das Uebereinkommen ein wertloser Fetzen Papier, 
95 Prozent reine Wirtschaftsflüchtlinge sind, die Schweizer Be- wie die folgenden Beispiele zeigen: 
völkerung in hohem Mass erbittert Die grosse Mehrheit des 1. Burundi hat das Uebereinkommen am 1. Februar 1967 un-
Volkes steht nicht mehr hinter der von den Sozialisten, den terzeichnet und am 27. Oktober 19TT ratifiziert Burundi ist 
Grünen und der CVP zu verantwortenden Asylpolitik des Bun- aber ein Land, welches in bezug auf Rassismus eine absolute 
desrates, wie die·;.Beobachter»-Umfrage hinreichend klar be- Spitzenstellung einnimmt Ich erinnere daran, dass in den 
weist Auseinandersetzungen zwischen Hutu und Tutsi vor einigen 
Mit der Ratifizierung des Uebereinkominens zur Beseitigung Jahren weit über hunderttausend Menschen aus rassistischen 
jeder Form von Rassendiskriminierung versuchen vorab linke Gründen getötet wurden. 
Kreise, die Kritiker der verfehlten Asylpolitik mundtot zu ma- 2. Deutschland hat am 10. Februar 19E}7 unterzeichnet und 
chen. Tatsächlich wird ja heute jede verbale Verurteilung des am 16. Mai 1969 ratifiziert. Gerade Deutschland erlebt aber 
Asylmissbrauchs mit _Rassismus gleichgesetzt Damit keine heute eine Renaissance in Sachen Fremdenhass und Rassis-
Missverständnisse ·entstehen: Die Auto-Partei verurteilt tätli0 mus, die allerdings eine Spätfolge von fast fünfzig Jahren Ab-
ehe Angriffe auf Asylbewerberunterkünfte, da sie Gewalt noch . kapselung im Sozialismus ist . · 
nie als taugliches Mittel angesehen hat 3. Die USA hingegen, wo insbesondere im Süden die Diskrimi-
Es geht aber nicht an, mit dem Beitritt zu einem internationalen nierung der Neger noch bis in die sechziger Jahre Tatsache 
Uebereinkommen auch no<;:h die freie Kritik an unhaltbaren war, haben das Abkommen zwar am 2a September 1966 un-
Zuständen ei~uschränken. Die Schweiz bringt im Falle der terzeichnet, hingegen nie ratifiziert In den USA hat der Rassis-
Unterzeichnung des Abkommens zwar Vorbehalte an. Diese · mus in der Zwischenzeit trotzdem stark an Boden verloren. 
beinhalten Einschränkungen bei der strafrechtlichen Erfas- 4. Sri Lanka hat das Abkommen auch ratifiziert - am 18. Fe-
sung von Meinungsäusserungen sowie die Zulassung von bruar 1982. Ich glaube, über die Verhältnisse in Sri Lanka be-
Ausländem zum Arbeitsmarkt Doch die APS-Fraktion ist darf es keines weiteren Kommentars. 
grundsätzlich gegen die Ratifizierung des Uebereinkommens Die Schweiz braucht dieses Uebereinkommen nicht Wir brau-
unter den heutigen Bedingungen. Die Vorbehalte lassen näm- chen auch keine zusätzlichen Strafnormen, welche es zudem 
lieh immer noch einen zu grossen Spielraum für willkürliche noch dem Gutdünken einzelner Gerichte überlassen, ob eine 
Anklagen un~ Verurteilungen von Personen zu, welche nichts angebliche Straftat als rassistisch einzustufen ist, mit der Folge 
weiter tun, als sich ihres Freiheitsrechts der Meinungsäusse- langwieriger Rechtsmittelverfahren. Es ist nämlich durchaus 
rung zu Öedienen. . · möglich, dass Eltern, welche öffentlich erklären: «Wir wollen 
Wie bei der Unterzeichnung der Genfer Flüchtlingskonvention doch nicht, dass unsere Tochter einen Türken heiratet, der 
hat auch bei der' Schaffw;1g des Uebereinkommens gegen die passt doch nicht in ·unseren Kulturkreis», wegen rassistischen 
Rassendiskriminierung niemand damit gerechnet, dass eines Ae.usserungen und Diskriminierungvorder'l Kaqizitiertwerden. 
Ta!;jes Wrtsch2ftsflür:htlinge um den halben Globus reisen BeieindeutigenStrafbeständen,wiez B. beltätlichenoderbe-
würden, um il'l Drittländern unter Vorspiegelung einer angebli- leidigenden Angriffen auf Andersr'assige, genügen die beste-
chen Verfolgi.mg Asyl zu verlangen. Niemand konnte voraus- henden zivil- und strafrechtlichen Gesetzesbestimmungen 
sehen, dass genau dieser Sachverhalt die heutigen Abwehrre- vollauf, wie ja der Fall Strebei jüngst bewiesen hat 
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Mit der Unterzeichnung des Uebereinkommens und der 
Schaffung zusätzlicher Strafnormen öffnen wir der Will~ür Tür 
und Tor. Darum beantrage ich Ihnen, nicht auf die beiqen Ge­
schäfte einzutreten. 
Im Eventualantrag stelle ich den Antrag, dass das Ueberein­
kommen an den Bundesrat zurückgewiesen wird. Die· Regie­
rung soll, wie bereits erklärt, zuerst die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass illegal~ also über die grüne Grenze - eingerei­
ste Asylbewerber unverzüglich ausgeschafft werden können 
Wenn es Deutschland fertigbringt, das Asylgesetz in ~iesem 
Sinn zu ändern, ist das auch in der Schweiz möglich. Werden 
aber beide Anträge abgelehnt, wird die APS-Fraktion rnit der 
Mehrheit stimmen und bei der Revision des Strafgesetzbu­
ches den Antrag der Minderheit Sandoz unterstützen. 
Dass die APS-Fraktion am Schluss beide Vorlagen ablehnen 
wird, liegt auf der Hand, und ein Referendum bleibt ,~llemal 
vorbehalten 

hörigen·, und Ungleichbehandlungen zwischen In- und Aus­
ländern sind dann zul!i5sig, solange sie nicht rassendiskrimi­
nierende Ziele verfolgen oder derartige Auswirkungen haben. 
Lieber die Frage, ob die im Dreikreisemodell des Bundesrates 
vorgespurte Ausländerpolitik rassistische Auswirkungen ha­
ben wird oder nicht, waren die Meinungen in der Kommission 
geteilt Vorsichtig, wie der Bundesrat ist, will er den Schwierig­
keiten, welche sich aus der Unterscheidung zwischen Zurech­
nung zum mittleren und zum äusseren Kreis ergeben könnten, 
vorbeugen Auch wenn äusserlich auf die Staatsangehörigkeit 
abgestellt wird, beruht die Zulassungspolitik gegenüber Er­
werbstätigen auf dem Grundsatz, dass die ethnische oder na­
tionale Andersartigkeit von Menschen aus bestimmten Staa­
ten die Eingliederung in unsere Gesellschaft erschweren. Da­
her müssen wir an den beiden Vorbehalten festhalten. Die Be­
kämpfung von fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Aus­
grenzung Andersdenkender ist auch - und ich betone: auch -
eine Frage der institutionellen Sicherungen, die sich in der 

Frau Heberleln: Das Uebereinkommen, dem die Schweiz mit Aussenpolitik und in der internationalen Zusammenarbeit äus-
unserem Beschluss beitreten soll, stammt aus dem Jahre sem, die aber auch eine Ergänzung der strafrechtlichen Nor-
1965. Auch wenn es inzwischen von 130 Staaten ratifiziert men notwendig machen. · 
wurde, entbehrt es leider nicht einer traurigen Aktualität Ob- Wir haben uns in der Kommission die Meinungsbildung über 
wohl Herr Scharrer Jürg der Meinung ist, dass es nur für die· Notwendigkeit und Art dieser Ergänzung nicht leichtgemacht 
Judenverfolgung geschaffen wurde, finde ich, dass 1:1s ·eine Der Rückweisungsantrag der Minderheit Sandoz, der jetzt 
sehr viel grössere Bedeutung hat und heute aktuell ist wie eh nicht begründet wurde, entspricht im Grundsatz auch der von 
und je- leider. · . Professor Kunz ausgesprochenen Kritik, dass eine generelle 
Warum muss die Schweiz diesem Uebereinkommen heitre- . .Strafverschäduog&ru:irm eigentlich genügen würde, wenn der 
ten, auch wenn, wie wir gerade jetzt erfahren, mit dem Beitritt Täter aus rassistischen Gründen handelt Ein einziger Strafge-
zum Uebereinkommen eine Wiederholung fataler geschichtli- setzbuch-Artikel hätte zwar einiges für sich, doch fehlen im An-
eher Ereignisse nicht unbedingt verhindert werden kann? trag der Minderheit Sandoz die Aspekte der Religion und der 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Intoleranz, Antisemiti~us: Ethnie, und -das scheint uns doch wesentlich - die Straftatbe-: 
sie alle haben einen gemeinsamen Kern, der im anderen nicht stände sind nicht genau umschrieben. Es besteht daher auch 
den Menschen, sondern zunächst spezifische Merkma,le einer die Gefahr eines gewissen Gesinnungsstrafrechts. 
Gruppe sieht, die nicht die eigene ist Und weil sie nicht die ei- Aus qiesen Gründen unterstützt die FDP-Fraktion, trotz einer 
gene ist, macht sie angst, denn sie stellt die eigene Identität in Skepsis gegenüber der Notwendigkeit derart detaillierter Nor-
Frage. Die erschreckende Zunahme gewalttätiger Akt!onen, men und der damit verbundenen Auslegungsschwierigkeiten, 
auf die wir bei der Behandlung-des Extremismusberichtes si- den Antrag der Kommissionsmehrheit Die Formulierung ent-
cher zurückkommen werden, zeigt, dass das kriminelle Ver- spricht der Gesetzgebung anderer europäischer Staaten. Im-
halten oft auf einer menschenverachtenden, rassistischen mer sind es Aufrufe, Handlungen oder die Verweigerung von 
Grundlage, beruht, die sich in einem allgemeinen Hass auf al- Leistungen in der Oeffenttichkeit und nicht im privaten Kreis, 
les Fremde äussert so öffentlicher Aufruf zu Hass und Diskriminierung oder öffent-
Wozu werden wir mit dem Beitritt verpflichtet? In erster ,Linie zu liehe Verbreitung von Ideologien, die mit Strafe bedroht sind. 
einer aktiven Bekämpfung von Rassendiskriminierung und Das Strafrecht ist sicher das am wenigsten geeignete Mittel zur 
rassistischen Vorurteilen. In zweiter Linie bedeutet der Beitritt Bekämpfung rassistischer Tendenzen, und doch müssen wir 
eine klare Willensäusserung, rassistisches und menschenver- bei Widerhandlungen Sanktionsmöglichkeiten haben Vor al-
achtendes Verhalten in unserem Land nicht zu tolerieren und lern aber - und das scheint mir das Wichtigste zu sein - müs-
präventiv tätig zu werden · sen wir den politischen Willen zum Ausdruck bringen, derar-
Wenn die Schweiz im Menschenrechtsbereich glaubwürdig tige Handlungen nicht zu tolerieren. Das tun wir mit dem Bei-
bleiben will, müssen wir auf diese Vorlage eintreten Ich meine, tritt zu diesem Uebereinkommen, mit der Zustimmung zu den 
dazu sind wir verpflichtet - gleichgültig, ob wir jetzt der Uno Anträgen der Kommissionsmehrh.eit 
angehören oder nicht , 
Eine Rückweisung an den Bundesrat, mit dem Auftrag, die 
Voraussetzung für eine unverzügliche Ausschaffung illegal 
eingereister Asylbewerber zu schaffen, würde den elementa­
ren völkerrechtlichen Grundsätzen des Non-refoulement,Prin­
zips widersprechen. Die klaren Stimmenverhältnisse in der 
Kommission bei der Ablehnung dieses Antrages sprechen 
zum Glück eine deutliche Sprache. 
Den Minderheitsanträgen, in welchen die Streichung· der im 
Genehmigungsbeschluss enthaltenen Vorbehalte zugunsten 
der Vereins- und der Meinungsäusserungsfreiheit, wie sie in 
der Bundesverfassung enthalten sind, verlangt werden, müs­
sen wir nicht zustimmen; denn gerade diesen Vorbehalten 
wurde im Vernehmlassungsverfahren eip grosses Gewicht 
eingeräumt Weil wir uns allfälliger Auslegungsproblematik 
oder Gerichtsentscheide bewusst sind, Ist es wichtig, dass im 
Beschluss die beiden verfassungsmässig garantierten 'Rechte 
ausdrücklich formuliert sind; denn gerade damit können Wi­
derstände, wie sie etwa in Zuschriften, Leserbriefen· ·oder in 
mündlich angebrachten Vorbehalten zum Ausdruck gebracht 
werden, und die Befürchtung, der Beitritt der Schweiz und die 
Aenderung des Strafgesetzbuches hätten eine Benachteili-
gung der Schweizer zur Folge, entkräftet werden. , , 
Zum zweiten Vorbehalt: Das Uebereinkommen ermöglicht die 
Unterscheidung zwischen eigenen und fremden Staatsange-

Rechsteiner: Die SP-Fraktion unterstützt das Uebereinkom­
men gegen Rassendiskriminierung und die Ergänzung des 
Strafrechts. 
Kurz drei Bemerkungen: 
1. Zunächst die politische Ausgangslage: Die Ratifikation des 
Uebereinkommens ist durch die Schweiz unverständlich 
lange hinausgezögert, ja geradezu verschleppt worden Die 
Verzögerung führt jetzt aber dazu, dass die Debatte in einem 
Zeitpunkt stattfindet, in dem sie wichtiger ist als je zuvor. Der 
virulente Rassismus hat auch in der Schweiz in den letzten 
Jahren in einem Ausmass zugenommen, das wir uns noch vor 
wenigen Jahren nicht hätten vorstellen können Anschläge 
und Angriffe auf Asylsuchende sind in einem erschreckenden 
Ausmass alltäglich geworden L!nd kaum mehr Schlagzeilen 
wert, wie beispielsweise die Schüsse in Gossau anfangs die­
ser Woche. 
Aber nicht nur das. In diesem Parlament sitzen nicht mehr nur 
einzelne Fremdenfeinde, sondern. gerade zwei Parteien in 
Fraktionsstärke, welche die Feindschaft gegenüber Auslände­
rinnen und Ausländern und vor allem gegenüber asylsuchen­
den Menschen zu einem zentralen Programmpunkt gemacht 
haben Es kommt dazu, dass die Auns urid der Zürcher Flügel 

· der SVP, inspiriert vom selben Kopf, offen eine Politik betrei­
ben, die sich auf Ausbeutung und Aufreizung xenophober Ge-
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fühle stützen und die gegen rechtsaussen keine Berührungs­
ängste mehr zeigen. 
· Die Gesellschaft der achtziger Jahre ist nach dem Buch des 
Soziologen Ulrich Back als Risikogesellschaft charakterisiert 
worden. Vieles, zu vieles spricht dafür, dass die Risikogesell­
schaft der achtziger Jahre in den neunziger Jahren zu einer 
Angst~ und Hassgesellschaft wird. Die Aengste der Menschen, 
auch der Menschen in diesem Land, müssen ernst genom­
men werden, die Aengste vor der technologischen Entwick­
lung, vor dem sozialen Abstieg, vor Arbeitslosigkeit, Unsicher­
heit, Armut und Ausgrenzung. Es braucht positive politische 
Antworten auf diese Aengste. Dem Hass auf andere Men­
schen wegen il:1rer Hautfarbe, ihrer Herkunft, ihrer Sprache, 
KultLJr oder Religion gilt es aber gleichzeitig politisch entge­
genzutreten, entschieden und unmissverständlich. Es kann 
nicht mehr hingenommen werden, dass Parteien und Politiker 
auf Stimmenfang gehen, indem sie die Fremdenfeindlichkeit 
schüren. Der Antirassismus muss als unverzichtbares ge­
meinsames Minimum von Demokratinnen und Demokraten 
anerkannt werden. Die .Ratifikation des Abkommens ist dafür 
ein Signal. 
2. Zur Strafbestimrriung und zur Meinungsäusserungsfreiheit: 
Diese Freiheiten sind zentrale demokratische G~undrechte, 
die wir entschieden verteidigen; sie sind aber nicht grenzen­
los. Wo unter dem Deckmantel der Meinungsfreiheit zu blan­
kem Hass, zu Diskriminierur:ig und damit auch zur Gewalt -
also zur Beeinträchtigung- der Integrität anderer Menschen -
aufgerufen wird, sind die Grenzen der Toleranz erreicht-und 
überschritten. Zwar darf das Strafrecht für sich allein in seiner 
Wirkung nicht überschätzt werden. Genauso falsch wäre es 
aber, diese Wirkung zu unterschätzen. Das Strafrecht ist Aus­
druck gesellschaftlicher Werthaltungen. Mit dem Strafrecht 
wird verbindlich und sanktionierbarfestgelegt, was geht und 
was nicht geht Das rassistische Aufrufen zu Hass, Diskriminie­
rung und Gewalt geht nicht; es darf nicht zugelassen werden. 
Bei aller Beschränktheit des Strafrechts ist es richtig, der Ge­
walttätigkeit des Rassismus die Gegengewalt des Strafgeset­
zes entgegenzustellen. 
3. Bei der Ergänzung des Strafgesetzes darf.es nicht bleiben. 
Verlangt sind nicht nur repressive, sondern auch präventive 
und gesellschaftlich wirksame positive Massnahmen gegen 
Rassismus, wie sie das Abkol1'.lmen gegen die Rassendiskri­
minierung auch ausdrücklich fordert Auf ~undesebene heisst 
dies vor allem, dass die vom Bundesrat längst versprochene 
Kommission gegen Rassismus endlich eingesetzt, dass aber 
auch eine 0mbudsstelle gegen Rassismus eingerichtet wird. 
Der Beitritt zum Abkommen darf kein Gratisbeitritt bleiben 
oder gar zur Ausrede verkommen, nichts-weiteres konkret un­
ternehmen zu müssen. 
In diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass 
die Bekämpfung des Rassismus nicht nur eine Frage der Mo­
ral, sondern ganz konkret auch eine Frage von Rechten ist 
Wenn in diesem Land fast ein Fünftel der Bevölkerung kein 
Stimm- und Wahlrecht hat und wenn eine Integrationspolitik 
gegenüber der Wohnbevölkerung mit ausländischem Pass, 
die diesen Namen verdient, nicht existiert, hat dies ganz kon­
kreJe Auswirkungen, weil dann politisch die Interessen dieser 
Menschen zuwenig ernst genommen werden, politisch von 
den Parteien zuwenig ernst genommen werden müssen. 
Fremdenfeindlichkeit 1.md Ausgrenzung haben auch damit zu 
tun. 
Die Ratifikation des Uebereinkommens und der neue Strafge­
setzartikel sind somit.erste wichtige Schritte; konkrete positive 
Massnahmen müssen aber folgen. 

,i 

lten Joseph: Der Minderheitsantrag und vor allem die Begrün­
dung von Herrn Scharrer Jürg zeigen wieder einmal, dass et­
was, das an sich menschlich selbstverständlich ist,.politisch 
durchaus umstritten sein kann. 
Das Uebereinkommen verbietet jede Art von Rassendiskrimi­
nierung - ein Grundsatz, der sich für die CVP-Fraktion unte_r 
dem Gesichtspunkt der Humanität und aus Respekt vor der -
Menschenwürde von selbst versteht Zugegeben, wir legiferie­
ren hier in einem äusserst sensiblen Bereich, mit Emotionen 
und in juristisch schwer erfassbaren Grauzonen. Wir schaffen 
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eine Strafnorm, die der späteren Rechtsanwendung vermut­
lich Kopfzerbrechen bereiten 'l"ird. Obwohl wir diese Schwie- . 
rigkeiten sehen, heisst das für Uns noch lange nicht, dass wir 
deswegen diesen schytierigen Weg nicht begehen wollen. 
Die CVP-Fraktion ist der Auffassung, dass die Kommissions­
mehrheit mit Bezug auf die Formalitäten und Vorbehalte bei 
der Genehmigung und bei der Ausgestaltung des Textes im 
Strafgesetzbuch einen guten, tauglichen Weg vorschlägt Wir 
werden den Anträgen der Mehrheit zustimmen - allerdings 
nicht kommentarlos: 
1. An den Anfang der Diskussion über einen Straftatbestand 
gehört die Frage, ob überhaupt ein ausreichender Normie­
rungsbedarf besteht Die Kommission hat zu diesem Zweck 

' Herrn Professor Thürer von der Universität Zürich befragt Die­
ser hat den Normierungsbedarf als Bestandteil unserer inter­
nationalen Solidarität umschrieben, mit der Begründung, 
dass die Weltgemeinschaft in zunehmendem Masse zu einer 
Rechtsgemeinschaft werden müsse, um überhaupt überleben 
zu können. Für uns stellt deshalb das Abkommen einen Mosa­
ikstein im Aufbau einer humanen Weltverfassung dar. Darin 

, kann man den Nachweis des Normierungsbedarfs erblicken. 
2. Wir wollen aber verhindern, dass durch die Schaffung eines 
zu engen Tatbestandes das Gegenteil von dem erreicht wird, 
was beabsichtigt ist Wir halten deshalb fest, dass die vielzitier­
ten «Wirtshausgespräche» über andere Staatsangehörige 
nach diesem Sachverhalt dem Strafgesetz nicht zu unterstel­
len sind, wenn nicht eindeutig rassistische Motive zugrunde 
liegen und auch die übrigen Tatbestandsmerkmale erfüllt 
sind. Wenn verschiedene Staaten, politische Organisationen 
oder Religionen im gegenseitigen Wettbewerb stehen und 
sich daher eine übersteigerte Selbsteinschätzung, eine damit 
verbundene Herabmin,derung des anderen, ein Herausstrei­
chen der eigenen Empfindung, der eigenen vorteilhaften Be­
urte.ilung und damit notgedrungenerweise auch die Herab­
minderung des Andersdenkenden von der Sache her erge­
ben, wird der neue Tatbestand dadurch wohl auch nicht erfüllt 
sein. · 
3. Der Textvorschlag der Kommission ist unserer Meinung 
nach präziser. Er unterscheidet besser als der Text des Bun­
desrates zwischen Religionen und nur konfessionellen Grup­
pierungen. Dies bedeutet, dass wir konfessionelle Gruppie­
rungen oder Sekten vom Rechtsschutz dieses Artikels aus­
schliessen wollen, wenn diese Gruppierungen Aktivitäten ent­
wickeln, die ihrerseits nach objektiven. Gesichtspunkten 
falsch, menschenunwürdig, menschenverachtend oder gar 
strafrechtlich relevant sind, 
4. Es gibt noch ein weites Feld von.Unerforschtem in Psycho­
logie und Verhaltensforschung bezüglich der Frage, inwieweit 
die rassistische Reaktion des Menschen - also die Reaktion 
gegen den anderen wegen seiner Andersartigkeit- überhaupt 
vom Einzelmenschen unter Kontrolle gebracht werden kann, 
vor allem dann, wenn sich der Einzelmensch in der Masse be­
findet Wir wissen zu gut, dass die Masse zu [)ingen fähig ist, 
zu denen der einzelne, der in der Masse mitschreit oder mittut, 
im Normalfall gar nicht fähig wäre. Am 13. Februar 1992 er­
schien in der «Weltwoc~e» ein Aufsatz, der sich u a mit den 
Forschuhgserkenntnissen von Dr. Christoph Wolfensberger 
aus Zürich auseinandersetzte. Er spricht aufgrund langjähri­
ger Forschungen von einem sogenannten «Sozialhirnsy­
stem», also von einer physischen Veranlagung,· welche je 
nach Umfeld und Erziehung zu sozio-positiven oder sozio­
negativen Verhaltensweisen führen könne. Der Forscher kam 
auf diese Idee, weil er als Kinderarzt vor allem-das sogenannte 
fremdelnde Kleinkind untersuchte. Schon ein Kleinkind 
nehme eine Wertung von Gesichtern vor, und in einer ganz 
kurzen und besonders sensiblen Phase des Lebens ent­
scheide sich, ob das Kind ein Gesicht mit Lächeln begrüsse 
oder durch Fremdeln abweise. Entscheidend sei, ob sich in ei­
ner bestimmten, kurzen Lebensphase dieses Gesicht regel­
mässig gezeigt habe oder nicht, ungeachtet ob es schwarz, 
gelb, weiss, alt., jung, gross, klein, männlich oder weiblich ge­
wesen sei. 
5. Selbstverständlich ist für uns indessen, dass wir trotz Ge-• 
nehmigung des Abkommens und trotz Schaffung eines Straf­
tatbestandes unsere eigenen nationalen Interessen wahrneh-
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men und nachhaltig schützen wollen. Dies, so rnein~n· wir, 
bringen die beiden Vorbehalte. fm Abkommen zum ~ck: 
der Vorbehalt mit Bezug auf die Rekrutierung. unserer ~uslän· 
dischen Arbeitskräfte und der Vorbehalt mit.Bezug ~uf das 
klare Bekenntnis zur verfassungsmässigen Meinun~usse-
rungs- und Versammlungsfreiheit . 
6. Es wäre unserer Meinung nach töricht anzunehmeh, dass 
wir durch die Schaffung einer Strafnorm die Aengste,ip; unse-­
rer Bevölkerung. vor «dem» oder «den» Fremden, vor d~m An­
dersartigen, beseitigen könnten. Wir würden diese ~ngste 
höchstens verdrängen und damit verstärken und in ihrer.Ge­
fährlichkeit vergrössern. Die Angst vor dem Verlust der eige­
nen Identität und der eigenen materiellen Chancen kÖflr:ten wir 
nicht durch eine Strafrechtsnorm unterbinden. Da braucht es 
andere Massnahmen. Aber auch wenn mir die Interessen, das 
Wohl und die Zukunft der eigenen Kinder am nächsten liegen, 
heisst dies noch lange nicht, dass ich die anderen nicht auch 
respektieren, gerecht behandeln oder sogar gem haben 
kann. Ein Gesetzgeber, der zwischen naturgegebener und 
emotionaler Nähe und Farne nicht unterscheide.t wird 
scheitern. . ; 
7. Einige Bemerkungen zu den Anträgen und zu den Postula­
ten: Den Antrag von Frau Dormann über die Einführul'Jg eines 
Ombudsmanns haben wir in der Kommission bereits disku­
tiert und abgelehnt; ich nehme an, wir werden di$S auc;p heute 
tun, obwohl wir viel Sympathie für Frau Darmann empfihden. 
Die Ueberprüfung der Ausländerpolitik und die Schaffung ·ei­
ner eidgenössischen Kommission gegen Rassismu~· haben 
wir in der Kommission befürwortet; unsere Fraktion wird das 

· auch tun. Das Postulat umfasst ja den Auftrag an den Bundes­
rat, die Sache zu prüfen. Wenn der Bundesrat die Frage der 
Einsetzung einer neuen Kommission schon prüft, möchte ich 
Herrn Bundespräsident Falber darauf hinweisen, daSß i;ehon 
1972 eine Eidgenössische Kommission für Ausländerpro­
bleme mit 28 Mitgliedern unter dem Präsidium unseres Kolle­
gen F1:1lvio Caccia eingesetzt wurde. Ich glaube, es ist mehr als 
gerechtfertigt, wenn Sie sich bereit erklären, die }\rbeit dieser 
Kommissionen zu koordinieren und zusammenzufassen. 
Ich fasse zusammen: Die CVP-FraktiQn will das Abkommen; 
wir wollen auch den neuen Strafrechtsartikel, weU wir glauben, 
dass jemand, der einen anderen Menschen nur wegen seiner 
Andersartigkeit hasst oder gegen ihn hetzt oder sogar ein Ver­
brechen gegen ihn verübt, dies nur tun kann, wenn er im 
Grunde genommen sich selber auch nicht magl 

Vetterli: Die SVP-Fraktion ist einstimmig für Eintreten. Sie be­
fürwortet die Genehmigung des Internationalen Ueberein­
kommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie­
rung aus dem Jahre 1965. Die Schweiz ist zwar seit 1974 Mit­
gliedstaat der Europäischen Menschenrechtskonvention und 
hat das IAO-Abkommen vor zwanzig Jahren ratitiziert Wir ha­
ben weiter mit der Unesco- und der Flüchtlingskonwention, 
dem Uebereinkommen über die Rechtstellung von Staatenlo­
sen und. der Uno-Folterkonvention einen vielfältigen Bestand 
von Normen auch gegen die Rassendiskriminierung. Diese 
Vereinbarungen sind aber geographisch oder sachlicl:i einge-

. schränkt oder betreffen nur äusserst intensive Diskriminie­
rung. Mit dem vorliegenden Abkommen lassen sich endlich 
bestehende Regelungslücken schliessen 
Ebensowichtig scheint uns der Beitritt unter dem Aspekt der 
internationalen Solidarität Mit der Genehmigung dieses 
Uebereinkommens gegen Hassendiskriminierung manife­
stiert die Schweiz, dass sie sich als solidarischen Jeil der 
Weltgemeinschaft und der globalen Rechtsgemeinsehaft be­
trachtet 
Ein weiterer Grund: Nach einem Beitritt kann die Schweiz Ras­
sismusverstösse im Ausland konkret beanstanden und.rügen. 
Dies verpflichtet uns natürlich, uns primär im eigenen 4ind an 
das Abkommen zu halten, Vorbild zu sein. · 
Zudem hat die Ratifizierung dieser Uno-Konvention aut,h prä­
ventive Wirkung: Wir erklären damit, dass wir willens sihd, ras­
sendiskriminierenden Auswüchsen vorzubeugen und ~lt:! nöti-
genfalls strafrechtlich zu verfolgen. ·. : 
Diese Konvention ist aber keine Patentlösung, kein Patentre­
zept Wir haben es gehört: 130 Staaten haben dieses Ueber-

einkommen bereits unterzeichnet In vielen Ländern- scheint 
diese·Konvention· lediglfcl't ein Papiertiger zu sein. Trotz Unter­
zeichnung wird• in zu. v.ie.len Mitgliedstaaten immer noch ver­
folgt, diskriminiert, Völkermord begangen. Es. existieren leider 
keine Uno-Statistiken,. die eine. positive Wirkung. dieser Kon­
vention beweise11. Längstnichtalle Mitgliedstaaten liefern die 
vorgeschriebenen, Berichte ab; viele• Länder sind mit ihren 
Zahlunmal'l', obwo.hl sich diese in sehr bescheidenem Rahmen 

· halten,, im Rückstand Trotzdem plädieren wir für die Genehmi-
gung dieses Abkommens. Nur·alsMttglied können wir in den 
Staaten intervenieren·, in denen Rassendiskriminierung nicht 
oder zuwenig geächtet wir,d Oe.r Beitritt ist zud.em auch ein Akt 
echter Solidmität gegenüber,Menschen aller Rassen, Religio-
nen und gegenüber derVölkerg:emeinachaft. · 
Zu.~n AnträgeR der SVl?-Ftaktiom Wir unterstützen im Bun-

. desbesch!uss A durc~. die Mehrooit Wir bitten Sie zu­
dem. die beiden Vorbehalte (Artikel 1 Absatz t Buchstaben a 
und b} betreffend die. Me.inungsäusseru.ngs• und Vereinsfrei­
heit respektive die Zulassung zum Schweiier Arbeitsmarkt un­
bedingt anzubringen. Ebernoo befürworten wir beide Kommis­
sionspostulate. 
Das internationale Ueb.01elnkommen zut: Be$8itigung von 
Rassendiskrimini01'Ung verpflichtet die Vertragsstaaten zu 
konkreten Massnahmen, inunseremFallezu,Ergänzungen im 
Strafgesetzbuch und im, Militärstrafrecht; Im. Bundesb.e,­
schluss 8 unterstützen wirden Minderheitsantrag Sandoz, der 
mft einer Art Generalkta1.1sef .Straflterschärfung verlangt, wenn 
Täter aus rassistischen Gründen: gebandel~ haben, 
Vorerst aber bitten wir Sie, zusammen mitdeJ-S,VP-Fr:aktioo auf 
die Bundesbesehlilsse eim:utreten. 

M. Poncet: La ratffication de la conve.nti00 qui nol:18 occupe 
aujourd'hui ainsi que l'adoption de l'article 26tbis (nouveau) 
du Code penal posent en reallte d.e~ pr0blemes qui dpiver:it 
~tre bien distingues. 
La convention tout d'abord, si vous le permette:z, Certes, son 
texte lalsse a desil'8f' a plusieurs egards, et i1 porte lourdement 
l'empreinte de son epoque puisque, on ra rappele tout ä 
!'heure, 1a canventlon date de 1965. Ac» moment-.la, un cer,­
tain nombre d'Etats, qu'il' est superflu de nommer car chacun 
les connait lcl, ratifialent, voire proposaient. des conventions 
Internationales dont ils n'entendaientappliquer las regles qu'ä 
d'autres, en tout cas pas a eux-memes. LI serait ainsi facile de 
dresser la liste des Etats ou des ex-Etats„ car certains d'entre 
eux ont heureusement disparu depuis-dont la mention parmi 
les slgnataires de cette convention n.e peut qua sus<.iter un 
haussement d'epaules. 
Mal9.re cela, la convention contient, a notre avis, plusieurs 
bonnes idees et bon nombre de ses dispositions sont bienv~ 
nues. Ce serait un truisme. que de rappeler ici a quel point le 
monde d'aujourd'hui est blen sur different de eelul de 1965-
sans qua cela signifie necessalrement qu'il solt meilleur -
l'atroce conflit yougoslave est la pour nous le rappeler, - mais 
en tout cas, il est different Dans ce contexte oouveau, une 
convention comme celle-ci trouve d'autant mieux sa place. 
Elle enonce en effet des valeurs qui sont a la fois humanistes, 
chretiennes, liberales et-pourquoi ne pas le rappeler? - euro~ 
~ennes, car c'estfinalement d'Europe, de France et d'Angle­
terre notamment, qu'est issue !'Idee maitresse de cette 
convention. Las hommes et las femmes de cette planete, · 
qu'on las considere comme des accldents biologiques ou 
comme des creatures faeonnees a !'Image d'une divinite, c'est 
une question de point de vue, naissent egaux entre eux, egale­
ment respectables et titulalres des memes droits, quelles que 
salent leurs or.igines ou la couleur de leur peau, 
Face a l'affirmation de ca principe, peu Importe en definitive ä 
notre avis teile ou teile imperfection du texte, au demeurant 
couverte par las deux reserves que Je Conseil federal a formu­
lees: c'est le gaste politique qul est important ici, et le groupe 
liberal entrera donc en matiere et votera la convention. 
Pour ce qui est maintenant de la disposition du Code penal qui 
nous est proposee, le probleme est quelque peu different car II 
s'agit, an realite, d'un debat de libertes. Le respect d'autrui 
qua vise ä proteger penalement ta nouvelle norme doit-il pre­
valoir sur le droit, egalement respectable et important dans 
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une democratie, d'avoir les opinions que l'on veut, meme si ce 
s,ont des opinions haissables, de las exprimer librement et, le 
cas echeant, de s'associer avec ceux qui pensent comme 
vous? · 
II y a la, au plan des principes, un beau debat philosophique, 
et nous n'avons pas la pretention de lui donner aujourd'hui sa 
reponse definitive. Ce qu'il faut dire cependant, c'est qu'il 
existe en tout cas des degres d'abjection-etje pese mes ter­
mes - au-dela desquels il est certain qua la liberte d'expres­
sion doit s'effacer devant la simple decence. II se trouve, 
voyez-vous, qua notre 0ccident chretien a une tradition pluri­
secul::tire. d'antisemitisme, catholiques et protestants ayant, 
las uns comme las autres, pendant des siecles, vu dans leurs 
voisins de confession juive les descendants d'un peuple dei­
cide, voues en quelque sorte a se voir reprocher de siecle en 
siecle la mort du Christ 
On ne peut tout simplement pas comprendre le massacre des 
juifs d'Europe peridant la Deuxieme Guerre mondiale si l'on 
fait abstraction des siecles de politique antisemite qui l'ont pre­
cedee. 0r, que voyons-nous publier et affirmer aujourd'hui en 
Suisse? Dans un opuscule dont je ne citerai pas l'auteur afin 
de ne pas donner a son nom la publicite qui s'attache aux affir­
mations ou aux propos tenus dans cette. salle, on vous pre­
sente une serie cle photographies prises par les troupes alliees 
a la finde la Deuxieme Guerre mondiale, avec la pretention de 
demontrer qu'il s'agirait de montages et de truquages. En pu­
bliant des photographies que tout le monde connatt, prises 
dans le camp de 90ncentration de Buchenwald en mai 1945 
par les troupes americaines, l'auteur de ce torchon ecrit ceci: 
«Diese Leichen haben nie existiert; es handelt sich durchgän­
gig um eine Zeichnung.» 
Par ailleurs, - et la aussi je ne citerai pas l'auteur pour ne pas 
donner a son nom la ·publicite qui s'attache ä nos travaux -
dans cette espece de torchon que vous recevez, vous et mol,, 
dans votre courrier - vous pouvez toucher du doigt a quel 
point las methodes de ce qu'il est convenu d'appeler las revi­
sionnistes et leurs allies, procedent d'une demarche intellec­
tuellement malhonnete - vous trouvez ceci: «In keinem .Kon­
zentrationslager Deutschlands hat es je Gaskammern zur 
Massentötung von Menschen gegeben.» Le procede est intel­
lectuellement malhonnete parce qu'evidemment, apres la 
Conference de Wannsee de janvier 1942, il estyrai, d'une cer­
taine maniere, que les camps d'extermination ne se trouvaient 
pas en Allemagne, mais,bien dans le Gouvernement general 
de Pologne et plus particulierement, comme on le sait, a Tre­
blinka, Auschwitz, Birkenau et d'autres endroits de ce genre. 
Eta propos d'Auschwitz precisernent, la malhonnetete intel­
lectuelle atteint la son sommet, car l'auteur dit ceci: «Im Lager­
museum Auschwitz befindet sich eine viersprachige Gedenk­
tafel, die daran erinnern will, dass 340 000 Menschen in 
Auschwitz und anderen Lagern umgekommen sein sollen. 
Hier ist weder die Rede von Juden noch von 6 Millionen, noch 
von Gaskammern.» La malhonnetete du procede, c'est qu'ef­
fectivement cette plaque existe. Ce · que l 'auteur oublie de 
nous dire, c'est que trois kilometres plus loin il y a l'autre camp 
de concentration, Birkenau, qua l'on appelle familierement 
Auschwitz, dans lequel se trouve l'autre monument - que la 
plupart d'entre vous ont vu - avec une inscription dans la lan­
gue de toutes las populations qui ont defile dans ce camp, ins­
cription qui se borne a dire: «Visiteur, garde le silence, tu es ici 
dans le plus grand cimetiere du monde. » 
Eh bienl les pseudo-historiens qui repandent ·ces abjects 
mensonges, les pseudo-scientifiques meprisables qui cher­
chent par des torchons de ce type a acquerir la notoriete nee 
du scandale qua leur incompetence las empecherait certaine­
ment de trouver par des moyens legitimes, un peu a la maniere 
de ces acteurs sans talent, dont personne ne veut, et qui n'ont 
d'autre ressource.que la pornographie pour essayer de se 
faire connaTtre, eh bien ces Diafoirus de l'histoire ne meritent a 
notre avis qu'une chose, les rigueurs de la loi. 
Las liberaux sont, comme notre nom l'indique, des hommes et 
des femmes de la liberte. Nous n'aimons pas que la liberte soit 
restreinte, dans quelque domaine que ce soit Et pour ce qui 
est plus particulierement de ia liberte d'expression, je crois 
avoir montre personnellement, depuis plus de vingt ans, que 

l'engagement d'un liberal dans ce domaine pouvait etre au-
, dessus de tout soupi;on. Mais nous n'hesitons pas une se­
conde a dire ici que face a ce genre de probleme, face a ce de­
gre d'abjection, l'introduction d'une norme penale se justifie 
pleinement, c'est la raison pour laquelle nous entre.rons 
en matiere et nous voterons le texte du nouvel artii::le du Code 
~~ ' 

Frau Bühlmann: Wir werden nicht als Rassistinnen und Rassi­
sten geboren; wfr werden dazu gemacht Dieser Satz beinhal-. 
tet eine trostlose und eine tröstliche Komponente, weil er ei­
nerseits ausdrückt, dass· Rassismus zwar eine schreckliche 
Sache 'ist, andererseits aber auch, dass Rassismus nicht et­
was Naturnegebenes und deshalb Unveränderbares ist 
Lassen Sie mich zuerst zur trostlosen Seite des Phänomens 
Rassismus sprechen, zu seiner Entstehung, seinen typischen 
Merkmalen, seiner Funktion und seinen Auswirkungen: Ras­
sismus ist die Ideologie von der Minderwertigkeit bestimmter 
Menschengruppen. Zu Beginn der Geschichte des Rassis­
mus waren es vor allem biologische Merkmale, aufgrund derer 
die Menschen eingeteilt wurden in oben und unten, in gut und 
schlecht, in intelligent und dumm, in moralisch hochstehend 
und moralisch minderwertig. Der Beginn,dieser Geschichte 
hat mit der Geschichte der Kolonialisierung der sogeriannten 
Dritten Welt zu tun und ist seither ein fester Bestandteil abend­
· ländischer Kultur. Weisse Europäer «entdeckten» die neuen 
-Kontinente, und um die an den «Entdeckten» begangenen 
Greueltaten zu rechtfertigen, mussten diese Menschen abge­
wertet, entmenschlicht, auf die Stufe von Tieren herabgemin~ 
dert werden, damit ihre Kolonialisierung, ihre Missionierung 
noch als gute Tat, als Zivilisierung Wilder, als Heilsbringung 
gepriesen werden konnte. Menschen, die dumm, ungläubig, 

· kultur- und geschichtslos waren, durften ausgebeutet, zivili-
siert und bekehrt werden . 

. Die Wissenschaft lieferta im,18. Jahrhundert mit ihren Rassen­
. theorien die Rechtfertigung hintennach. ~s waren Theorien, 

die ihre Anleihen der nerzucht entnahmen und sie einfach auf 
die Menschen übertrugen, Theorien, die von der unterschiedli­
chen Begabung und Intelligenz der Rassen ausgingen, von 
der Mehr- oder Minderwertigkeit, die vor Vermischung der 
Rassen warnten und die Zucht der hochwertigen Rassen pro­
pagierten. Die schrecklichste Verwirklichung dieser Thesen 
vollbrachte in diesem Jahrhundert der Nationalsozialismus 
mit der Ausrottung von 5 Millionen Menschen in den Gasöfen 
der Konzentrationslager: Jüdinnen und Juden, Fahrende, Be­
hinderte, politisch Andersdenkende - Menschen, die zuerst 
syste11Jatisch ausgegrenzt und abgewertet wurden, so dass 
ihre physische Vernichtung am Schluss nur noch logisch er­
schien. 
Alle diese Theorien der Rassen ~ind zwar von der moderne,n 
Wissenschaft mit Hilfe der Gentechnologie eindeutig als falsch 
widerlegt worden. Es gibt nur eine einzige menschliche 
Rasse. Eine Schwarzafrikanerin kann mir genetisch näher ver­
wandt sein als meine eigene Schwägerin. Aber diese Theorien 
haben ihre Funktion erfüllt Der Glaube an die unterschiedlich 
begabten «Ra~n» hat sich tief in unser Bewusstsein einge­
graben und beeinflusst unsere Gefühle im Umgang mit Frem­
den bis auf den heutigen Tag. Wir alle in diesem Saal, aus­
nahmslos, sind damit gross geworden. Unsere gesamte 
abendländische Kultur ist mit solchen rassistischen Elemen­
ten durchsetzt 
Typische Merkmale des Rassismus waren in seinen Anfängen 
Zuschreibungen von Minderwertigkeit aufgrund biologischer 
Merkmale. Das augenfälligste Merkmal war die Hautfarbe. Mit 
der Zeit aber kamen auch kulturrassistische Argument~ dazu, 
und heute läuft die Ausgrenzu11gslinie nicht mehr nur entlang 
der H_autfarbe, sondern auch entlang der Kultur. ·Der neue Ras­
sist, die neue Rassistin sagen: Deine Kultur ist minderwertig im 
Vergleich zu meiner, deshalb grenze ich dich aus. Oder noch 
perfider~ Kulturen müssen bewahrt, gepflegt und rein gehalten 
werden; das geht am besten, wenn alle unter sich bleiben und 
sich nicht vermischen. Deshalp sollen alle Fremden dorthin 
zurückkehren, woher sie gekommen sind. Der moderne Ras­
sist als Hüter der Kultur sozusagen! Als ob Kultur etwas Stati­
sches wäre, das unbeeinflusst von Raum und Zeit starr und 
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unveränderbar verbleiben würde! Was wäre die Schw13i2'ohne 
all die Einflüsse, welche Einwanderinnen und Einwanderer in 

· unser Land gebracht haben! 
Lassen Sie mich nach den Merkmalen etwas zur Funktion des 
Rassismus in unserer Gesellschaft sagen: Die Funktion des 
Rassismus ist, dass seine Opfer, die kulturell und rassistisch 
Abgewerteten, als Sündenböcke für alles, was unbehaglich 
und unheimlich geworden ist, herhalten müssen Das ver­
mehrte Aufkommen rassfstischer und fremdenfeindlicher 
Aeusserungen .und Handlun~en ist also viel mehr das Indiz ei­
ner tiefen sozialen Krise der Aufnahmegesellschaft, als dass 
es einen monokausalen Zusammenhang zwischen der Zahl 
der in einem Land lebenden Fremden und der Zunahme rassi­
stischer Ereignisse gibt Das zeigen Beispiele wie Polen, mit 
einem zurzeit massiv vorhandenen Antisemitismus - obwohl 
es in Polen kaum mehr Jüdinnen und Juden gibt-, oder die 
Ex-DDR, welche massive Probleme mit rassistischen Vorfällen 
hat, und das bei einem Anteil der ausländischen Bevölkerung 
von weniger als 2· Prozent! · 

, In eine·r solchen tiefen Krise stecken heute die westeutopäi­
schen Industrieländer insgesamt Stichworte dazu sind: neue 
Armut, Arbeitslosigkeit, die Phänomene der Zweidrittelsgesell­
schaft; über all dem das Damoklesschwert der ökologischen 
Katastrophe, sieht- und wahrnehmbar im Waldsterben -
schleichend und mit unseren Sinnen nicht direkt ~ttrnehm­
bar, deshalb aber nicht weniger unheimlich - und im zuneh­
. mend grösser werdenden Ozonloch. Das alles sind Faktoren, 
welche den Menschen Angst vor der Zukunft und vor Verände­
rungen machen, denn-Veränderung heisst in letzter ·,zeit für 
viele: Verschlechterung ihrer realen Lebensverhältnisse. Die 
beste Prophylaxe, um dem Rassismus seine Grundlage zu 
entziehen, wäre eine Gesellschaft, die den Leuten Sicherheit 
und Perspektiven für die Zukunft gibt 
Leider werden aber diese ernst zu nehmenden Aengste vieler 
Leute von fremdenfeindlichen Parteien und Gruppen skrupel­
los rassistisch angeheizt und auf Fremde umgelenkt, die an­
geblich an allem schuld sein sollen. Wir haben heute morgen 
hierein solches Beispiel gel)ört Das ist doppelt fatal: . 
1. weil Hass und Ausgrenzung die Schwächsten in der sozia­
len Hierarchie, nämlich, die Ausländerinnen und Ausländer 
und unter diesen noch die Asylsuchenden, trifft; 
2 weil die rassistischen Politiker jenen, die sie gegen Fremde 
aufhetzen - und das sind ,viele im eigenen Land zu kurz ge­
kommene Menschen-, vorgaukeln, sie hätten die Lösung al­
ler Probleme, nämlich: Ausländer raus! 
Der Rassismus vergiftet das Zusammenleben der Menschen 
in einem Land. Er ist eine Ideologie der Ausgrenzung,' die ver­
bal und mental beginnt und tödlich enden kann. Er kann alle 
treffen, deshalb ist Rassismus gefährlich und bedroht demo­
kratische Gesellschaften in ihren Grundfesten 
Pfarrer Niemöller hat dazu folgendes Gedicht geschrieben: 
Als sie die Juden holten, ging's keinen was an; 
als sie die Kommunisten holten, ging's niemand was an; 
und als sie mich holten, war keiner mehr da, der sich wehren 
konnte. 
Das darf sich nicht wiederholen, und das zu verhindern muss 
im Interesse aller demokratisch gesinnten Frauen und Männer 
in diesem Rate sein. Deshalb ist die Unterzeichnung des inter­
nationalen Uebereinkommens gegen den Rassismus ein 
längst fälliges Zeichen, das die Schweiz setzen muss. 
Damit komme ich nach der trostlosen Komponente zur tröstli­
chen und auf meinen Eingangssatz, dass der Rassismus nicht 
angeboren, sondern anerzogen worden sei, zurück. Wenn 
uns der Rassismus anerzogen worden ist, dann Ist dieser Pro­
zess umkehrbar. Wenn Kinder im Alter von fünf, sechs Jahren, 
in dem sie beginnen, ethnische Unterschiede herauszubilden, 
mit positiven Bildern Fremder konfrontiert werden - sei es 
,durch nichtrassistische Kinder- und Jugendbücher,. Filme 
oder durch den direkten Kontakt mit Fremden, durch ein gutes 
Vo_rbild von Eltern, Kindergärtnerinnen und Lehrpersonen -, 
wird ihnen das «Gift der frühen Jahre» gar nicht erst eiHgeträu­

. feit «Das Gift der frühen Jahre» ist der Titel eines Buches ·,on 
Regula Renschler, welches dem Rassismus in Kinder- und Ju­
gendbüchern auf die Spur geht 
Auch das ist im Uebereinkommen enthalten, und zwar in Arti-

kel 7: nämlich die Verpflichtung der Vertragsstaaten, «unmit­
telbare und wirksame Massnahmen, insbesondere auf dem 
Gebiet des Unterrichts, der Erziehung, Kultur und Information, 
zu treffen, um Vorurteile zu bekämpfen, (:lie zu Rassendiskrimi­
nierung führen». Das wird vor lauter Strafrechtsartikeln gern 
übersehen. Dabei sind prophylaktische Massnahmen, die die­
ser Artikel vorschreibt, viel wichtiger und beinhalten die Mög­
lichkeit positiver Veränderung. Deshalb finden wir den Vor­
schlag der Präsidentin der parlamentarischen Gruppe gegen 
Rassismus, Rosmarie Dormann, zur Einrichtung einer Om­
budsstelle auf jeden Fall unterstützungswürdig, weil eine sol­
che Stelle genau in diesen oben genannten Bereichen tätig 
werden kann. Wir werden aber, falls diese Ombudsstelle nicht 
durchkommen sollte, selbstverständlich auch einer Kommis­
sion, die weniger Möglichkeiten hat, in diesen Bereichen tätig 
zu sein, zustimmen. ro . 
Das Strafrecht solLerst als letztmögliche Massnahme gegen 
Rassisten und Rassistinnen - wenn alles andere versagt hat -
zum Zug kommen. So sollte Hetzern und Rassisten - da bin 
ich mit Herrn Poncet völlig einverstanden -wie z B. dem Her­
ausgeber der vorher zitierten Broschüren, welche den Mord 
an Juden und Jüdinnen mit miesesten pseudowissenschaftli­
chen Pamphleten zu leugnen sich anmassen, und damit den 
Ueberlebendeo und Angehörigen von Ueberlebenden des 
Holocaust nochmals unsägliches Leid und Unrecht zufügen, 
ihr übles Handwerk mit strafrechtlichen Mitteln gelegt werden 
können. Es geht doch nicht an, solche Ungeheuerlichkeiten 
ungestraft verbreiten zu können; das hat mit dem Recht der 
freien Meinungsäusserung nichts, aber auch gar nichts mehr 
zutun. 
Wer die Menschenwürd!3 des anderen respektiert, hat nichts 
zu befürchten. Wer aber durch rassistische Hetzen Menschen­
leben aufs Spiel setzt und durch das leugnen des Holocaust 
die an Menschen begangenen Schandtaten leugnet, kann 
nicht das Recht auf freie Meinungsäusserung für sich in An­
spruch nehmen. Diese Freiheit hat dort ihre Grenzen, wo sie 
Menschen zur Jagd freigibt 
Die grüne Fraktion ist selbstverständlich für Eintreten. Es er­
staunt uns überhaupt nicht, dass der Minderheitsantrag auf 
Nichteintreten von den Herren Ruf und Scharrer Jürg gestellt 
worden ist, von Leuten also, die jedes erdenkliche Problem auf 
Kosten von Ausländerinnen und Ausländern politisch aus­
schlachten, und damit auf billige Art und Weise versuchen, in­
nenpolitisches Kapital zu schlagen. Die Frage drängt sich 
doch auf, ob sie fürchten, sie könnten mit der fremdenfeindli­
chen Politik dem Uebereinkommen gegen den Rassismus ins 
Gehege kommen 
Der Rückweisungsantrag der gleichen Herren, Scharrer Jürg 
und Ruf, liefert den unmittelbaren Beweis, dass es um das poli­
tische Kapitalschlagen geht, versucht doch der Antrag von un­
serem eigenen Rassismus abzulenken, ihn auf die Asylsu­
chenden zu projizieren, in altbekannter SCmdenbock-Manier. 
So geht das nicht 
Wir unterstützen alle Anträge der Minderheiten, welche die 
bundesrätllchen Vorbehalte streichen wollen, weil wir wollen, 
dass die Schweiz dem Abkommen - wenn sie sich dafür 
schon 27 Jahre Zeit gelassen hat - vorbehaltlos beitritt Den 
Vorbehalt der Beschränkung bei der Zulassung zum Arbeits­
markt will der Bundesrat ja nur machen, um sein Dreikreise­
modell aus der internationalen Kritik heraushalten zu können. 
Damit gibt er indirekt zu, dass dieses Modell im Lichte des 
Uebereinkommens gegen Rassismus betrachtet nicht ganz 
lupenrein ist Wir teilen diese Einschätzung; das Dreikreisemo­
dell trägt kulturrassistische Züge, und es verdient deshalb 
nicht, noch durch diesen Vorbehalt quasi international legiti­
miert zu werden. 
Beim neuen Strafrechtsartikel unterstützen wir weder den Min­
derheitsantrag Ruf auf Nichteintreten noch den Antrag der 
Minderheit Sandoz, weil dieser eine absolute Abschwächung 
gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag darstellt, da ei­
gentliche rassistische Vergehen nicht bestraft werden können. 
Das ·,orliegende Uebereinkommen löst das Problem des Ras­
sismus in der Schweiz nicht; darüber machen wir uns keine Il­
lusionen. Aber angesichts der rassistischen Brände, die über­
all schwelen, ist es eine Möglichkeit, ein Zeichen dieses Paria-
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ments gegen aussen. Viele in Antirassismus-Organisationen 
Tätige schauen.heute mit grosser Erwartung auf diesen Ent­
scheid von uns. Mit Eintreten und Zustimmen können wir 
diese Leute in ihrer Arbeit bestärken. Seien wirfroh, dass es sie 
gibt 

Frau Grendelmeler: Die LdU/EVP-Fraktion stimmt diesem 
Bundesbeschluss über den Beitritt zum Internationalen 
Uebereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendis­
kriminierung ohne Vorbehalte und einstimmig zu-ebenso der 
Aenderung bzw. der Ergänzung des StrafgesetzbuchSs, des 
Militärstrafgesetzes und der Schaffung einer Ombudsstelle, 
wie sie Frau Kollega Dormann vorschlägt · · 
Einmal mehr hat sich die Schweiz unerträglich lange Zeit ge­
lassen, um einem Uebereinkommen beizutreten, .welches 
eine dringende Ergänzung 24 anderen Menschenrechtspak­
ten darstellt Das Uebereinkommen - wir haben es gehört -
stammt aus dem· Jahre 1965; es ist also bald dreissig Jahre alt„ 
und 1:30 Staaten sind il1m bisher beigetreten. Nur.unser Land, 
das sich so gerne als das Land bezeichnet, welches die huma­
nitäre Tradition am höchsten hält, hat diesen Schritt noch im- · 
mer nicht getan. Wenn wir ihn nun heute endlich tun -tun sol­
len, tun müssen-, ist dieser Schritt überfällig. Nicht nur, weil 
unser erneutes Ausscheren aus der internationalen Gemein­
schaft auf keinerlei Verständnis mehr stossen könnte und uns 
noch mehr isolieren würde, sondern auch deshalb, weil die 
letzten Jahre auch bei uns von einer massiven Zunahme von 
Fremdenhass, Fremdenfeindlichkeit und unverhohlenem · 
Rassismus gepr~gt waren. Der Extremisrhusbericht beweist 
das in bedrückender Art und Weise. 
Im Prinzip sind wohl alle für die Bekämpfung von Rassismus, 

· vielleicht mit ein paa:r Ausnahmen, wie sie eben auch schon zi­
tiert wurden. Im Verlauf der Kommissionsarbeit haben sich 
aber immer wieder skeptische Stimmen erhoben - skeptische 
Stimmen zu einzelnen Punkten, vor allem in bezug auf die 
Wirksamkeit sowohl des Uebereinkommens als auch der Be­
stimmungen im Strafgesetz. 
Ich greife nur drei Punkte heraus: 
1. Rassismus ist schwer zu definieren. 
2. Ln Signatarstaaten, die dieses Uebereinkommen schon 
längst ratifiziert haben, kommen die schlimmsten Uebergriffe 
vor, also ist das Uebereinkommen eine nutzlose Massnahme. 
3. Die Schweiz zeichnet sich durch eine extrem hohe Vertrags­
treue aus, also brauchen wir entsprechende Vorbehalte, damit 
wir diese Vertragstreue nicht etwa brechen. · 
Lassen Sie mich dazu einige Bemerkungen machen: 
1. Zur Schwierigkeit, den Rassismus zu definieren: Abgese­
hen davon, dass verschiedene Kolleginnen und Kollegen vor­
hin auf verschiedene Weise versucht haben :... wie mir scheint, 
tauglich versucht haben-, eine Definition aufzuzeigen, stimmt 
es tatsächlich, dass es nicht ganz einfach ist· Die Versuchung 

, liegt hiarzulande nahe, ausschliesslich über Asylsuchende, 
Flüchtlinge oder einfach Ausländer zu reden, wenn es sich um 
Rassismus handelt Davor möchte ich sehr dringend warnen. 
Wir führen hier keineDE;ibatte zur Ausländerpolitik.. 
Der hohe Anteil fremdländischer Mitbewohner in unserem 
Land berechtigt leider nicht zur Annahme, dass eine Reduk­
tion dieser Anzahl die Fren:idenfeindlichkeit zum Ve(schwin­
den bringen, ja auch nur wesentlich eindämmen würde. Einen 
Beweis dafür liefert die ehemalige DDR: Dort haben wir einen 
Ausländeranteil von knapp 2 Prozent Wir mussten zu­
schauen; wie die Zahl von schlimmsten Ausschreitungen ge­
genüber Wohnheimen für Ausländer, Asylwohnheimen, ange­
stiegen ist und leider immer noch ansteigt Also, . bitte sehr: 
Stellen Sie keine Zusammenhänge her zwischen der.tatsächli­
chen Anzahl der Ausländer und dem Ausländerhass. 
Rassismus hat vermutlich viel eher mit unseren eigenen nega­
tiven Gefühlen zu tun, mit unseren eigenen Frustrationen, mit 
unseren eigenen Minderwertigkeits- und Verlustgefühlen. · 
Diese Gefühle brauchen einen Blitzableiter oder eben Sün­
denböcke. Dazu bietet sich ja das Fremde und der Fremde ge- . 
radezu vorzüglich an, in welcher Form auch immer. Unser 
Hass auf eigenes Unbehagen schlägt sodann nicht selten um 
in kriminelle Handlungen, Brandstiftungen, Körperverletzung 
oder sogar Totschlag. Aber noch einmal: Mit der Anzahl der 

Sündenböcke hat das nichts zu tun oder höchstens einmal am 
Rande. 
2. In Signatarstaaten· kommen nach wie vor Uebergriffe vor; 
das ist richtig. Herr Scharrer Jürg hat ja eindrücklich geschil­
dert, wie schrecklich das in Burundi ist Niemand hier drinnen 
glaubt, dass durch ein Uebereinkommen oder die Verschär­
fung eines Strafgesetzes paradiesische Zustände entstehen 
würden oder dass man dadurch solche Verbrechen verhin­
dern könnte. Das ist aber nichts Neues. Wie vermutlich überall 
sind auch in der Schweiz beispielsweise Mord und Totschlag 
unter Strafe gestellt Trotzd~m kommen Mord und Totschlag 
immer wieder vor. Aber kein Mensch hier drinnen und an­
derswo würde auf die absurde Idee verfallen, deswegen das 
Strafrecht oder die Artikel zur Bestrafung solcher Untaten auf­
zuheben. Somit hat das Strafrecht auf jeden Fall nicht nur ei­
nen repressiven,' sondern eben auch einen präventiven Cha­
rakter,. 
3. Zur Vertragstreue der Schweiz und die dadurch berechtig­
ten Vorbehalte: Hier benutzt man einmal mehr den sogenann­
ten «Sonderfall Schweiz». Was hier durchdringt, ist unser 
Kleinkrämergeist: Ja, wir sind gegen den Rassismus, aber 
bitte mit Vorbehalt! Darunter fällt beispielsweise - das wurde 
öfters genannt-die Meinungsäusserungsfreiheit Nur: Was ist 
denn das für eine Freiheit, die zulassen würde, dass man un­
gestraft Menschen herabwürdigen, beleidigen oder sogar an­
greife~ könnte, allein aufgrund ihrer Rasse oder ihrer ethni­
schen oder auch Ihrer religiösen Zugehörigkeit? Das Straf­
recht kennt heute schon eine Einschränkung dieser Mei­
nungsäusserungsfreiheit: ·so wird beispielsweise Ehrveriet­
zung oder üble Nachrede unter Strafe gestellt, nur dass sich 
dies ausserhalb des rassistischen Vokabulars befindet Des­
halb braucht es hier eirie Ergänzung. Auf die Vorbehalte im 
einzelnen gehe Ich später ein. 
Ich weiss nicht, ob es ein Zufall ist, dass wir die Antirassismus­
vorlage zusammen mit dem. Extremismusbericht behandeln. 
Entscheidend für mich ist, dass eigentlich beides zu spät 
kommt Wir diskutieren heute in einem verhärteten Umfeld, in 
einem Umfeld, wo wir nicht mehr sagen können: Wehret den 
Anfängen! Wir müssen darauf achten, dass der Rassismus 
nicht epidemische Ausmasse annimmt 
Um so wichtiger scheint mir, dass dieses Parlament nun ein 
Zeichen setzt und dem Uebereinkommen zustimmt, ohne 
·wenn und Aber und ohne Vorbehalte! 

Loeb Fram;ois: Als Angehöriger einer Minderheit, die Rassis­
mus und seine entsetzlichen Auswirkungen in diesem Jahr­
hundert in schrecklicher Weise erlebt hat, danke ich dem Bun­
desrat, der Kommission, aber auch jedem einzelnen von Ih­
nen hier im Saal dafür, dass Sie sich mit dem Problem befas­
sen. Rassismus ist schrecklich, seine Auswirkungen sind ent­
setzlich. Wir brauchen nur nach Jugoslawien zu schauen. . 

· Ich bitte Sie, das Problem Rassismus als tief ethisches Pro­
blem zu betrachten, als Problem, mit dem die menschliche 
Gesellschaft konfrontiert Ist, dem die Gesellschaft mit aller 
Kraft gegenübertreten muss, vor allem die demokratische Ge­
sellschaft; denn Rassismus ist Mensc)lenverachtung, und 
l\llenschenverachtung ist die Grundlage zur Demokratiever-
achtung. · 
Der Kampf gegen den Rassismus ist eine Aufgabe jeder 
menschlichen Gemeinschaft, jeder Demokratie, aber auch je­
des einzelnen Menschen; denn nur wenn jede Bürgerin, jeder 
Bürger sich als Person, als Mensch gegen jeden Rassismus 
einsetzt, werden wir dieses Gespenst, das in der Menschheits­
geschichte so viel Unheil, das in unserem Jahrhundert so viel 
Entsetzen ausgelöst hat, besiegen können. 
Ich danke hier allen Bürgerinnen und Bürgern, die sich im All­
tag• gegen Rassismus einsetzen, und bitte alle Einwohnerin­
nen und Einwohner dieses Landes weiterzufahren, gegen Ent­
gleisungen au~ustehen, darauf aufmerksam zu machen, auf­
zuklären, wenn Diskriminierungen erfolgen! Nur gemeinsam, 
alle zusammen und jeder ein~elne, können wir für :foleranz 
einstehen und den Rassismus bekämpfen! 
Auf dem Tisch des Hauses liegt nun ein Vorschlag, wie der 
Staat helfen kann, den Kampf gegen den Rassismus aufzu­
nehmen: das Uebereinkommen und die Strafrechtsnorm. Bei-
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des sind taugliche Massnahmen, Massnahmen, die mithelfen 
können, das Gespenst Rassismus zu bekämpfen. Was mir 
aber fehlt, ist die Prävention, denn Rassismus besteht ja mei­
stens - das wissen Sie - aus Vorurteilen: Vorurteile aufgrund 
von Klischeedenken, Klischeedenken aufgrund mangelnder. 
Information, mangelnden Kenntnissen. . 
Deshalb bin ich froh, dass Kollegin Dormann einen Vqrschlag 
für eine Ombudsperson gemacht hat, dies nach ein~m ein­
drücklichen Vortrag des· schwedischen Ombudsmannes ge­
gen Rassismus hier in Bern. Der schwedische Ombuosmann 
hat uns aufzeigen können, wieviel Aufklärungsarbe~, der di­
rekte Kontakt in der Arbeit gegen den Rassismus bringen 
kann: Eine Ombudspe~n. die unbürokratisch und effizient 
aufklärt, federt die Strafnorm ab. 'Die Strafnorm ist für mrch eine 
Notbremse: eine Notbremse, die notwendig ist In einem Zug 
benützt man die Notbremse nicht für den Halt an jeder Station; 
man hat auch eine normale Bremse eingebaut Oie Not­
bremse ist nötig, aber auch die normale Bremsa Deshalb un­
terstütze ich den.Antrag Dormann, auch wenn er in seiner Aus­
formulierung noch nicht ganz konzis ist und durch den Stän­
derat sicher noch verbessert werden kann. 
Ich bitte Sie deshalb schon jetzt, den Antrag Oormann zu un­
terstützen, um den Willen des Nationalrates nach P~vention 
zu bekräftigen, damit wir den Willen zeigen, dass wir eine Abfe­
derung der Strafnorm brauchen, damit wir nicht immer die 
Notbremse ziehen müssen. 
Rassismus ist ein Gespenst, ein inhumanes, menschenver­
achtendes Gespenst, das sich immer wieder erhebt Ich bin 
froh darüber, dass wir heute konkrete Massnahmen b~chlies­
sen können, und danke Ihnen dafür. Das entbindet uns alle je­
doch nicht davon, uns immer wieder persönlich geQen den 
Rassismus und all seine Formen einzusetzen. 

Blatter: Vielen in unserem land fällt es schwer, den Rassis­
mus als grosse Gefahr zu erkennen. Wie leicht ist es doch, 
rasch wegzuschauen, sich zuzureden, es handle sich hier nur 
um Minderheiten! Seien wir ehrlich: Die Situation ist a,uch bei 
uns alarmierend. Wer 'von uns hätte gedacht, dass sich ex­
treme rassistische Minderheiten so gewalttätig bemerkbar ma­
-ehen? Der gewaltsame Rassismus hat viele Gesichter und 
zeigt sich zum Beispiel auch im religiösen Bereich des Sekten­
wesens. Ueberall dort, wo Menschen, die eine eig~ne Mei­
nung haben, mit roher Gewalt bedroht werden, müssen wir mit 
aller Kraft entschlossen entgegentreten 
Was ist zu tun? Nach den Ereignissen der letzten Monate In 
Rostock ist vielerorts der Ruf nach neuen Gesetzen lautgewor­
den. Eine Strafrechtsrevision ist richtig, und wir müssen für zu­
stimmen. Aber nur mit neuen Gesetzen und dem Beitritt zu in­
ternationalen Uebereinkommen allein können wir den Rassis­
mus nicht bekämpfen. Wer die Krawalle in Rostock am Fernse­
hen mitveriolgt hat, musste bemerken, dass die Probleme 
nicht nur auf dem gesetzlichen Weg zu lösen sind, denn da 
waren noch andere Leute, sogenannte Schaulustige, die mehr 
oder weniger zufällig dabei waren, sich selbstve~tändlich 
nicht an den Angriffen beteiligt haben; sie trugen keine hohen 
Stiefel, keine Abzeichen an den schwarzen Jacken, es waren 
schlicht Nachbarn von nebenan. Aber sie hatten einen Aus­
druck in den Gesichtern, der den Aktiven an Ueberzeugung 
und Zustimmung in nichts nachstand. Es Ist eine lllu$1an, zu 

. glauben, man könne die Bekämpfung des Rassismus an die 
Polizei und Richter delegieren. «Letztlich» - und da zitiere ich 
den Bericht des Bundesrates - «sind es die Bürger selbst, die 
Verfassung und Demokratie schützen müssen.» ·. 
Die Rassisten und Extremisten lieben es, sich auf eine fiktive, 
schweigende Mehrheit zu berufen. Es liegt an uns allen, aus 
dieser schweigenden Mehrheit aufzutauchen, einmal nicht als 
Politiker, sondern als Menschen unseren Einfluss im persönli­
chen Umfeld der Familie, des Vereins, der Bekannten geltend 
zu machen. Gerade der Rassismus Ist eine schle,iopende 
Krankheit, die sich in V\'itzen und abfälligen Bemerkungen ma­
nifestiert. Dadurch werden wir täglich mit ihr konfrontiert Ich 
appelliere an uns alle und an die gesamte Bevölkerung, sol­
chen Aeusserungen mit Zivilcourage entschlossen entQegen­
zutretenl 
Ich ersuche den Bundesrat daher, flankierend zur Strafrechts-

revision das Parlament und vor allem die Bevölkerung über die 
grossen Gefahren des Rassismus und Extremismus systema­
tisch und kontinuierlich zu informieren, wie es zum Beispiel mit 
der Aids-Kampagne sehr geschickt gemacht wird. 

M. de Dardel: ll y a trois jours, ä Gossau, dans le canton de 
St-Gall, des personnes non identlfiees ont tire sur un foyer de 
demandeurs d'asila II y avait une dizaine de personnes dans 
la salle et des vies humaines ont ete mises en danger. Cet eve­
nement n'a pas fait la une des journaux, il a ete quasiment 
passe sous silenoe dans notre pays, et il est entre maintenant 
dans l'indifference qui caracterisede plus en plus les reactions 
aux attentats qui continuent contre les demandeurs d'asile. 
Taut ä !'heure, M. Scharrer Jürg a annonce le referendum qui 
allait certainement etre lance ä la suite de ra decision qu!:3 nous 
prendrons. Peut-etre qu'alors le debat public reprendra avec 
plus d'acuite, mals malheureusement les arguments de 
M Scharrer Jürg nous montrent aussi le climat quelque peu 
nauseeux qui existera dans ce debat M. Scharrer Jürg 
condamne las attentats racistes, dit-il, mais tout le discours du 
Parti des automobilistes, des Democrates suisses et d'une 
partie de l'Union democratique du centre attise l'hostilite, voire 
la haine, .a l'egard des demandeurs d'asile. Et puis, si 
M. Scharrer Jürg declare coliclamner les attentats, c'est pour 
dire immediatement apres qu'il comprend l'irritation, l'enerve­
ment, de la population et les reactions violentes suscites par la 
presence des demandeurs d'asile. Pour M. Scharrer Jürg, 
l'ethnocentrisme est un sentiment nature! et positif, a-t-il dit 
Pour nous, l'ethnocentrisme est un nouveau mot pour camou­
fler le racisme, qui est lui-meme une degenerescence du na­
tionalisme. Nous opposons a ces pretendues valeurs les nö­
tres et celles de la communaute internationale, c'est-a-dire la 
solidarite, la tolerance et la democratie. Ce sont ces valeurs-la 
qui sont expressement contenues dans la convention contre 
le racisme et c'est pour cette raison fondamentale que nous 
adherons a cette convention. 
M. Scharrer Jürg dit que les dispositions du Code penal, qui 
sont prevues en application de la convention, seraient une 
musellere pour la population. II cite un exE'lmple, qui se veut 
frappant: des parents qui diraient «nous ne voulons pas que 
notre fille epouse un Turc» seraient pretendument punissa­
bles. C'est faux, archi-faux, la disposition du Code penal qul 
vous est presentee ne prevoit pas une incrimination pour des 
propos tenus dans l'intimite ou en «Stammtisch», mais seule­
ment une incrimlnation en cas d'lncitation organisee a la haine 
raciale. Quand M. Scharrer Jürg fait allusion au cas de Strebei 
pour pretendre que la police et la justlce poursuivent aujour­
d'hui avec acharnement !es exactions raclstes, il cite le plus 
mauvals cas possible. Strebei a ete accuse d'avoir tire, avec 
ses camarades ou compagnons, avec des armes ä feu sur un 
foyer d'aslle. II a ete condamne a des peines derisoires pour 
ses agissements vlolents et racistes. II a ete juge recemment ä 
Schwyz, ä huis clos, pour le proteger. II a obtenu la clemence 
du tribunal gräce ä un certificat de complaisance - c'est en 
tout cas lui qui le dit maintenant publlquement-delivre par un 
medecin II s'agit donc bien, malheureusement, dans cette af­
faire Strebei, du pire exemple d'une extreme mollesse des au­
torites judiciaire et policiere, et notre opinion est que la signa­
ture de la convention et l'instauration d'un droit penal antira­
ciste pourront servir de socle a une prise de conscience de la 
part des autorites administrative, policiere et judiciaire afin que 
ces autorites soient motivees contre le racisme et qu'elles 
soient incluses dans un processus efficace contre les discrimi­
nations raciales. 
Enfin, M. Scharrer Jürg cite !es cas du Burundi et du Sri Lanka 
comme des cas negatifs de pays qui ont adhere a la conven­
tion. II cite aussi le cas de l'Allemagne, ä cause des manifesta­
tions racistes vlolentes et collectives qui se produisent actuel­
lement dans ce pays. L'Allemagne aussi a signe la convention 
et dispose d'un droit penal antiraciste. Nous repondons ä cela 
que la convention n'est pas un remede miracle contre le ra­
cisr:ie. Elle est seulement le debut du commencement de ce 
que nous devons faire contre le racisme et bien d'autres tä­
ches nous attendent par la suite. 
Dans !'immediat, nous soutenons la proposition de Mme Dor-
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mann, a savoir l'instauration d1un ombudsman contre le ra­
cisme. Nous avons pu oonstater avec l'exemple suedois l'effi­
cacite de cette institution. Dans un second temps, nous sou­
tiendrons las efforts qui seront certainement entrepris dans las 
cantons pour qua las procedures penales cantonales admet­
tent la qualite pour agir des associations privees antiracistes. 
Enfin, dans un troisieme ,temps, parce qua la lutte contre le ra­
cisme signifie une veritable politique d'integration des etran­
gers p6ur faire front a la xenophobie, nous soutiendrons tou­
tes las initiatives qui existent deja dans las cantons en faveur 
du droit devote aux niveaux communal etcantonal. 

Weder Hansjürg: Millionen von Menschen sind auf der Flucht, 
und täglich werden es mehr. Sie fliehen vor Verfolgung, Unter­
drückung und Armut Die meisten finden Zuflucht bei ihren 
Nachbarn. Einige tausend sind bei uns gestrandet Flücht­
linge sind in den meisten Fällen Verfolgte und Entr!')Chtete, 
sind oftmals auch Opfer eines masslosen Ausbeutungsfeldzu­
ges der reichen Nationen, an dem wir uns - ob wir es wollen 
oder nicht ..:. mitbeteiligen. Die Banken etwa leihen Geld zu 
Wucherzinsen, und unsere Wirtschaft liefert Waffen, die den 
Armen nichts nützen, ihren Ausbeutern aber die Machtposi­
tion sichern. Zurück fliesst nicht nur das Geld in reichen Strö-

, men, sondern es kommen auch Flüchtlinge zu uns. . ' 
Ausländer, besonders nichtweisse, haben es bei· uns nicht 
leicht $ie stossen auf Schwieri9keiten, wie wir, die Einheimi­
schen, sie nicht kennen. Aufgrund der Erfahrung mit meinen 
beiden dunkelhäutigen Adoptivkindern - ich rede t,ier aus tie­
fer Betroffenheit - weiss ich, wie sehr sie Demütigungen und 
Erniedrigungen ausgesetzt sind. Oft, zu oft kamen meine bei­
den Töchter tief traurig und aufgelöst nach Hause, weil sie un­
würdig behandelt wurden, bis hin zu vulgären Beschimpfun­
gen und erniedrigenden Handgreiflichkeiten. Meine Kinder 
werden in ihrer Menschenwürde oftmals verletzt Ihre Seelen 
sind gleich verletzlich wie die unseren. 
Diejenigen Medien und Parteien, die der FremdenfeindliclJkeit 
direkt oder indirekt das Wort reden unq offen oder versteckt 
den. Nährboden für den Rassismus vorbereiten - wir haben 
das heute morgen schon gehört -, tragen Mitverantwortung 
für das schlechte Klima gegenüber den Fremden ebenso ,wie 
die Instanzen, qie es gerne versäumen, den Tätern intensiver 
nachzustellen, wenn irgendwo wieder ein Anschlag auf ein 
Heim für Asylsuchende stattfindet oder wenn gar eines in 
Flammen aufgeht · . 
Angehörige anderer Rassen haben es bei uns nicht leicht Be­
gegnen wir ihnen doch mit einem Lächeln, die Weihnachtszeit 
bildet das geeignete Umfeld dazu. Sie sind uns für dieses Lä­
cheln dankbar. Wer dies einmal versucht, wird feststellen, 
d~s das Lächeln auch ihm selbst guttut 

On. Borradorl: La nostra frazione e della ferma opinione ehe i 
diritti dell'uomo vadano rispettati ad ogni costo. Personal­
mente mi sento inoltre di condannare e di stigmatizzare ogni 
atto di violenza, in partiqolare quando questo e diretto contro 
chi, in un modo o nell'altro, e diverso da noi. · 
Ciononostante, pi fronte alla Convenzione ehe il Consiglio fe~ 
derale ci propone di ratiflcare, provo dei sentimenti contra­
stanti e di profonda perplessitä. Se il cuore mi potrebbe in­
durre a seguire le raccomandazioni del nostro Governo, rac- · 
comandazioni ehe, sotto il profilo idealistico, sono senz'altro 
giuste e condivisibili, la mente mi obbliga invece alle seguenti 
considerazioni, piu pragmatiche e razionali. Ci e stato detto 
ehe 129 Stati hanno sino ad_ oggi ratiflcato la Convenzione. Sul · 
piano dell'efficacia, quali sono stati i risultati riscontrati in que­
sti 129 Paesi? In quali e quanti Stati sie potuta constatare una 
diminuziorie dei moti' razziali e xenofobi, senza pero, e questo 
e importante, ehe la Convenzion.e mettesse cortemporanea­
mente una pericolosa museruola alla liberta di opinione del cit­
tadino? Queste legittime domande nel messaggio rimangono 
senza risposta, ed e un vero peccato. 
Gettando uno sguardo intorno a noi, vediamo come il pano- · 
rama sia per6 desolante e non ci permetta certo c:; con,>ludete 
ehe questa Convenzione abbia sortito degli effetti spettacolari 
o quanto meno degni di nota Anzi, ci induce piuttosto a rite­
nere <::he la maggior parte dei Paesi firmatari non vi si attenga 

per nulla E allora, come fugare il sospetto ehe questa Conven­
zione, corne purtroppo diverse altre, sia stata allestita e ratifl­
cata da malte Nazioni solo per una qLJestione di forma, quasi 
per mattere a tacere le coscienze, per gettare fumo negli occhi 
e consentire nel contempo di non fare nulla di concreto per ri-
solvere i problemi razziali? ' ' 
Vi sono pol delle voci ehe dicono ehe noi dobbiamo ratificare 
la Convenzione per ragioni di politica internazionale, per una 
questione di soljdarieta con le altre Nazioni. Si vuole forse dire 
con cio ehe gli Stati Uniti, ehe non hanno mai ratificato il trat­
tato, hon si comportano in modo solidale? Questa mi sembre­
rebbe, francamente, un'affermazione molto azzardata 
Personalmente faccio inoltre molta fatica ad accettare ehe una 
Convenzione, il cui scopo dovrel;>be essere quello di tutelare i 
diritti essenziali dell'individuo, possa contenere rischi tali da 
doverla ratificare solo con riserva, e in particolare con la riserva 
degli elementi fondamentali ehe formano la dignita di una per~ 
sona, ossia la liberta di opini,one e quella di associazione. 
Se, di fronte al decreto A, provo unicamente un profondo scet­
ticismo, tale sentimento diviene awersione nei confronti della 
modifica del diritto penale ehe ci viene sottoposta ' 
Al proposito due considerazionL La prima e ehe reputo un er­
rare porre in connessione la repressione penale del razzismo 
con la ratifica. della Convenzione. Dobblamo, an ehe in qu~sto 
campo, rimanere sovrani in casa nostra e dimostrare ehe, se 
decidiamo di colpire penalmente il razzismo- in quanto lo rite­
niäino opportune o necessario - e perche ne siamo noi intima­
inente convinti, come Stato, e non perche abbiamo aderito ad 
un qualsivoglia trattato internazionale. 
La seconda ed ultima considerazione e di natura piu spicciola 
Una modifica del Codice penale appare inutile in quanto giä 
oggi disponiamo. di norme penali sufficienti per sanzionare atti · 
di violenza corporale o reati contro l'onore ehe venissero com­
messi sulla base di una matrice razziale. Non vi e quindi neces­
sita alcuna di appesantire Ulteriormente il nostro apparato 
legislativo, con delle norme per giunta ehe, altre a creare dei 
grossi problemi di interpretazione, potrebbero risultare deiveri 
e propri bavagli per la liberta di opinione del. singolo, bavagli 
del tutto indegni di uno Stato di diritto. 

Keller Rudolf: Ueberall in der Welt gibt es Probleme im Zu­
sammenleben zwischen Menschen, wenn zu viele fremde 
Menschen in ein Land einwandern. Spannungen zwischen 
den eher unteren sozialen Schichten der Einheimischen und 
den Einwandererp sind die Folge solcher Politik Das hat aber 
-in der Schweiz in den meisten Fällen nichts mit Rassismus zu 
tun. Eine weitsichtige Politik wäre es, solche Probleme zu ver­
hindern. Aber schauen wir uns einmal in der Welt um: Unzäh­
lige Lär:ider, die das Uebereinkommen unterzeichnet haben, 
halten sich gar nicht daran. Dieses Papier ist nicht einmal das 

• Papier wert, auf dem es steht Es hat simplen deklamatori­
schen Charakter. Es vermochte nicht einmal als moralisch­
ethische Bremse zu wirken. 
Wenn eine ex-jugoslawische Regierung trotz Uebereinkom­
men einen offensiven K'lieg zur Vernichtung anderer Völker 
und VolksgFuppen führt- und die von einigen so hochgelobte 
EG als Unterzeichnerin dieses Uebereinkommens schaut ein­
fach zu und lässt dia Leute sich gegenseitig abschlachten -, 
dann sieht man, wie ernst solche Uebereinkor'nmen genom­
men werden. Wir alle sind empört darüber, wie sich die EG 
ausser mit leeren Floskeln einen Dreck um das Jugoslawien­
Problem kümmert Und die Uno lässt mit sich spielen. 
Hätte es in Jugoslawien Oelquellen, wäre schon lange gehan­
delt worden - siehe Kuwait Es ist doch so: Diese Völkerwan­
derungen, diese Einwandererfragen und alle daraus allenfalls 
entstehenden Probleme stehen in einem engen Zusammen­
hang mit wirtschaftlichen Grundgegebenheiten und Ueberle­
gungen. Das ist die Realität 
Offensichtlich sind solche Uebereinkommen nur dazu da, 
dass sie einfach da sind, nur um das Gewisser:, zu beruhigen. 
Getan, verändert wird überhaupt nichts. Auch diese Debatte, 
die jetzt so gross daherkommt, wird an den Grundtatsachen 
nichts ändern. Was soll es eigentlich unserem lande bringen, 
wenn wir dieses Uebereinkommen unterzeichnen? Wir haben 
trotz ·Rezession d~n höchsten Ausländeranteil weit und _breit, 
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und es werden immer noch mehr Ausländer in unser U;lfld-ge­
lassen. Sehr viele Asylbewerber sind illegal bei uns; deshalb 
können wir den Rückweisungsantrag unterstützen, dass zu­
erst diese Probleme gelöst werden, bevor man ü~rhaupt 
daran denkt, ein solches Uebereinkommen zur Beseitigung 
der Rassendiskriminierung zu unterschreiben. Alles andere ist 
doch reine Augenwischerei und eine unehrliche Politik. Wo hat 
denn dieses Uebereinkommen je vorhandenen Ras~ismus 
beseitigt? Etwa im leider neu vereinigten Deutschland, .e.twa in 
Marseille, etwa in 1talien, wo der Norden immer weniger vom 
Süden wissen will, etwa im unterdrückten Baskenland oi:Jer in 
Korsika? Oder geht es nur darum, dass man mit grossem 
Pomp ein Dokument unterzeichnen kann, damit man auch da­
zugehört? Was son das denn eigentlich? 
Sind dies nicht Ueberlegungen, die uns eigentlich zu einem 
Nein zu diesem· Dokument veranlassen sollt~n? Sol\,en wir 
das Ganze nicht deshalb dem Staatsvertragsreferendu{Tl un­
terstellen, damit sich das Volk darüber aussprechen kann? 

Herczog: Das Auffallendste an dieser Debatte ist, dass Leute 
hier im Saal sitzen, die heute dieses Uebereinkommen nicht 
ratifizieren wollen: heute, wo Nationalismus und Rassismus 
eine bedrohliche Renaissance feiern, wo Ueberfälle auf Aus­
länder und Asylsuchende in Mitteleuropa lediglich weitere Zif­
fern in der Kriminalstatisti~ sind, wo generell die Schwelle zu 
Gewaltbereitschaft auch in unserem Land nicht mehr hoch ge­
nug ist und wo dies alles in der alltäglichen Oeffentlich~eit mit 
erschreckender Gleichgültigkeit aufgenommen wird ' 
Dies deutet auf eine Art Formveränderung des Rassismus und 
Nationalismus hin, die sich irgendwo zwischen den bisherigen 
Konservativen und Rechtsradikalen ansiedeln. Ihr Legitimator 
ist jener rechte Populismus, welcher sich teilweise berechtig­
ter Aengste und Orientierungsunsicherheiten, aber auch Res­
sentiments und Vorurteile in der Bevölkerung bedient, um die 
eigene politische Position zu verbreiten. Der Nährbqden für 
diesen Populismus ist die Vergrösserung der Kluft zwischen 
sozialem Rechtsstaat und gesellschaftlicher Realität Durch 
diese Formveränderung werden heute die Grenzen zwischen 
Rassismus, Nationalismus und Rechtspopulismus g1;iwisser­
massen fliessend. Ich rede hier nicht gegen die Zusammenge­
hörigkeitsgefühle und die kollektive Identität einer Nation; 
aber es darf nicht sein, dass Menschen, weil sie Fremde sind, 
vom Zugang zu dieser Identität ausgeschlossen bleiben! 
So gesehen erfüllen die Ratifikation dieses Uebereinkom­
mens und die Strafrechtsrevision mehrere aktuelle politische 
Notwendigkeiten: · · 
1. Sie definieren national und international eine Art demokrati­
schen Gesellschaftsvertrag, da sie einen kritischen Umgang 
mit der Formveränderung des Rassismus verlangen. 
2 Sie ziehen dort jene Grenzen zur abstrakten demokrati­
schen Freiheit, wo diese das konkrete Menschenrecht verletzt 
3. Sie verpflichten uns auch, nicht allein einen pädagogischen 
Antirassismus zu diskutieren, sondern national und internatio­
nal an jenen konkreten gesellschaftlichen und ökonomischen 
Randbedingungen zu arbeiten, die das Anwachsen der:-Zwei­
drittelsgesellschaft eindämmen und überwinden können. 

Frau Dormann: Wenn ich an die vergangenen Wochen·vorder 
Abstimmung denke und mir unzählige Aeusserungen \Ion be­
sorgten Schweizer Bürgern und Bürgerinnen nochmals ins 
Bewusstsein führe, dann schaudert mich. Ich bekam ~n Ein­
druck; dass für viele Schweizer und Schweizerinnen alle Aus­
länder schlecht sind, uns ausbeuten und verdrängen wollen, 
missbrauchen, hintergehen und ruinieren. . 
Vergessen sind bei solchen Aeusserungen unsere Fe(ien in 
fremden Welten, fernen Buchten und auffaszinlerendenMärk­
ten. Vergessen ist unsere Vorliebe für die chinesische.K-üche. 
Vergessen sind unsere Gelüste nach exotischen Gewürzen, 
die reichen Tafelrunden mit Lachs und Meeresfrüchten. Ver­
gessen bleibt unsere Liebe zum französischen Wein, z~m itlr 
lienischen Grappa und zum türkischen Kaffee. Vergessen blei­
ben unsere Sympathien für südamerikanische Son!1S und 
Rhythmen. Vergessen sind all unsere Wünsche nach amerika­
nischem Jazz, mit englischem Text natürlich. Vergessen wer­
den unsere Gefühle, die beim Anhören von afrikanischen Ne-

·gro Spirituals oder einer Panflöte aus den Anden hochsteigen. 
Interessant, dass all diese importierten, übernommenen und 
kopierten Ess- und Trinkkulturen bei uns auf soviel Sympathie 
und Akzeptanz stossen. Interessant, dass trotz der englischen 
Schlager und der anregenden Jazzmusik unsere vielgeliebte 
Folkloremusik ihren Platz behalten konnte. Interessant, dass 
die Rösti und die Bratwurst trotz exotischen Küchenangebo­
ten nicht vom Menüplan gestrichen wurden. Interessant, dass 
sich Männer-, Frauen- und Kinderchöre, unsere Trachten- und 
Jodelklubs einer ungebrochenen Wertschätzung erfreuen; 
zumGlückl 
Aber wovor haben denn Herr und Frau Schweizer überhaupt 
Angst? Sympathische und unsympathische Gefühle für den 
anderen Menschen, für andere Gewohnheiten oder Kulturen 
gehören zum Menschsein. Ich denke, dass jeder Mensch eine 
latente Veranlagung zur Diskriminierung anderer Menschen 
hat, zur Geringschätzung fremder Kulturen, zur Verurteilung 
andersartiger Gesinnungen, Haltungen und Religionen. 
Wenn aber mangelnde Sympathie für einen anderen Men­
schen in Diskriminierung oder gar Degradierung ausartet und 
mit korperlicher Tätlichkeit oder psychischem Terror endet, 
sind die Grenzen überschritten. Eine Klima von Hass und Vor­
urteilen wirkt im Volk zudem sehr ansteckend. 
Ich bin froh, dass das Uebereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung ein internationales Abkom­
men ist, das auch uns zugute kommt, wenn wir im Ausland 
sind und diskriminiert werden. Wir haben keine Garantie, dass 
wir das auserwählte Volk bleiben, trotz unserem Egoismus, 
unserer Tradition, unserem Patriotismus. Soll eine sinnvolle 
soziale, kulturelle und politische Integration der Fremden Er­
folg haben, gilt es, lntegrationshemmende und Integrations­
verunmöglichende Faktoren auf beiden Seiten zu erkennen, 
auf derjenigen der Einheimischen wie auf jener der Fremden. 
Deshalb ist der Beitritt zum Internationalen Abkommen gegen 
jede Form von Rassendiskriminierung das eine, die Revision 
des Strafgesetzbuches das andera Die Schaffung einer Om­
budsstelle zur Prävention und Verhinderung von Diskrimiaie­
rung ethnischer Minderheiten ist das- dritte Standbein, die Er­
gänzung ztim Uebereinkommen und zum Strafrecht 

Tschäppät Alexander: Wir haben jetzt viel über das Abkom­
men gehört Ich erlaube mir deshalb, mich auf die Strafbestim-
mung zu beschränken. . ' 
Eine direkte Verpflichtung aus dem Ueberelnkommen, eine • 
spezielle Strafrechtsnorm zu schaffen, besteht nicht In der 
Vernehmlassung ist denn auch die Kritik geäussert worden, 
die strafrechtliche Gesetzgebung solle sich auf die Eindäm­
mung von Auswüchsen beschränken, damit sei eine Ergän­
zung des Strafgesetzbuches im Zusammenhang mit dem Bei­
tritt der Schweiz zum vorliegenden Ueberefnkommen über-
flüssig. · 
Dieser Argumentation muss ganz entschieden entgegenge­
treten werden. Wenn Sie das geltende Strafrecht durchmu­
stern, stellen Sie fest, dass spezifische Bereiche, die gerade 
für das Antirassismus-Abkommen von besonderer Bedeutung 
sind, nicht abgedeckt sind. Delikte gegen die Ehre schützen 
nur die Ehre, nicht den öffentlichen Frieden, um den es hier 
geht Und Artikel 259 Strafgesetzbuch: Die öffentliche Auffor­
derung zur Gewalttätigkeit schützt nur vor Gewalttätigkeit; sie 
schützt aber nicht gegen die allgemeine Hetze. Daher muss 

, das Anliegen der Bekämpfung des Rassismus Im geltenden 
Recht umgesetzt werden, in einer Form, wie sie jetzt vom Bun­
desrat kommt, nämlich in einer bestimmten Strafrechtsnorm. 
Der Minderheitsantrag Ruf ist daher entschieden abzulehnen. 
Es wäre katastrophal und fatal, hier nichts zu beschliessen. 
Noch problematischer ist der Antrag der Minderheit Sandoz. 
Er scheint ein bisschen weiter zu gehen, indem er eine Straf­
verschärfung verlangt, wenn aus rassistischen Gründen ge­
handelt wird Nach unserer Meinung genügt diese Form nicht, 
um dem Ueoereinkommen nachzuleben. Damit wird nur ein 
Scheingefecht geliefert, denn schon heute erlaubt Artikel 63 
StGB jedem Richter, bei der Strafzumessung die Motive -
auch das rassistische Handeln - mitzuberücksichtigen. Die 
Formulierung der Minderheit Sandoz geht zwar ein bisschen 
darüber hinaus. Sie erfasst aber nichts Neu~s. Insbesondere-
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,, 
und das ist ganz wichtig - bietet sie keine Handhabe gegen 
die allgemeine .Hetze. Der Antrag der Minderheit Sandoz ist 
äusserst gefährlich, ich würde sogar sagen: perfid. Man will 
scheinbar etwas gegen den Rassismus unternehmen, indem 
man eine Strafverschärfung vorsieht Die strafrechtlich rele­
vanten Punkte, nämlich rassistische Propaganda, rassistische 
Angriffe auf die Menschenwürde und die Verweigerung einer 
öffentlich angebotenen Leistung werden im Antrag der Min­
derheit Sandoz einfach ignoriert Die Annahme dieses Antra­
ges - das lassen Sie sich hier klar sagen - bedeutet, dass die 
allgemeine Hetze, dass die «Auschwitz-Lüge»~ um nur diese 
beiden zu nennen - auch künftig straflos bleiben werdenl 
Diese Aussage wird man dann im Ausland zur Kenntnis neh­
men, und sie hätte für unser Land katastrophale Folgen. 
Wie bereits ausgeführt, dürfte die Schaffung eines eigenstän­
digen Strafrechtsartikels der einzig richtige Weg sein, um dem 
Uebereinkommen nachzuleben. Das Ist der eine Aspekt die­
ser Strafrechtsnorm. 
Es gibt aber noch einen anderen, nämlich dass auch inner­
staatlich ein Handlungsbedarf besteht und endlich etwas ge- · 
tan werden muss, um den Rassismus zu bekämpfen und ihn 
gesetzlich in den Griff zu .bekommen. Gerade die Ereignisse 
der letzten Wochen und Monate haben klar gezeigt, dass wir in 
einer Zeit grosser soziologischer Umwälzungen leben. Die 
daraus entstehenden Spannungen verlangen nach einer wirk­
samen gesetzlichen Regelung. Die Schaffung von strafrechtli­
chen Bestimmungen wird auch eine präventive Signalwirkung 
und entsprechende Auswirkungen haben. 
Die sozialdemokratische Fraktion bittet Sie daher dringend, 
alle Anträge, die auf die Nichtschaffung oder Verwässerung 
des Strafrechtsartikels hinzielen, abzulehnen. Fremdenfeind­
lichkeit und Rassenhass lassen sich nicht mit dem Strafrecht 
aus der Welt schaffen. Das Strafrecht ist sicher auch ein höchst 
unvollkommenes Mittel, um Probleme zu lösen Aber mit der 
Schaffung des Diskriminierungsartikels im strafrecht macht 

· der Staat deutlich, dass er die Menschenwürde höher einstuft 
als die Freiheit, menschenverachtende Parolen zu verbreiten. 

M. Couchepln: Depuis quelque temps, il y a malheureuse­
ment dans notre pays une recrudescence d'actes de violence 
a ~•encontre des etrangers et de manifestatlons de racisme: Je 
crois que ce n'est pas la premiere fois. dans l'histoire c;:le ce 
pays qu'on asslste a des poussees de fievre raciste ou xeno­
phobe. Uj. question qu'on pourrait alors se poser est la sui­
vante: est-ce qu'il est vraiment necessaire, dans les circons­
tances actuelles, de signer cette convention et d'lnscrire dans 
le Code penal· une nouvelle norme condamnant le racisme et 
la xenophobie? Est-ce qu'on ne peut pas faire confiance au 
bon sens et a la sante morale natqrelle de .ce pays pour 
condamner, par Ja pression sociale, les manifestations de ra­
cisme et de xenophobie? 
Je crois qu'aujourd'hui la situatlon est differente de celle que 
l'on a connue dans le passe, et ce pour deux raisons principa­
les. II y avait, auparavant, beaucoup moins de mobilite, de de­
placements et de brassages de populations, et le contröle so­
cial ·exerce par les instances morales de ce pays etait beau­
coup plus fort On pouvait decemment esperer - et la realite a 
demontre que ce n'etait pas infonde - que, des qu'un acces 
de racisme se manifestait et depassait une certaine norme, 
l'ensemble de•la population reagissait et Je condamnait La 
rupture du contröle social qui apporte par ailleurs des avanta­
ges comporte aussi des risques, et en particulier celui de lais­
ser s'exprimer des tendances racistes ou xenophöbes. C'est 
donc une premiere raison d'accepter cette convention et d'in­
troduire la norme penale. 
En outre, a travers l'inscription dans Je Code penal d'une 
norme condamnant les appels au racisme, a la xenophobie, 
en signant cette convention internationale, on donne un signe 
positif des valeurs morales sur lesquelles sont basees notre 
politique , d'integration et notre volorite de cooperation · a 
l'echelle internationale. Pour nous, il y a fondamentalement 
une egalite de nature des etres humains et les d:fferences 
entre eux,, y compris celles fondees sur la race ou la nationa­
lite, ne sont que secondaires; elles ne sont que de circonstan­
ces, elles ne sont pas essentielles. Meme s'il est justifie de faire 
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des differences en fonction de la nationalite, elles n'impliquent 
pas une difference d'estime a l'egard des personnes de race 
ou de nationalite differente de la nötre. C'est donc aussi dans 
une perspective d'integration que ces textes sont importants. 
lls constituent la base morale minimum sur laquelle nous en­
tendons bätirtant notre politique d'integration en Europa que 
notre politique de cooperation a l'echelle internationale. 
C'est pourquoi il faut les adopter sans restriction et sans 
compromis. 

Steinemann: Die Ratifikation des Antirassismus-Ueberein­
kommens würde unsere freie Meinungsäusserung einmal 
mehr einschränken und so dem Schweizervolk wiederum eine 
Tranche seiner Identität rauben. Seit geraumer Zeit wird ge­
predigt, die Schweizer seien fremdenfeindlich und Rassisten, 
nur weil wir Ordnung im eigenen Land haben wollen und ver­
langen, dass der Bundesrat endlich den Volkswillen respek­
tiert, wie er 1987 in der Abstimmung zur Aenderung des Asyl~ 
gesetzes zum Ausdruck kam. 
Bei dieser Vorlage handelt es sich nach Meinung der Auto-Par­
tei um ein Anti-weisse-Rasse-Gesetz, um einen von der Linken . 
zu verpassenden Maulkorb. Wir Schweizer sind keine Rassi, 
sten und brauchen deshalb keine Rassismusbürokratie. Mit 
dem neuen Gesetz könnte nämlich - dies als Beispiel - für ei­
nen schwarzafrikanischen Asylanten die fatale Möglichkeit be­
stehen, gegen einen Hauseigentümer wegen Rassismus zu ' 
klagen, nur wen dieser eine freie Wohnyng einem seriösen 
Schweizer Ehepaar vermietete und nicht dem Afrikaner. Dass 
,der Nichtberücksichtigte mit der vollen Unterstützung unserer 
Linken rechnen könnte, ist selbstverständlich. Dieser Hausbe­
sitzer würde also per Rassismusgesetz faktisch genötigt, die 
Wohnung dem schwarzen Mitbewerber zu vermieten, wenn er 
keine Klage riskieren möchte. Genau gleich könnte es auch ei­
nem Arbeitgeber ergehen, der einem schweizerischen Bewer­
ber den Vorzug gegenüber dem Angehörigen eines exoti-
schen Landes geben möchte. . 
Das Ganze hat, wie Sie sehen, mit Rassendiskriminierung we­
nig, mit Einschränkung dar Volksrechte viel zu tun. Dieses 
Anti-Schweizer-Gesetz beinhaltet aber auch gewaltigen sozia­
len Zündstoff, der nicht unterschätzt werden sollte. 
Andererseits werden wir Schweizer im eigenen Land immer 
mehr durch Ausländer verunsichert Beispielsweise ,führt ge­
bietsweise die beachtliche Zahl von Kindern islamischer Reli­
gionszugehörigkeit in Schulen immer öfter dazu, dass Lehr- . 
kräfte kaum noch christliches Gedankengut, christliche Wert­
vorstelli:mgen und Traditionen vertreten dürfen. Es sind im 
Kanton St Gallen Fälle bekannt, wo mit Rücksicht auf moham­
medanische Schüler auf Adventsbräuche, Weihnachtslieder 
und ähnliches verzichtet wurde. Andererseits wissen wir natür­
lich alle, wie intolerant islamischer Fundamentalismus gegen­
über christlichen Religionsgemeinschaften ist Im weiteren be­
wirkt die im Islam völlig anders geartete Position der Frau be­
reits verschiedentlich, dass Lehrerinnen der Oberstufe mit 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben, um sich gegenüber Kna­
ben durchzusetzen. Den Lehrerinnen wird von diesen Jugend-

. liehen und besonders ihren Vätern die Kompetenz für Diszipli­
narmassnahmen völlig abgesprochen oder verweigert Wir 
sind der Auffassung, das~ die Toleranz zu weit getrieben wird, 
wenn an unseren Volksschulen die abend~ndische Weltord­
nung aus diffusen Gleichheitsüberlegungen verdrängt wird. 
Die Fraktion der Auto-Partei ist der Meinung, dass die heutigen 
gesetzlichen Regelungen für die Verfolgung echter Rassisten 
genügen, und sie empfände es als Beleidigung für jeden tole­
ranten ~chweizer,. wenn diese Vorlage gutgeheissen würde. 
Im Uebereinkommen heisst es nämlich unter anderem folgen­
des: "···· verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, wo immer es an­
gebracht ist, alle eine Rassenintegrierung anstrebenden viel­
rassischen · Organisationen und Bewegungen zu unterstüt­
zen .... » (Art 2Abs. 1 Bst e) 
Dieser Satz alleine ist ein.Referendum wert Mit diesem Absatz 
handeln wir uns trojanische Pferde ein. Es wäre gut möglich, 
dass zum Beispiel ein Ableger der türkisoh-kommu:iistis:;hen 
Partei unter diesem Titel bei uns offen aktiv wirken könnte und 
dies von der Schweizer Bevölkerung noch uhterstützt werden 
müsste. 
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Die Vertragsstaaten werden auch verpflichtet, Massnahmen 
zu treffen, «um die angemessene :Entwicklung und einen hin­
reichenden Schutz bestimmter Rassengruppen odw ihnen 
angehfüender Einzelpersonen sicherzustellen, damit. gewähr­
leistet wird, dass sie in vollem Umfang und gleichberei:htigt in 
den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiooitef!i gelan­
gen.» Dies steht in Artikel 2 Absatz 2 Es ist wiederuru in der 
Schweiz erfüllt Wozu also noch ein unnötiges Gesetz?: 

0 

Wenn wir diese Aussagen z. 8. im Zusammenhang mit unse­
ren Rentnern und de_n unter dem Existenzminimum lebenden 
Schweizerinnen und Schweizern betrachten, fällt uns auf, 
dass diesen Gesellschaftsgruppen vergleich8Y!eise. J!V8Sent­
lich weniger Aufmerksamkeit geschenkt wircl. Uno. ,dies ist 
doch eine traurige Tatsache. · ', · 
Unser Bund hat den Zweck, die Unabhängigkeit des Vaterlan­
des gegen aussen zu behaupten und Ordnung im Innern zu 
bewahren, die Freiheit und die Rechte der 8dgen.Qssen zu 
schützen und ihre gemeinsame Wohlfahrt zu fördeirt. · Neue 
Begriffe yon Menschenrechten, Grundfreiheiten oder Gleich­
berechtigungen, die auf Bevorzugung einer bestimmten 
Rasse abzielen, kennt unsere Verfassung nicht 
Die Auto-Partei lehnt grundsätzlich jede Art von Rass(smus ab 
und verwehrt sich dagegen, ln dieser Debatte in die N,ähe von 
rechtsextremen Rassisten gestellt zu werden. Gra(ftinigkeit 
wird in diesem Saal eben oft und vorsätzlich krummgenom­
men. Es wäre auch bedenkiich für unseren Staat, ~~h vater­
ländisch motivierte Opposition gegen den klaren, 81W18senen 
Missbrauch des Asylrechts mit Rassismus ~leichgesetzt 
würde. 
Die Fraktion der Auto-Partei bittet Sie nachdrücklich, atlf diese 
Vorlage nicht einzutreten. · 1 

Rychen: Das Anliegen des Uebereinkommens .zur Beselti­
gung von Rassendiskriminierung ist aus meiner Sicht gerade 
heute von besonderer Aktualität ·Die weltweiten Migrationsbe­
wegungen haben auch in der Schweiz Aengste verstärkt Es 
kommt zu Abwehrhaltungen gegenüber fremden Menschen 
Auch sind die Uebergriffe auf Angehörige fremder Staaten, vor 
allem auf Asylbewerber, zum Teil auf rassistische 'an.mdhal­
tungen zurückzuführen. Rassismus, ob wir es wahrhaQen wol­
len oder nicht, ist auch In unserem Land eine Tatsache, 1,md es 
hiesse die Augen vor der Realität verschliessen, Wliltde man 
die Hände einfach in den Schoss legen und die Gewalt- oder 
andere Taten gegen Menschen aus anderen Kulturen über-
sehen. _ . . 
Ich stelle aber auch fest, dass eigentliche Rassisten in diesem 
lande wohl eine verschwindend kleine Minderheit darstellen. 
Ich möchte auch ganz klar sagen, dass nicht alle Leutß, die vor 
Frer'nden Angst haben, mit Rassisten gleichzustellen sind Wir 
müssen dabei auch auf gewisse Entwicklungen hinWeisen. 
Zum Beispiel: Wenn Christen in der Türkei ~ met,r~in der 
Lage sind und kaum mehr Spielraum haben,'ihren Gl~uben 
auszuüben und zu i,raktizieren, muss man auch begreifen, 
wenn Reaktionen von Menschen, die sich gegen andere Glau­
bensgruppen zur Wehr setzen, in unserem lande deutlicher 
werden. Ich glaube, vor diesen Entwicklungen darf man nicht 
die Augen verschliessen. . 
Auf der anderen Seite ist für mich klar: Der Beitritt ztim Interna­
tionalen Uebereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung - oder auch Diskriminierung, ~derer 
Glaubensrichtungen - bedeutet eine nicht unwes$ntllche 
Massnahme'unseres Landes zur Bekämpfung dieser ~schei-
nungen in jeder Form. . . 
Natürlich kennen wir die Argumente der Skeptiker: Der Beitritt 
sei nichts weiter al.s ein Lippenbekenntnis; das Uebereinkom­
men sei ein Papiertiger; ,einzelne der Unterzeichrrerstaaten 
hielten sich nicht an die vereinbarten Regelungen. Das 
stimmt: Es gibt Länder, die sich tatsächlich nicht an diese Ver­
einbarungen halten. Dennoch glaube ich, dass es ~ne sehr 
wichtige Aufgabe unseres Landes ist. die Wahrung·der, Men­
schenrechte in der ganzen Welt zu unterstützen uni;:I zu för­
dern. Wenn wir d:ese :<onvention ablehnen würdett, 'würde 
dies von anderen Seiten her entsprechend interpretiert Die 
Einhaltung der Menschenrechte war zu lange Zeifkelr.i lllema 
auf dem internationalen Parkett Heute ist sie ein Traktandum 

geworden, und das ist gut so. Sie ist aus der internationalen 
Zusammenarbeit nicht.mehr wegzudenken; auch wenn sich 
einzelne Staaten in Kultur und Rechtsauffassung sehr stark 
unterscheiden und unter Menschenrechten Verschiedenes 
verstehen, glaube ich, dass offizielle Verpflichtungen gemäss 
diesem Uebereinkommen ein Mittel sind, immer wieder eine 
Grundlage zu haben, um für die Menschenrechte zu kämpfen. 
Wir sind trotz allen Rückschlägen-siehe Jugoslawien und an­
dere Vorfälle, auch in unserem land - im gesamten doch ein 
Stück weiter gekommen. Wir müssen einfach realistisch blei­
ben und nicht meinen, dieses Uebereinkommen könne alle 
Probleme lösen. Es ist eine moralische Grundlage für Solidari­
tätund für eine gewisse Geisteshaltung. Unser Land tut sich ja 
bekanntlich recht schwer damit, internationale Verpflichtun­
gen einzugehen 130 Staaten haben das Uebereinkommen 
bereits ratifiziert 
Unser Beitritt ist aber nicht nur ein Akt der Solidarität gegen­
über der Staaten- und Völkergemeinschaft, sondern auch ein 
Akt der Notwendigkeit angesichts der leider zunehmenden 
und wenig rühmlichen, Anfeindungen und Kollisionen mit 
Menschen aus anderen Kulturen. 
,fch betone, dass sich Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
mit dem Strafrecht allein gewiss nicht aus der Welt schaffen 
tassen; doch darf man vom Beitritt zum Uebereinkommen re­
spektive von der Gesetzesrevision auch eine gewisse präven­
tive Wirkung erhoffen Beispiel ist für mich Grossbritannien, 
das mit seiner rigorosen Gesetzgebung doch eine gewisse Art 
von Erfolg erreicht hat 
Ich bitte Sie, dem Beittitt der Schweiz zu diesem Ueberein­
kommen zuzustimmen 

M Ducret: Le phenomene r.aciste appartient a l'histolre en ce 
sensqu'il represente une expression particuliere des rapports 
sociaux, des systemes de pensee et des valeurs morales aux­
quels se rattache notre societe. Ce _qui frappe, a l'analyse de 
ce phenomene, c'est qu'aujourd'hui l'accuse n'est plus force­
ment et systematiquement le bouc emissaire traditionnel - le 
juif, le noir, l'arabe, le tzigane. L'accuse, c'est l'autre, c'est ce­
lui qui n'est pas natif du meme pays, c'est celui qui est adepte 
d'une autre religion, d'autres traditions. II s'agit donc d'une 
sorte de racisme absolu, qui se sufflt a lui-meme et qui, pour 
certains, tient lieu, en tant qua tel, d'ideologie et de raison de 
vivre; le racisme pour le racisme, en quelque sorte. C'est bien 
ca qui rend. ca phenomene infiniment pemicieux, infiniment 
dangereux, car il prend des formes et des apparences parfois 
anodines et banales tout en exer~nt des ravages considera­
bles dans le subconscient des individus les plus faibles et, 
bien evidemment, les plus permeables a ta provocation et a 
l'intolerance. 
Des lors, le debat d'aujourd'hui dolt nous permettre, au-dela 
de la necessaire et tardive adhesion de notre pays a une 
convention qui aurait du voir la Suisse figurer a la premiere li­
gne de ses slgnataires, de fixer des objectifs, comme le preco­
nisent les etudes menees a lademande de la Licra, et de deter­
miner des moyens pour prevenir et combattre les dangers du 
racisme. Les objectifs devraient etre de trois ordres: ameliorer 
le niveau de oonnalssance et de comprehension du pheno­
mene meiste dans la population; sanctionner de maniere spe­
cifique-c'est le but des dispositions penales que nous serons 
amenes ä voter- les actions individuelles et collectives discri­
minatoires a l'egard de toutes personnes, notamment pour 
des raisons ethniques, culturelles, religieuses et nationales; 
promouvoir enfin les valeurs de respect de la dignite de cha­
que etre humain, de solidarite mutuelle et d'egalite des droits 
et devoirs de chacun Quant aux moyens. ils devraient etre les 
suivants: elaborer une veritable strategie de communication 
sur !es valeurs a promouvoir contre les prejuges, les actes et 
les discours racistes; concevoir des programmes de forma­
tion pour les formateurs d'opinion et les responsables des ac­
tions d'integration; prendre des mesures dans les domaines 
de l'enseignement, de l'education, de la culture et de l'infor­
mation pour combattre les prejuges socioculturels. 
Une legislation antiraciste ne peut pas eviter tous les prejuges 
racistes. II ne s'agit d'ailleurs pas de porter la suspicion et la 
culpabilisation surtous les actes de rejet ou d'agressivite, et la 
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· frontiere entre la xenophobie de circonstances et le racisme 
est difficile a tracer. C'est pourquoi il demeure necessaire de 
veiller a ne pas banaliser ces actes de racisme ordinaire que 
sont par exemple les conflits de cohabitation, car ils contien­
nent les germes de discrimination, d'exclusion et d'intote-
rance qui conduisent a la violence. · , .. 
Ce sont ces objectifs, ce sont ces moyens que la convention 
nous imposera si nous la ratifions. C'est pourquoi nous de­
vons l'approuver avec conviction, apportant ainsi notre contri­
bution a la lutte incessante qui doit etre menee confre t'un des 
plus grands fleaux de l'humanite. lt en va de la credibilite de Ia 
Suisse,dans ce combatl 

Leuenberger Moritz: Ich bin zwar einiges gewohnt, aber ich 
gebe offen zu, dass ich noch sehr geschockt bin vom Votum, 
das Herr Stein~mann vorhin abgegeben hat Ich könnte es mir 
billig machen und sagen: Herr Steinemann, wenn Sie schon 
als Auto hier vorne auftreten, so benützen Sie doch bitte den 
Katalysator, bevor Sie mit Ihren braunen Auspuffgasen über 
unsere Köpfe und diejenigen der Nation hinwegbrausenl Aber 
dies trifft leider nur Ihren.Tonfall, nicht aber den Ernst des In-
halts Ihres Votums. , 
Der Widerstand gegen dieses Uebereihkommen und diese · 
Gesetzesänderungen' zeigt, dass es offenba:r sehr viel mehr 
als ein Lippenbekenntnis sein will; das ist gut so. Rassistisch 

, - motivierte Straftaten sollen strafbar sein, angeblich sind wir 
uns darüber alle einig. Die Rechtsprechung hat das -zwar zö­
gerlich, mit psychiatrischen Sonderlösungen und mit Geheim­
urteilen - anerkannt, aber wir wissen alle: Das genügt nicht 
Auch die Hetze muss strafbar sein. Sie allein schützt Verspot­
tete wie z. B. Schweizerinnen und Schweizer jüdischen Glau­
bens nicht vor einer Zeitschrift wie «Der Eidgeinoss». Es ist die . 

, Aufgabe des Staates, diese Klägerrolle zu übernehmen, im· 
Namen von uns allen. 
Was das Strafgesetzbuch angeht, sind nun weitere Befürch­
tungen geäussert worden - fast von allen Fraktionen -: Ob 
denn die Meinungsäusserung unterdrückt werden solle; ob 
das Denken verboten werde. Es ist richtig: Wir wollen die 
Aengste der Bevölkerung ern$t nehmen. Ein Gesetz kann das 
Denken und Fühlen aber nicht steuern, auch die Aeusserung 
d~rGefühle nicht Aber mit der Aeusserung von Gefühlen be­
ginnt eben die Verantwortung, und sie steigert sich mit der 
Zahl der Zuhörer. Es ist nicht dasselbe, ob wir im kleinen priva­
ten Kreis einen Witz machen, der vielleicht einen rassistischen 
Unterton hat, oder ob wir in der Beiz zu gefährlichem Tun auf­
muntern, was, wie im Falle von Thun, zu Brandanschlägen auf 
Heime von Asylbewerbern führen kann. Es ist erst recht nicht 
dasselbe, wenn wir in öffentlichen Auftritten, z. a in den Me­
dien, rassistische Aeusserungen machen Das gilt auch für Ju­
gendliche, die z. B. im Skisport zu Ruhm gekommen sind: Sie 
müssen sehen, welche Verantwortung sie tragen, wenn sie 
sich, wie Herr Accola, öffentHch äussern. 
Dieses Uebereinkommen und diese Gesetzesänderungen 
sollen nicht infantilisieren, sollen nicht Maulkörbe umhängen, 
sondern die Verantwortung schärfen und uns zu Erwachse-. 
nen machen. Ein Erfolg ist zum Beispiel bereits der, dass Frau 
Sandoz den Antrag der Minderheit Sandoz hier nicht vertreten 
hat, sondern dass Herr Poncet für die liberale Fraktion sehr 
eindeutig Stellung genommen hat Dieses Uebereinkommen 
und diese Gesetzesänderungen sollen der Hygiene, der Ent­
schärfung des rassistischen Klimas dienen, denn in einem sol­
chen rassistischen Klima leben wir; ein Votum mindestens hat 
es vorher bewiesen. 
Geschändete Friedhöfe, auch hier in der Schweiz, Schüsse 
auf Heime von Asylbewerbern, aber auch ethnische Säube­
rungen in unserer Nachbarschaft zeigen, wozu der Mensch fä­
hig ist, wenn der Staudamm der Sitte einmal gebrochen wird: 
"{ie wen_ig es braucht, um den Zapfen aus dem Spundloch zu 
ziehen, m welchem Gotthelfs «schwarze Spinne» sitzt 
Je grösser die Macht, desto grösser die Verantwortung. Wer 
hier im Parlament sitzt, hat die grössere politische Verantwor­
tung, als wenn er in einem Restaurant sitzt Wer hier in Frakti­
onsstärke vertreten ist, hat die grössere Verantwortung, als 
wenn er allein ist Es ist am verwerflichsten, Aengste zu benüt­
zen, um Hetze und politisches Kapital daraus zu schlagen. 

Und rterr Keller Rudolf tut dies, wenn er zunächst sagt, dieses 
_Uebereinkommen habe ja nur deklamatorischen Charakter, 
es nütze überhaupt nichts, aber man werde dann das Referen­
dum dagegen ergreifen. Das tut Herr Steinemann, wenn er 
wahrheitswidrig sagt, Arbeitgeber und Vermieter seien nach 
diesem Uebereinkommen gezwungen, Angehörige anderer 
Rassen auf Kosten der Schweizer anzustellen oder einzu­
mieten. 
Wer heute· hier als Brandstifter tätig ist, hat die Legitima,tion ver­
wirkt, später als Feuerwehrmann aufzukreuzen! (Beifall) 

Prä_sldent: Ich bitte, nicht zu applaudieren. Auf der anderen 
Seite muss ich gemäss Artikel 65 unseres Ratsreglementes 
mahnen, wenn ein Redner «persönlich polemisiert». Das gilt 
für alte. -

.. Persönliche Erklärung - Declaration personnef/e 
Steinemann: Herr Leuenberger Moritz lebt natürlich mit sei­
ner Einschätzung der Situation völlig an der Realität vorbei. 
Seine primitiven Aeusserungen disqualifizieren ihn selber. So 
einer ist In unserem Land Regierungsrat! 

Stucky: Es ist wohl eine Tragik der deutschen Geschichte 
dass mit dem Fall der Berliner Mauer der Bazillus nationaiso~ 
zialistischen Gedankengutes wieder schlagartig virulent ge­

, worden ist Vielleicht hat die an sich stabile Demokratie der 
B_undesrepub_lik zu lange zugewartet Vielleicht - oder s'bgar 
sicher - hat sie Hemmungen, als Demokratie mit Gewalt um­
zugehen. Aber unterscheiden sich denn unsere Verhältnisse 
s? stark von denjenigen in Deutschland? Ist diese Frage an 
dieser Stelle nicht erlaubt? · 
Wir kennen die Arbeitslosigkeit, die immer ein Potential für ge­
walttätige Auseinandersetzungen ist Bei uns fehlen die geisti­
gen Leitlinien ebenso. Es herrscht eine gewisse Orientie­
rungslosigkeit Es fehlt an Aufgaben, vor allem für unsere Ju­
gend, an denen sie sich begeistern könnte. Das helvetische 
Malaise besteht immer noch. Das Asylproblem spaltet die Be­
völkerung; es hat ganz eindeutig den Fremdenhass geschürt 
und die Gewalttätigkeiten - die im Extremismusbericht ja alle 
aufgeführ\ sind, und-es sind leider seither Dutzende mehr ge­
worden - angeheizt Wir haben noch immer die alten, x-mal 
wiederholten Vorurteile gegen Minderheiten in den Köpfen. 
~uch ~ei uns kennen wir Schreibtischtäter, «Der Eidgenoss» 
1st erwahnt worden - Kollega Poncet hat ein anderes Organ zi­
tiert-, die die Grundlage für Gewalttätigkeit abgeben 
Unsere Demokratie kennt diese Hemmungen im Umgang mit 
der Gewalt ebenfalls. Wir haben Hemmungen, selbst das In• 
s~rumentarium aufzustellen, um gewappnet zu sein, wenn 
diese Extremisten - heute sind es Grüppchen und Einzelper­
sonen - sich jemals vernetzen und grenzüberschreitend tätig 
werden sollten. Mir graut, wenn einmal plötzlich eine charis­
matische Figur in der Schweiz auftaucht - was nicht ausge­
schlossen ist - und plötzlich das Fanal setzt und diese Leute 
hinter sich'schart Sind wir dann gewappnet? Das muss ich . 

, besond~rs ~en Leuten von der Schnüffels_taat-lnitiative sagen, 
wenn Sie nicht gescheiter und vom Saulus zum Paulus wer­
den: Wir haben natürlich in letzter Zeit an Staatssicherheit 
nur abgebaut Aber wir müssen wieder vernünftige Lösungen 
finden. · . 
Ich weiss, wir befinden uns auf einer Gratwanderung. Im 
Grunde genommen ist unser Problem, die Toleranz schützen 

. zu wollen, aber dabei zu Zwangsrnassnahmen greifen zu müs­
sen, also untolerant zu sein. Den Anfang machen dieses 
UebE:reinkomn:ie~. und der neue Artikel im Strafgesetzbuch. 
Ob dies aber genugt, um unsere.Demokratie auch gegen ge­
walttätige, gut organisierte Bünde, Bewegungen usw. zu 
schützen? Da ~ache ich ein Fra~ezeichen 

Persönliche Erklärung - Dec/aration personnelle 
Scherrer Jürg: Verschiedene Votanten, darunter die Herren 
Leuenberger Moritz und Herczog,1haben mich persönlich und 
die Fraktion der APS sowie die Fraktion der Schweizer Demo­
kraten und der Lega dei Ticinesi angegriffen und uns unter; 
stellt, wir seien menschenverachtend. Genau die, die uhs das 
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unterstellen, sind selber menschenverachtend, indem ~ ~ 
tiker der unhaltbaren Zustände in der Asylpolitik der Schweiz 
mundtot gemacht werden sollen. Es ist gleich wie beim Wald­
sterben: Damals wurde in diesem Saal auch jeder n~rge­
brüllt, der das Theater nicht mitmachen wollte. Die Herapwür­
digung und das Abdrängen von Leuten in eine extrem1:1 Ecke­
Leute, die in diesem Saal nichtsWeitertun, als das parlamenta­
rische Recht der Meinungsäusserung und die Erfüll4rg·.des 
Wählerauftrages wahrzunehmen-, ist diskriminierend. Da.s ist 
nicht akzeptabel; das ist Meinungsterror! Das ist po/itischer 
Rassismus! Die schlimmsten Rassisten sassen seit jeher in 
den sozialistischen und kommunistischen Ländern O~te.uro­
pas. Ceausescu in Rumänien war da nur die Spitze qes Eis­
berges. 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterim ich möchte zuerst zu­
handen des Protokolls noch etwas nachholen. Ich habe Ihnen 
gesagt, dass wir Hearings abgehalten haben, und wir haben 
neben den Herren Professoren Thürer, Kunz und Rob1;3rt, ne­
ben den Herren Bernhard und lmhof auch noch Herrn Regie­
rungsrat Vodoz, Regierungsrat in Genf und Präsident der 
Licra, der Ligue internationale .contre le racisme et l'!Vltisemi­
Usme, angehört. 
Von der Verwaltung haben uns neben den Herren Botschafter 
Krafft und Professor Krauskopf, die ich namentlich g~nannt 
habe, auch noch die Damen Mercier und Sch!äppi v9m EDA 
und Hert Stamm vom Bundesamt für Justiz in unseren ~hwie-
rigen Beratungen begleitet :\ 
Die Diskussion hier in diesem Saal, die ich im Durchschnitt als 
ernsthaft und hochstehend erachtet habe, hat mit ihre,n Aus­
wüchsen und Ausrutschern eigentlich die Schwierigkeit des 
Problems einmal mehr dokumentiert Ich möchte Ihnen als 
Sprecherin der Kommission danken, dass fast alle hier anwe! 
senden Fraktionen ihre Zustimmung zu. diesem Ueberein­
kommen und zum Artikel für das Strafgesettbuch ausge-
drückt haben. - ' 
Sie haben in Ihrer Debatte dokumentiert, dass uns die Auswir­
kungen und Auswüchse des Rassismus in Vergangenheit, Ge­
genwart und Zukunft nicht gleichgültig sind und uns beschäfti­
gen müssen. In diesem Sinn ist ja dieses Uebereinkornmen 
zeitlos- leider. Es wurde in den sechziger Jahren -ich habe es 
schon gesagt- aufgrund von antisemitischen Vorfällen in aller 
Welt erarbeitet . , 
Denjenigen in diesem Saale, die den Zweiten Weltkrieg als 
Kinder oder Jugendliche erlebt haben, sind die damaligen 
Greueltaten und Vorfälle in ganz besonderer Weise unter die 
· Haut gegangen, und sie erinnern sich vielleicht noch ~ die 
kindliche Hoffnung, die damals gehegt wurde, wonach· sich 
diese Dinge nie mehr wiederholen dürften, nie mehr. Und wo 
stehen wir heute? 
Wir können von diesem Uebereinkommen und der StGB­
Norm doch keine Wunder erwarten. Was ist denn das .für eine 
naive Auffassung? Wann haben denn je Verfassungsnormen, 
Gesetzesbestimmungen, internationale Uebereinkommen mit 
einem Schlag aus diesem Jammertal ein Paradies gemacht? 
Aber wir Schweizerinnen und Schweizer können uns dem in• 
ternationalen Kampf gegen die Missachtung der Menschen­
rechte, gegen die Herabwürdigung von Menschen aufgrund 
ihrer Rasse anschliessen. Deshalb muss ich auch als Kommis­
sionssprecherin sagen, dass es unzulässig ist, dieses Abkom­
men in Zusammenhang mit unserer Asylpolitik zu bringen. Ille­
gal eingereiste Asylbewerber und -bewerberinnen sind Men­
schen, die illegal in unser Land eingereist sind, nicht mehr und 
nicht weniger. Dafür haben wir Gesetze und Verfahren. Aber 

. das ist doch kein Anlass dafür, die Menschenwürde dieser 
Asylbewerber zur Disposition zu stellen oder sie als Sünden· 
böcke der öffentlichen Hetze preiszugeben, wie das auch in 
unserem lande geschieht Wir tun uns offenbar schwer mit 
fremden Menschen. Und weil wir uns so schwer tun, kaim die­
ses Uebereinkommen, kann die StGB-Norm und können uns 
vor allem die präventiven Bemühungen eine Hilfe sein.· 
Herrn Steinemann mu~. ich sagen, dass er entweder die Un­

' terlagen nicht gen!iU•gelesen hat oder einem Missverständnis 
zum Opfer gefallen ist Der Hauseigentümer wird ni~ht ver­
klagt werden und auch der Arbeitgeber nicht Es geht ja in 

Punkt 5 der Norm des Strafgesetzbuci:les darum, dass man 
nicht Menschen wegen ihrer Rasse; Religion oder Ethnie das 
Recht auf Zugang zu einem Ort oder Dienst, der für die Benut­
zung durch die Oeffentlichkeit vorgesehen ist, verweigern 
darf. Es geht nicht um die privatrechtlichen Verhältnisse. 
In diesem Sinne bitte ich Sie noch einmal, Uebereinkommen 
und Strafgesetzbucl:l-Arttl<el zu akzeptieren. 

M. Comby, rapporteur: Au nom de la commission, je tiens taut 
d'abord ä remercier vwementtous les intervenants qui ont ap­
porte un eclairage, parfois tres different ä cette delicate pro­
blematique. Je remercie tout specialement toutes celles et 
tous ceux qui appuient les propositions fai.t.es par te Conseil fe­
deral et 1a majorite de votre commission. 
J 'aimerals faire deux braves remarques preliminaires. Premie­
rement, je m'adresse a M. Steinemann, representant du Parti 
des automobilistes, pour tui dire qu'il a finatement effectue un 
derapage incontrölä en donnant son exemple tout ä !'heure. 
Je me rallie entierement ä l'interpretation qu'a donnee 
Mme Stamm Judith au sujet de l'articte 261 bis (nouveau) du 
Code penat «Mentez, mentez, il en restera toujours quelque 
chose!» Voltaire le disait cieja. Monsieur Steinemann, je crois 
qu'il ne taut pas s'aventurer dans de telles directions. En effet, 
ce n'est pas serieux de traiter de rnaniere aussi derisoire un 
probleme aussi grave qua celui du racisme. 
Ma deuxieme remarque preliminaire s'adresse ä M. Keller Ru­
dolf. Vc>Us ditesqu'il nesertä rien de faire partie de ce club. Eh 
bien, en realite, Monsieur Keller Rudolf, il ne s'agit pas d'un 
club de petanque. ll s'agit d'un cJub de pays serieux qui veu­
lent lutter ensemble contre la discrimination raciale et eviter de 
tomber dans le piege de taute une serie de derives de la demo­
ciatie moderne. 
Cela dit, je forrnulerai quatre observations qui m'ont ete inspi­
rees par le debat que nous vencms de vivre ce matin. La pre- • 
miere conceme le probleme des requerants d'asile. Meme s'il 
n'y a pas un lien tres direct avec la discrimination raciale, je 
pense qu'il vaut la peine de faire quelques rernarques ä ce su­
jet Face ä ces problemes humains, il taut admettre que la 
Suisse, comme la plupart des pays d'Europe occidentale, est 
prise dans un mouvement de migrations mondiales qui oblige 
les pays touches par cet afflux de demandeurs d'asile en 
quete de securite ou de bien-etre material a prenäre des me­
sures restrictives, au risque de depasser tes possibilites d'inte­
gration et d'accueil de nos communautes cantonales ou com­
munales, et de provoquer ainsi un phenomene demesure de 
rejet II taut egalement reconnaitre les reelles difficultes ren­
contrees par une collectivite donnee a comprendre et a accep­
ter des manieres de vivre differentes. Ces difficultes peuvent 
encore etre accentuees par des reaQtions instinctives et pri­
maires ä des aspects exterieurs tels qua la couleur de la peau, 
par exemple. En consequence, il taut absolument eviter de se 
laisser emporter dans des positions extremes et passionnees. 
II faut depasser las cliches, apaiser las passions et adopter 
une approche plus nuancee et plus objective de ces proble­
mes. Monsieur Scharrer Jürg, ce n'est en tout cas pas en jetant 
de l'huile sur le feu que l'on eteindra les incendies de la discri­
mination raciale et de la vio!ence dans notre pays. 
La deuxieme remarque concerne le probleme de l'ethnocen­
trisme. Je crois qu'il est faux de dire que l'ethnocentrisme est 
necessaire pour affirrner son identite culturelle. Au contraire, il 
ne taut pas deflnir ou affirrner son identite par Opposition a 
d'autres cultures. Je pense plutöt que c'est dans la reconnais­
sance de l'egalite des cultures que les solutions doivent etre 
trouvees. Finalement, il fautadmettre que la diversite culturelle 
est plutöt source de richesse . 
La troisieme observation concerne le cas qui a ete denonce ä 
cette tribune par un des intervenants: le cas Strebei. II taut 
aussi denoncer le scandale qui entoure le cas Strebei et il n'y 
aura plus de cas Strebei en Suisse, gräce precisement ä la re­
vision qui est proposee par le Conseil federal et par la commis­
sion, c'est-ä-dire l'adhesion ä la convention et la revision du 
Codepenal. 
Derniere remarque. On a dit que le probleme n'est pas un pro­
bleme de droit avant taut, mais plutöt d'education, de preven­
tion. La commission a parfaitement saisi cette problematique 
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et insiste pour sa part, d'abord sur la necessite d'affirmer la vo­
lonte politique de faire un pas supplementaire pour lutter 
contre la discrimination raciale ä travers la modification du 

-Code penal suisse et du Code penal militaire,.et ensuite sur la 
necessite d'intensifier les efforts - comme' l'a dit M. Loeb 
Frangois- en faveur de' la prevention Une proposition est falte 
par la commission, c'est celle qui consiste ä creer une com­
mission federale pour toutes les questions de racisme. 
II est vrai qu'il taut aller plus loin encore, et je· propose, Mon­
sieur le President de la Confederation - on en a d'ailleurs parle 
au sein de la commission -qua la Confederation, en concerta­
tion avec les cantons et les communes, mais en particulier 
avec les cantons, mette au point un programme d'action pour 
concretiser la volonte qui a ete clairement exprimee par la ma­
jorite du Parlament de mieux lutter ä l'avenir contre la discrimi­
nation raciale. 

M. Felber, president de la Confederation: Au terrne de ce de­
bat d'entree en matiere, je voudrais tout d'abord remercier la 
majorite qui s'est exprimee en soutenant les proposition~ du 
Conseil federal et de la commission qui .les a traitees. 
Je constate qu'il y a deux groupes d'intervenants ·dans cette 
salle en tous les cas et probablement dans l'ensemble de la 
Suisse: ceux qui sont persuades au fond d'eux-mämes qua le 
racisme est une plaie dans notre humanite, dans .notre so­
ciete, qu'il taut absolument le corribattre et punir ceux qui inci­
tent d'autres personnes, des voisins, un peuple, une popula­
tion entiere ä pratiquer les formules du racisme. Dans le 
deuxieme groupe, il y a ceux qui declarent ätre fondament~e­
ment contre le racisme, mais qui pour cette raison estiment 
qu'il n'y a rien besoin de faire. Je crois que c'est ce qua nous 
avons decouvert aujourd'hui. 
Cette convention date de pres de trente ans et pourtant nous 
restons persuades que le sujet - et la discussion qui a eu 1teu 
le prouve - n'a rien perdu de son actualite, tant s'en taut Les 
violences raciales surgissent un peu partout, helasl en Eu-

. rope, y compris en Suisse. Cela signifie qu'au fond il y a un 
reste d'ideologie qui autorise ä utiliser le racisme comme 
moyen politique et comme moyen d'expression politique, 
Cela .doit ätre condamne et nous nous y emploierons. Nous 
sommes bien sur tous d'accord que l'adhesion ä cette 
convention contre la discrimination raciale ne resoudra pas 
ces problemes ä court terme ou ä tres court terme. Les Instru­
ments internationaux en matiere de protection des droits de 

· 1'homme ne sont, helas, pas suffisan.ts pourfaire cesser imme-
diatement une guerre. Mais le contröle international de l'appli­
cation des conventions est fait au niveau national; c'est la 

. Suisse qui va, tous las trpis ans, elaborer un rapport sur le. 
contröle de l'application de cette convention; ga n'est pas 
l'etranger qui va venir verifier ce qui se passe. chez nous. 

, L'adhesion de la Suisse ä cette convention exprinierait notre 
solidarite ä la communaute internationale. La Suisse doit se 
joiodre aux Etats qui luttent contre la violation d'un droit de 
l'homme aussi 13ssentiel que l'lriterdiction de la discrimination 
raciale. 
C' est une des conventions -vous I' avez constate- les plus lar-· 
gement acceptees·sur le plan universal puiscju'elle a ete rati­
fiee par plus de 130 Etats. 'S'il est vrai que meme le succM que 
connaissenrces Instruments aupres des Etats n'a pas pu met­
tre fin, helas! aux ideologies et ä la violence racistes dans le 
monde, il n'en demeure pas moins que la convention montre 
clairement la dimension internationale du probleme de la dis~ 
crimination raciale. Les Etats parties ä cette convention doi­
vent se conformer ä certaines obligations, ce qui donne ainsi ä 
la communaute un droit de r~gard sur la politique interne qu'ils 
menent en la matiere. C'est un pas dans la banne direction, 
mäme si cela peut aujourd'hui ätre considere comme tres mo­
deste. 
Mais il n'y a pas seulement une dimension internationale ä ce' 
probleme, il y a aussi un aspect suisse qui estimportant Vous 
allez, aujourd'hui peut-etre, discuter du rapport sur l'extre­
misme. Celui-ci a bien ete elabore en constatant que la vio­
lence et la violence raciste existenten Suisse. Celle-ci et.la per­
sist1mce des nianifestations xenophobes de ces derniers 
temps ont renforce le Conseil federal dans sa conviction que le 

moment etait venu pour la'Suisse d'adherer ä.la convention et 
de prend.-e les dispositions necessaires ä cet effet - nous 
avions d'ailleurs annonce ä plusieurs reprises notre Intention 
claire ä ce sujet 
Salon l'article 4 de la convention, il taut y ajouter des disposi­
tions penales, c'est-ä-dire celles qui entrainent aujourd'hui la 
modification du Code penal et du Code penal militaire. C'est le 
seul·moyen d'appliquer, en fait, la convention sur le plan natio­
nal. Une fois que le code aura ete revise, !'ordre juridique 
suisse satisfera tres largemeht aux exigences de la conven­
tion. 
Le Conseil federal propose pourtant de formuler deux reser­
ves. La premiere concerne l'article 4 de la convention dont je 
viens de parler. Le Conseil federal est bien conscient des pro­
blemes tres delicats qui se posent dans ce domaine. II est clair 
que nous ne pouvons pas accepter des actes qui sont bases 
sur une Ideologie raciste etqui portentainsi atteinte ä la dignite 
des personnes appartenant ä des groupes particuliers de no­
tre population. Ces personnes doivent ätre protegees contre 
de tels actes. Mais en.realite -et vous le'Savez, surtout vous, 
Mesdames et Messieurs qui avez participe aux travaux de la 
commission - il n'est pas toujours facile de tracer les limites 
entre un comportement raciste qui doit ätre reprime et l'ex­
pression d'une opinion politique; meme si celle-ci est extreme 
et politiquement inacceptable, eille peut ne pas ätre punis-
sable. · 
De plus, il fäut avouer qu'il serait trop simple et mäme dange­
reux de penser que les idees racistes disparaissent si l'on re- ' 
prime simplement leur expression en public. Notre system·e 

· democratique est base sur la liberte tj'expression et d'associa­
tion ainsi que sur le respect mutual et sur la dignite egale de 
tous les membres de notre societe. · 
En vue de trouver un equilibre entre ces deux interäts diffe­
rents, le Conseil federal propose donc de formuler, a l'instar 
d'un certain nombre de paysde l'E:urope occidentale, une re­
serve ä la convention qui permet, precisement, ä la liberte 
d'expression et ä la liberte d'association de garder dans leur 
traitement sur le plan penal l'importance qui leur revient 
Voilä les quelques remarques que nous tenions encore ä faire. 
A l'issue de ce debat d'entree en matiere, nous vous invitons, 
au .nom du Conseil federal, ä entrer en matiere, ä ratifie'r la 
convention, et le Conseil federal accepte les propositlons de la 
majorite de la commission. 

A. Bundesbeschluss betreffend das Internationale 
Ueberelnkommen zur Beseitigung jeder Form von Ras­
sendiskriminierung 
A. Arrete federal portant approbatl~n de la Conventlon 
Internationale sur l'ellmlnation detoutes les formes de dls­
crlmlnatlon raclale 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintr~ten 
Minderheit 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Nichteintreten 
Eventualantrag der Minderheit 
(Scharrer Jürg, Ruf) 
(falls Eintreten beschlossen wird) 
Rückweisung an den Bundesrat, 
mit demAuftrag, den Beitritt der Schweiz zum Uebereinkom­
men zu sistieren, bis die Schweiz die Voraussetzungen für 
eine unverzügliche Ausschaffung (ohne jede Anhörung) von il­
legal eingereisten Asylbewerbern geschaffen hat 

Proposition de /a commission 
Majorite 
Entrer en matiere 
Minorite 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Ne pas' entrer en matiere 



Discrimination raciale. Convention 2668 N 11'1-decembre 1992 

Proposition subsidiaire de 1a minorite 
(Scherrer Jürg, Ruf) 
(au cas Oll l'entree en matiere serait acceptee) 
Renvoi au Conseil federal · 
avec mandat de differer l'adhesion de la Suisse a la Conven­
tion jusqu'ä ce qua la Suisse ait cree les bases pettm3ttant 
d'expulser immediatement (sans !es entendre) les requerants 
d'asile entres clandestinef1lent en Suisse. · 

Erste Abstimmung-Premiervote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Zweite Abstimmung-Deuxieme vote 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Für den Eventualantrag der Minderheit Minderheit 
Dagegen offensichtliche Mehrheit 

Detailberatung - Discussionpar articles 

Titel und h1gress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zurri Entwurf des Bundesrates 
Minderheit I 
(de Dardel, Herczog, Rechsteiner, TschäppätAlexander) 
.... wird genehmigt · 
Minderheit II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, Herczog, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
(falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt wird) 
.... wird mit folgendem Vorbehalt genehmigt: 
a .... 
b. Streichen 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit I 
(de Dardel, Herczog, Rechsteiner, TschäppätAlexander) 
.... Rassendiskriminierung zu erklären. 
Minderheit II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, Herczog, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter, Stamm Judith, Ts~häppät 
Alexander) 
(falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt wird) 
.... mit dem oben aufgeführten Vorbehalt zu erklären 

Abs.3 
Mehrheit 
Der Bundesrat kann den Vorbehalt zu Absatz 1 Buchstabe b 
zurückziehen, wenn er gegenstandslos wird. 
Minderheit I 
(de Dardel, Herczog, Rechsteiner, TschäppätAlexande'r) 
Streichen 
Minderheit II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, He'rczog, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
(falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt wird) 
Der Bundesrat wird ermächtigt, diesen Vorbehalt zurückzuzie­
hen, wenn er gegenstandslos wird. 

Minderlieit III 
{Tschäppät Alexander, Bühlmann, de -Därdel, von Fetten, 
Grendetmeier, Herczog, Leuenberger Moritz, Aeehsteirie'r, 
Schmid Peter, Stamm Judith) 
(falls die Anträge der Minderheiten I und II abgelehtrt werden) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.4 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
{Tschäppät Alexander, Bühlmann, de Dardel, vötl Feiten, 
Grendelmeler, Herczog, Leuenberger Moritz, Rachsteiner, 
Schmid Peter, Stamm Jl:ldith) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.1 
Proposition de la commission 
Al.1 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil 'federal 
Minoritel 
(de Dardel, Herczog, Rechsteiner, TschäppätAlexander) 
.... est approuvea. (Biffer le raste de l'alinea) 
Minorite II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, Herczog, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter:, Stamm Judlth, Tschäppät 
Alexander) 
(au cas ou la proposition de la minorite I seralt rejetea) 
.... avec la reseNe suivante: 
a .... 
b. Biffer 

Al.2 
Majorlte 
Adherer au projet du Conseil federa1· 
Minorltel 
(de Dardel, Herczog, Rechstelner, Tschäppät Alexander) 
.... dlscriminatlon raciala (Biffer le reste de l'alinea) 
Minorite II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Datdel, von Feiten, Herc!Og, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
(au cas Oll la proposition de la minorite I seralt rejetea} 
.... en forrnulant la reserve mentionnee ci-dessus. 

Al.3 
Ma/orite 
Le Conseil federal est autoris€3,ä retirer ta r'3serve formulee a 
l'alinea 1 lettre b, sl elle devient sans objet 
Mlnoritel 

· (de Dardel, Here2og, Rechsteiner, TschäppätAlexandet) 
Blffer 
Minorlte II 
(Grendelmeier, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, Herczog, 
Leuenberger Moritz, Schmid Peter, Stamm Judith, Tschäppät 
Alexander) 
(au cas Oll la proposition de la mlnorlte I serait rejetee). 
Le Conseil federal est autorise a retlrer cette reserve si eile de­
vient sans objet 
Minorlte 111 
(Tschäppät Alexander, Bühlmann, de Dardel, von Feiten, 
Grendelmeler, Herczog, Leuenberger Moritz, Rechsteiner, 
Schmid Peter, Stamm Judith) 
(au cas Oll les propositions des minorltes I et II seralent reje­
tees) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al.4 
Ma/orite 
Biffer 
Minorite 
(Tschäppät Alexander, Bü~lmann, de Dardel, von Feiten, 
Grendelmeier, Herczog, Leuenberger Moritz, Rechsteiner, 
Schmid Peter, Stamm Judith) 
Adherer au projet du Conseil federal 
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M. de Dardel, porte-parole de la minorite 1: M. Couchepin a 
. dit tout ä. l'heure qu'II fallait accepter cette convention saqs 
compromis et sans concession. Je suis tout a fait d'accord 
avec lui; il faut donc l'accepter sans reserve aucune de la part 
de notre pays. En consequence, au nom de la minorite I de la . 
commission, je propose de ne pas prevoir de reserve a l'adhe­
sion de la Suisse a cette convention. · 
En oe qui concerne la premiere reserve, le Conseil federal et la 
maj.orite de la commission voudraient reserver la prise en 
compte de la liberte d'opinion et de la liberte d'association tel­
les qu'elles sont prevues par la Declaration universelle des 
droits de l'homme. Or, cette citation de la Declaration univer­
selle des droits de l'horhme est precisement prevue par la 
convention elle-meme, soitason article 4. En consequence, ia 
reserve qua le Conseil federal suggf)re est Une veritable tauto­
logie et eile est completement inutile. On nous dit qua d'autres 
pays d'Europe occidentale ontfait une teile reserve lors de leur· 
adhesion a la Convention contre le racisme. Cet elernent ne 
nous semble pas determinant et nous pensons qua, si nous 
voulons montrer effectivement que nous adherons sans 
concession et sans compromis a cette convention, nous pou­
vons facilement ren6ncer a cette reserve. 
La deuxieme reserve est plus problematique, evidemment, au 
plan politique, puisque ·10 Conseil federal, dans son message, 
ei<plique qu'elle est relative a la politique du,gouvernement 
suisse, en relation avec l'acces ou l'interdiction d'acces de res­
sortissants etrangers au marche du travail de notre pays. Plus 
particulierement vises sont la politique de recrutement dans 
les pays de recrutement traditionnet ainsi que le i,,röjet de poli­
tique dite des trois cercles. Si I' on se refere a ce derni.er projet, 
on constate que le troisieme ce~cle·exclut totalement de l'ac­
ces au marche du travail en Suisse tous les pays du tiers , 
monde, d'Afrique, d'Asie.et d'Amerique latine.11 est alors evi­
dent- proposer de faire une tafle reserve le d~montre - qu 'une 
politique de ce genre peut amener d'autres Etats de la com­
rhunaute internationale a considerer qua notre politique d'ac~ 
ces au marche du travail interne est une politique a connota­
tion raciste. C'est precisement ce qua nous pensons ~u'il faut 
eviter. II taut eviter qu'au travers de l'expression d'une telle re­
serve nous fasslons accroire. que notre politique d'.acces au 
marche interne du travail est raciste. II en va, a notre· avis, du 
renom de notre Etat federal aupres de la communaute inter-
nationale. · . 
Au demeurant, an peut vraiment se poser des questions sur 
l'efficacite et sur l'adaptation a la situation actuelle de cette po­
litique des trois cercles, meme d'un point de vue purement 
economique. On peut en effet tout a fait envisager, VÜ l'accele­
ration des flüx migratoires qui a ete evoquee a plusieurs repri­
ses dans. ce debat, vu l'inlerpenetration des economies au 
plan mondial et non plus au plan ~ontinental, un seulexemple, 
a savoir qu'une entreprise suisse ait avantage aengager un in­

' genieur-eleqtronicien de Singapour plutöt qu'un travallleur de 
la meme branche qui viendrait des Pays-Bas. . 
Le Conseitfederal nous dit aussi que la Grande-Bretagne a for­
mule une teile reserve apropos de sa politique d'immigration. 
A mon avis, la reserve formulee par la Grande-Bretagne ~st 
taute differente car eile porte sur le privilege qua la Grande- , 
Bretagne accorde aux pays du Commonwealth dans l'acces 
au marche du travail en Grande-Bretagne. Or, comme vous le 
savez, le -Commonwealth implique une repartition tres !arge 
dans tous las pays du tiers monde et, par consecjuent, la por-

. tee de discrimination raciale de la reserve faite par la Grapde­
Bretagne est taut a fait differente de celle que nous ferions en 
fonction de ladite politique des trois cercles. 
Pour toutes ces raisons, nous demandons que notre Parla­
ment renonce a ces deux reserves ä l'adhesion a Ja conven-
tion. · · 

Frau Grendelmeler, Sprecherin der Minderheit II: Ich habe es 
bereits beim E;intreten gesagt: .Wtr sind an und für sich zu hun­
dert Prozent gegen diese Vorbehalte. Und wenn ich nun den 
Mim:!erheitsantrag II begründe, so tue ich das im Sinne einer 
Schadensbegrenzung für.den Fall, dass Sie eben doch dem 
ersten Vorbehalt zustimmen. Dabei vermag ich sogar ein ge­
wisses Verständnis für Leute aufzubringen, die den ersten Vor-

' 

behalt mit der Begründung auf sich nehmen, dass Leute, Or­
ganisationen oder Meinungen, die verboten werden, auch un­
terdrückt werden und nicht mehr kontrollierbar sind. 
Die Gefahr, dass gewisse Elemente, die sich in ihren Aktivitä­
ten und Meinungsäusserungen einschränken müssten, in den 
Untergrund abtauchen könnten, ist nicht ganz von der Hand 
zu weisen. Aber der Vorbehalt löst diesesProblem nicht 
Hingegen finde ich den zweiten Vorbehalt völlig überflüssig. 

. So, wie er hier ausschaut, bekommt man den Eindruck, dass 
es sich um ein Arbeitsgesetz handelt, das vor allem den Arbeit-

. gebem dienen soll und nicht um ein Gesetz, um rassistischen 
Tendenzen zuvorzukommen. Mit diesem Vorbehalt wQrden 
wir uns aber - das bitte ich Sie zu bed!:lnken - eigentlich als 
Schweiz, als Land, einer eventualvorsätzlichen Diskriminie­
rung schuldig machen. Und das können wir uns nicht leisten. 
Die beiden anderen Anträge der Minderheit II auf Seite 2 der 
Fahne haben auch den Sinn von Eventualanträgen und kön­
nen, je nachdem, wie wir bei den vorhergehenden Anträgen 
abgestimmt haben, .entfallen. . 
Ich bitte Sie also-wenigstens für den Fall, dass Sie den ersten 
Vorbehalt stehenlassen wollen -, doch mindestens den 
zweiten Vorbehalt zu streichen, denn er ist nicht notwendig. Es 
geht jetzt darum, dass wir zu diesem Uebereinkommen ganz 
klar ja sagen, ohne Wenn und Aber, ohne Vorbehalte. Wtr kön­
nen uns das leisten, bzw: das andere können wir uns in. die­
sem Land je länger, desto weniger leisten. 

TschäppätAJexancjer, Sprecher der Minderheit III: 
Die.Tatsache, da$_$ so viele Leute diesen Minderheitsantrag III 
unt1nschrieben haben, zeigt, dass er offenbar nicht von allzu 
grosser politischer Bedeutung sein kann Er ist es denn auch 
nicht .Wir wollen einfach keine Vorbehalte, das scheint uns 
klar. Weil wir beide als unnötig tlrachten, wollen wir sie nicht 
Aber wenn der Rat beschliesst, dass man diese Vorbehalte 
macht; sollte man sie nicht noch hinaufstilisieren zu etwas, 
was sie überhaupt nicht sind, und ihnen so viel Bedeutung ge­
ben, dass man sie bei einem Rückzug jeweils noch hier im Ple­
num diskutieren sollte. So viel Vertrauen haben wir in den Bun­
desrat, dass er,die Vorbehalte, wenn sie schon beschlossen 
wer.den müssten, wenigstens Selber zurückziehen kann. Alles 
andere wäre eine unnötige Belastung des Parlaments­
betriebes. 
Etwas wichtiger ist der Antrag der vo.n mir aligeführten Minder­
heit zu Absatz 4, nämlich derjenige bezüglich der Anerken­

. nung der Individualbeschwerde. Wtr haben dieses Problem 
bereits im Zusammenhang mit den· Menschenrechtspakten 
vor kurzem hier diskutiert • 
Unser Rat hat den Entscheid über den Beitritt zum ersten Fa­
kultat!vprotokoll des Internationalen Paktes über die politi­
schen und die burgerlichen Rechte noch aufgeschoben. Wtr 
haben also noch keinen Entscheid gefällt, ob wir künftig die ln-
1dividualbeschwerde akzeptieren und anerl<ennen wollen oder 
nicht Ich hoffe, dass das sehr bald der Fall sein wird. 
Wenn wir auch anerkennen müssen, dass die Individualbe­
schwerde bei den Menschenrechtspakten nicht 100prozentig 
mit derjenigen _beim Uebereinkommen'betreffend den Rassis­
mus identisch ist, ist es gleichwohl erlaubt, hier parallel zu ar­
gum1:mtieren. Wenn wir bei den Menschenrechtspakten die In­
dividualbeschwerde anerkennen wollen; so kann das nur das 
Parlament tun.· Das sei hier ganz 'klar gesagt Es wurde gerade 
in der vorberatenden Kommission von Leuten aus der Kom­
mission falsch dargestellt Es ist klar: Die ·Anerkennung kann 
nur im Parlament erfolgen. Das scheint an und für sich richtig, 
denn diese Anerkennung im Bereich der Men~chenrechte ist 
eine sehr bedeutende und eine sehr wichtige. Damit ist es 
auch nötig und richtig, dass das Parlament darüber diskutie-
ren kann. . 
Diese Grundsatzdebatte - Individualbeschwerde ja oder 
nein -wird-also in jedem _Fall in diesem Parlament geführt wer­
der,; Es ist wohl allen, die die Problematik kennen, klar, dass 
die Individualbeschwerde beim Rassismus, verglichen mit 
derj:migcn- bei den Menschenrechten, von untergeordneter 
Bedeutung ist Sie hat nicht das gleiche Gewicht, weil Sie mit 
dieser Beschwerde nur rassistische Verletzungen rügen kön­
nen- und nicht allgemeine Menschenrechtsverletzungen. Da-
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mit scheint logisch und von der Verwaltung her auch vöf!ig ver­
nünftig zu. sein, wenn man sagt: Diskutiert doch im P.lenum 
über das Grundsatzproblem - Anerkennen der lndh(idualbe­
schwerde ja oder nein?-, und wenn ihr dann einmal' entschie­
den habt, delegiert das weniger Wichtige, nämlich die,Jndivi­
dualbeschwerde beim Rassismus, an den Bundesrat! Das 
würde nicht nur eine Beschleunigung des Verfahrens bedeu­
ten, sondern hätte vor allem auch zur Folge, dass die '(erwal­
tung ni_pht unnötig zusätzlich mit einem Bericht und ein~m ent­
sprechenden Antrag belastet würde. Auf der anderen Seite 
könnten wir uns dann vielleicht noch anderen Problemen wid­
men, die ebenso wichtig wären wie solche, die wir schon ein 

. halbes oder ein Jahr vorher diskutiert haben. · 
Ich bitte Sie daher im Interesse der Effizienzsteigerung drin­
gend, diesem Minderheitsantrag zu Absatz 4 zuzusti11:1men. 

Präsident: Die liberale Fraktion teilt mit, dass sie die Mehrheit 
unterstützt und alle Minderheitsanträge ablehnt Dje FDP­
Fraktion lässt ebenfalls mitteilen, dass sie die Mehrh~il unter-
stützt . 

Frau von Feiten: Namens der SP-Fraktion beantragß ich die 
Streichung der beiden Vorbehalte gemäss Absatz 1 qlßses Ar­
tikels sowie die Zustimmung zur Ermächtigung des Bµndesra­
tes im individuellen Rechtsschutzverfahren gemäss J\bsatz 4. 
Mit anderen Worten: Die SP-Fraktion unterstützt samtliche 
Minderheitsanträge zu Artikel 1, einschliesslich der eventuali­
ter gestellten. 
Zu den Vorbehalten: Der erste Vorbehalt zugunsten der Mei­
nungsäusserungs- und Vereinsfreiheit mutet schon etwas 
merkwürdig an. Artikel 4 der Konvention verpflichtet die Ver­
tragsstaaten, die. Verbreitung von rassistischen Theorien zu 
verbieten. Selbstverständlich wird damit die Meinungsäusse­
rungsfreiheit eingeschränkt Nichts Ungewöhnliches In unse­
rer Rechtsordnung, sofern eine gesetzliche Grlmdl~g.e, ein 
überwiegeodes öffentliches Interesse und die W~hrurig des 
Kerngehalts gegeben sind! Ich verweise - das wurc;le schon 
mehrmals gesagt-~uf die verschiedenen Ehrverletzungs-Tat­
bestände oder auf das Pornoverbot im Strafrecht und ijUf zahl­
reiche weitere Persönlichkeitsschutz-Bestimmungen des pri­
vaten und öffentlichen Rechts. Selbstverständlich sind alle 
diese gesetzlichen Bestimmungen verfassungs- und EMRK­
konform auszulegen. Dies ist geltendes Recht Das Ueberein­
kommen selbst verlangt die Berücksichtigung eines ganzen 
Katalogs von Grundrechten. 
Das Hervorheben von ausschliesslich zwei Freiheitsrechten 
führt doch bloss zu weiteren Unklarheiten. Wie steht es mit der 
Berücksichtigung det anderen Freiheitsrechte? Es 1,st doch 
ganz klar: Die Meinungsäusserungsfreiheit findet dort ihre 
Grenzen, wo zum Rassenhass aufgerufen wird. Schutzobjekt 
ist der öffentliche Frieden. Es geht nicht an, unter dem Trtel 
«Meinungsäusserungsfrelheit» massive Menschenrec):itsver­
letzungen prophylaktisch, im voraus sozusagen, zu entschul­
digen. Der Vorbehalt ist unnötig, schafft Verwirrung; besten­
falls wiederholt er Selbstverständliches. Die Streichung~des 
Vorbehaltes wäre das Beste. 
Problematischer ist der zweite Vorbehalt Wörtlich ger,'lommen 

_ hebt dieser Vorbehalt die ganze Konvention aus den Angeln. 
Die Schweiz kann sich doch nicht international zu einem nicht­
rassistischen Verhalten verpflichten und sich ausgerechnet in 
ihrem Verhältnis zur internationalen Staatengemeinschaft ras­
sistisches Verhalten vorbehalten! Der Bundesrat versichert 
laut Botschaft, so, wie man den Vorbehalt verstehen·,könnte, 
sei er nicht·gemeint Weder die gegenwärtige noch die künf­
tige Ausländerpolitik verfolge rassistische Ziele. Der Vorbehalt 
sei aber notwendig, da der Vorwurf der Konventionsw~rigkeit 
im Hinblick auf das Dreikreisemodell zu befürchten sei'; ganz 
zu Unrecht, meint der Bundesrat Dieser Logik kann ich nicht 
folgen, abgesehen davon, dass die Abwendung von potentiel­
len Vorwürfen nicht Gegensta[ld von Vorbehalten sein:kann. 
Das Dreikreisemodell ist kein Gesetz. Es ist ein in weifen, Krei­
sen - auch hier im Rat- stark kritisiertes Projekt, das n6ch gar 
nicht umgesetzt worden ist Nichts, aber auch gar nichts 
spricht dagegen, eine Zulassungsgesetzgebung zu verwirkli­
chen, die den minimalen Menschenrechtsansprüchen des 

Uebereinkommens ·genügt 'Im Gegenteil: Das ist ja genau 
das, was vom Uebereinkommen gefordert wird. Es kann doch 
nicht der Sinn dieses Vorbehalts sein, zu signalisieren, die 
Schweiz wolle bei der Ausarbeitung der künftigen Ausländer­
politik auf das Uebereinkommen keine Rücksicht nehmen. Ich 
bitte Sie, dem Streichungsantrag der Minderheit 1 (de Dardel) 
zuzustimmen. 
Ich fasse zusammen: Das Internationale Uebereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung sta­
tuiert minimale Menschenrechtsansprüche. Die Vorbehalte 
sind überflüssig, unnötig, ja sogar schädlich, rufschädigend, 
denn sie sind geeignet, den politisch ausserordentlich wichti­
gen und überfälligen Schritt des Beitritts zum Uebereinkom­
men in unzulässiger Weise zu relativieren. 

Sieber: Ich trete dafür ein, im Sinne der Minderheit 1 (de Dar­
del) auf Vorbehalte bei diesem Uebereinkommen zu verzich­
ten. Grundsätzlich sind wir der Ueberzeugung, dass wir ohne 
Vorbehalte gegen den Rassismus antreten sollten. Diesbe­
züglich habe ich bescheidene Erfahrungen aus unserem Kan­
ton und weiss, was sich in der Jugendszene tut Wir werden 
noch staunen, was sich hier in den nächsten Jahren zeigen 
wird Da sind also wirklich fremdel'lfeindliche Gruppierungen, 
die bereits bestehen und andere, die im Entstehen sind. Ich 
verfolge diese Entwicklung übrigens seit zwanzig, dreissig 
Jahren. In den Jahren um 1968 waren es die Heils Angels, die 
Rocker. Aus diesen Kreisen sind ja auch ganz bestimmte Ent­
wicklungen untergründig, unterschwellig weitergegangen. 
Wir sind der Meinung, dass wir ohne Vorbehalte entschieden 
gegen den Rassismus antreten sollten, um Zeichen zu setzen. 
Aber Zeichen kann man nur ohne Vorbehalte setzen. Nun 
kann eingewendet werden, dass hier der Idealismus, idealisti­
scher Glaube mit im Spiele sei Man müsse doch zuerst die 
Verträge genau lesen, Wort für Wort, Buchstabe für Buch­
stabe, um dann zu entscheiden, was man unterzeichnen soll 
und ob überhaupt Nun aber bin ich keineswegs der Meinung, 
dass Glaube und Idealismus Gesetzesarbeit ersetzen können. 
Im Gegenteil, ich bin der Ueberzeugung, dass Glaube und 
Idealismus Impulse zu vermitteln vermögen, gleichsam als 
Motor eines Schiffes, der hilft, in der Gesetzesarbeit voranzu­
kommen und KlipJ)en zu umschiffen. 
Wir sind also der Meinung, dass wir auf die Vorbehalte verzich­
ten sollten. Die Meinungsäusserungsfreiheit und die Vereins­
freiheit, das sagt ja der Voröehalt selbst, gehören zum interna­
tional anerkannten Grundbestand der Menschenrechte. Das 
steht ja nun nicht zur Diskussion. Das wird auch von der Uno 
anerkannt Wir haben hier zwei gleichberechtigte abstrakte 
Normen: einerseits die erwähnten Freiheiten und andererseits 
die Antirassismuskonvention. Auf dieses Problem treffen wir 
bei der Gesetzgebung immer und immer wieder. Da gibt es ei­
nen Widerspruch zwischen der Vertragsfreiheit einerseits und 
der Glaubensfreiheit andererseits. Aber auch bei der Handels­
und Gewerbefreiheit z. B. haben wir keinen Vorbehalt ange­
bracht, dass man nicht gegen Geld auf die Glaubensfreiheit 
verzichten könne. 
Es gibt Dinge, die ganz einfach klar sind. Wenn wir meinen, es 
müsse vorsichtigerweise doch immer wieder durch Erklärun­
gen und Vorbehalte Sicherheit gegeben werden, dann wirkt 
das eher pedantisch als vorsichtig. 
Der Vorbehalt bezüglich des Arbeitsmarktes ist unserer Mei­
nung nach ebenfalls überflüssig. Sehr viele Staaten kennen 
Einwanderungsquoten, ohne dass ihnen das deshalb als Ras­
sismus ausgelegt wird Die EWR-Staaten machen die Einwan­
derung für Schweizer Bürger auch schwieriger als für EWR­
Bürger, und deshalb brauchen die EWR-Staaten trotzdem kei­
nen Vorbehalt bat der Antirassismuskonvention. Wir bezichti­
gen sie deswegen nicht des antischweizerischen Rassismus. 
Hier geht es nicht um Fragen der Rasse, sondern.um Fragen 
der Staatszugehörigkeit Ein Vorbehalt ist deswegen bei einer 
Antirassismuskonvention überflüssig! 

Schmid Peter: Im Narll8n der grünen Fraktion bitte ich Sie, 
den Antrag der Minderheit 1 (de Dardel) zu unterstützer:i. Ich 
denke, er wird die Meinungsäusserung, sofern diese die Gren­
zen des Anstandes nicht überschreitet, kaum beschränken. 
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Dies wird mit oder ohne Vorbehalt so bleiben, deshalb kann 
man hier in guten Treuen auch yerschiedener Meinung sein. 
Insbesondere aber möchten wir vermeiden, dass der Vorbe0 

halt unter Buchstabe b in den Bundesbeschluss aufgenom­
men wird. Nicht dass wir der Auffassung sind, die Schweiz 
käme ohne jede Einwanderungspolitik aus, aber es geht nicht 
an, in einem internationalen Uebereinkommen noch schwei­
zerische Arbeitsmarktpolitik zu betreiben. Fatal daran ist ge­
rade die Tatsache, dass in diesem Vorbehalt·etwas j:l.nklingt, 
das leider gerade einen rassistischen Anstrich hat oder sehr 
rasch bekommen könnte. Die derzeitige schweizerische Aus­
länderpolitik orientiert sich am sogenannten Dreikreisemo­
dell. Dieses beabsichtigt, Ausländern den Zugang zu unserem 
Land um so mehr zu erschweren, je weiter sie von der Schweiz 
entfernt wohnhaft sind. In der Regel divergieren natürlich die 
rassischen, ethischen und religiösen Zugehörigkeiten entfern­
ter Völker deutlich von den unsrigen. Das führt dann zur still­
schweigenden Doktrin, je weiter weg die Menschen seien, de­
sto fremder müssten sie uns sein. Doch das trifft auf keinen Fall 
zu. Wer von weit her kommt, kann uns emotional sehr nahe 
sein, näher als vielleicht der Nachbar, der nicht mit uns in Frie­
den leben will. So kommt mit diesem verhängnisvollen Vorbe­
halt ein Stück rassistisches Vorurteil in ein Uebereinkommen 
hinein, das ja gerade bestrebt ist, Rassenvorurteile zl.J be-
kämpfen. · 
Ich bitte Sie daher: Vermengen Sie ein Uebereinkommen, das 
sich für die Gesinnung und Einstellung einsetzt, nicht mit Fra­
gen der Arbeitsmarktpolitik, die anderswo geregelt werden 
können, jedoch bestimmt nicht hierher gehören! , 
Stimmen Sie daher dem Uebereinkommen ohne Vorbehalte 
zu, streichen Sie aber insbesonder~ den Vorbehalt unter 
Buchstabe b. -

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Wie Sie auf der Fahne 
sehen, bin ich persönlich bei der Minderheit II (Grendelmeier), 
welche den Vorbehalt unter Buchstabe b streichen will; Ich 
werde aber hier natürlich die Meinung der Mehrheit der Kom­
mission erläutern Die Mehrheit der Kommission hat qie Posi­
tion des Bundesrates unterstützt, diesem Abkommen mit zwei 
Vorbehalten zuzustimmen, und zwar beim Vorbehalt unter Ar­
tikel 1 Absatz 1 Buchstabe am~ 13 zu 7 Stimmen, beim Vor­
behalt unter Buchstabe 'b mit 11 zu 9 Stimmen Ich korrigiere 
damit das Stimmenverhältnis, das ich in meinem Eintretensvo-
tum angegeben habe. ·· • 
Zum Vorbehalt unter Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a: Es ist 
dem, was bereits hier ausgeführt wurde, nicht viel beizufügen. 
Es ist festzuhalten, dass dieser Vorbehalt ja auch sehr behut­
sam formuliert wurde. Der Bundesrat möchte einfach· diese 
Konfliktsituation, die es zwischen Meinungsäusserungs- und 
Vereinsfreiheit und diesem Uebereinkommen geben kann, 
hier vorausnehmen, und zwar hat er die Formulierung «in ge­
bührender Berüc~sichtigung der Meinungsäusserungs- und 
der Vereinsfreiheit» gefunden 
Zum Vorbehalt unter Buchstabe b: Er betrifft das Dreikreise­
modell, das ja in diesem Saal nicht unumstritten ist Der' Bun­
desrat hat argumentiert, dass es der Ehrlichkeit und Transpa­
renz dienen würde, wenn wir diesen Vorbehalt anbrächten, 
insbesondere da dieses Uebereinkommen aus den sechziger 
Jahren stammt Ich muss immer wieder daran erinnern: es 
wurde in den sechziger Jahren ausgearbeitet, es wurde 1965 
verabschiedet D.amals waren denjenigen; die dieses Thema 
ausgearbeitet haben, die Migrationsströme, mit denen wir 
heute zu tun haben, und die Schwierigkeiten mit der Arbeits­
marktpolitik nicht so vor Augen Unser Dreikreisemodell ba­
siert ja darauf, dass sich Menschen, die in unser Land kom­
men, in unserem Land auch wohlfühlen können. Sie sollten 
sich integrieren können.· Das Dreikreisemodell geht davon 
aus, dass nicht unbeschränkt Kulturen zusammengemischt 
werden können. Das ist ~ar nicht rassistisch gemeint, kann 
sich aber rassistisch auswirken. Da ist der Bundesrat der Mei­
nung, dass er ehrlich zu dieser Schwierigkeit stehen will. 

deux minorites qui se sont exprimees taut a l'heure. Meme si 
las auteurs de ces deux propositions ont fait des remarques 

, tout a fait pertinentes, · il taut quand meme se rendre a l'evi­
dence que, dans l'.analyse de ce probleme, il ne taut pas non 
plus tomber dans l'angelisme mais prendre en campte las rea­
lites. 
En ce qui concerne la premi!'lre reserve qui se rapporte ä des 
principes fondamentaux, la liberte d'expression, la plupart des 
pays europeens - le Conseil federal le releve d'ailleurs dans 
son message - ont fait las l')lemes reserves et nous pensons 
qu'il taut egalement adopter la meme attitude dans l'arrete fe­
deral. 
Pour Ja deuxieme reserve, relative au marche du travail et ä ce 
concept des trois bercles, il s'agit, j~ le repete, d'une politique 
evolutive, mais il est bien evident qua, dans l'application de 
cette politique, la Suisse doit rechercher un equilibre entre la 
population indige11e et la papulation etrangere. En outre, il est 
vrai qua las pays qui ant ete beaucoup plus rapides qua la 
Suisse ä signer cette convention, s'ils le faisaient aujourd'hui, 
feraient certainement la meme reserve qua notre pays cancer-
nant la politique du marche du travail. · 
Cela dit, camme l'a releve M. Krafft, ambassadeur, au sein de 
la commission parlementaire, il taut sauhaiter qua cette politi­
que du marche du travail puisse evoluer a l'avenir et qua l'an 
evite taut reproche de la part des instances internationales en 
relation avec l'adhesion a la canvention sur la discrirtrination 
raciale. 
En resume, votre commission s'est pronancee de la maniere 
suivante: refus de la proposition de la minorite 1 (de Dardel) 

, par 13 voix contre 7; refus egalement de la proposition de 
minorite II (Grendelrneier) par 11 voix contre 9. Je vous invite a 
suivre la majorite de la commission qui rejoint la proposition 
du Conseil fec:leraL 

M. Felber, president de la Confederatioh: Le Conseil federal 
maintient sa propositiqn d'inscrire dans la ratificatian de cette 
convention las deux reserves. En ce qui concerne la premiere, 
nous l'avans deja explique taut a !'heure~ il s'agit bei et bien 
d'eviter un canflit entre las lipertes fondamentales: d'une part, 
la nan-discrimination raciale qui est le theme de cette canven­
tion, et, d'autre part, la liberte d'assaclatian et la liberte d'ex­

. pressian qui font partie de la declaration universelle des droits 
de l'hamme. No.us avons longtemps reflechi a ce probleme et 

. constate avec beaucoup de pays d'Europe occidentale que 
nous etions pratiquement dans l'obligation d'annoncer cette 
reserve generale qui consiste-vous vous en souvenez certai­
nement pour l'avolr lue atteritivment - simplement a dire qua 
nous mettrions en application l'article 4 de la convention en 
nous referant egalement aux droits fondamentaux existants. 
Quanta la deuxieme reserve, I~ Conseil federal vous prie de la 
maintenir pour une des raisons particulieres qui a ete evoquee 
taut ä !'heure par Mme Stamm Jµdith, rapporteur de la com­
missian, qui replagait le texte de cette cohvention a son origine 
historique, c'est-ä-direen 1965. II estevidentqu'en 1965, nous 
le savons, la mobilite des personnes n'atteignait pas le degre 
qu'elle a atteint aujourd'hui et depuis quelques annees. Par 

· consequent, si une telle reserve n'etait probablement pas ne­
cessaire en 1965,·oe n'.est plus le cas aujourd'hui, et ce n'est 
pas one reserve raciste, pas du tout, c'est aussi un signal: 
nous signalons a l'attention de la communaute internationale 
qua nous avons une legislation concernant l'immigration et le 
marche du travail. Nous le signalons, alle n'est pas liee ä des 
criteres racistes, mai~ nous ne voudrions pas non plus courir 
le risque de nousvoir imposer la reception a l'interieur de notre 
pays de groupes ethniques compacts. 
En ce qui conceme l'exemple cite par M. de Dardel, je dirai 
simplement qu'il n'y a qu'a constater ce qui se passe aujour­
_d'hui en Suisse, Monsieur le Conseiller national, et vous verrez 
que l'exemple de l'electronicien de Singapour qui serait meil­
leur ou plus a sa place qua l'electronicien frangais, cela ne 
Jient pas. En realite, dans les entreprises, surtout lqrsqu'il 

- s'e.3it de cas particuliers, il n'y a pas de cercles qui tiennent, on 
M. Comby, rapporteur~A l'instar de Mme Stamm JLidith, je di- prend la haute qualification, en ter:iant campte aussi de l'ori-
rai qua la commission parlementaire, dans sa majorite, suit le gine de l'entreprise elle-meme. Mais il est certain qua nous ne 
Conseil federa.I et vous invite ä refuser las propositions des pourrions pas non plus, a travers cette convention, ouvrlr com-

51-N 
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pletement les vannes de l'immigration C'est au$Si notre 
preoccupation. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 

Eventue/1-A titre preliminaire 
Für den Antrag Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 1 

Definitiv- Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit . 
Für den Antrag der Minderheit II 

Abs.2-Af.2 

80Stimmen 
48Stimmen 

82Stimmen 
50,.Stimmen 

Präsident: Als Konsequenz der Abstimmung zu Absatz 1 ent­
fallen die Minderheitsanträge I und II in Absatz 2. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Abs.3-Al.3 

Präsident: Da die Mehrheit in Absatz 1 obsiegt hat, entfallen 
auch hier die Minderheitsanträge I und II. Wir haben r-iur noch 
die Abstimmung zwischen der Mehrheit und der Minderheit III 
durchzuführen 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit III 

Abs.4-Al.4 

Abstimmung- Vote 
Für d~n Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Dieser Beschluss untersteht dem .... 

Art.2 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Le präsent arrete est sujet au referendum .... 

79Stimmen 
50$ijmmen 

, 76Stimmen 
sosvmmen 

Scherrer Jürg, Sprecher der Minderheit: Die Minderheit stellt 
Ihnen den Antrag, dieses Uebereinkommen gegen jede. Form 
von Rassendiskriminierung dem fakultativen Staatsvertragsre­
ferendum zu unterstellen, und zwar aus zwei Gründen. 
Der erste Grund: Auch die Aenderung des Strafgesetzbuches 
wird dem fakultativen Referendum unterstellt, das ist nicht bS:. 
stritten. Und da beide Dinge, also das Uebereinkommen und 
die Aenderung des Strafgesetzbuches, untrennbar miteinan­
der verbunden sind, ist es nur logisch, dass beide Beschlüsse 
dem fakultativen Referendum unterstellt werden. 
Der zweite Grund: Ein solcher Staatsvertrag, wie wir· itin jetzt 
beschlossen haben - oder wie Sie ihn gegen unseren Wider­
stand beschlossen haben -, gehört unserer und meiner An­
sicht nach vor das Volk, wenn das mindestens 50 000 Bürger 
in diesem Land verlangen. · 
Ob das Referendum dann tat3ächlioh ergriffen wird, steht zur 
Stunde noch nichtfest, aber es gehört zu den demokratischen 
Grundrechten in diesem Land, dass ein solcher Vertrag vor 
das Volk muss, wenn dies verlangt wird. 

In diesem Sinne appelliere ich an Sie, jetzt der Minderheit zu­
zustimmen. 

Präsident: Die LdU/EVP-Fraktion erklärt Zustimmung zur 
Mehrheit 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Wir haben ja In unserer 
Verfassung genau geregelt, welche Staatsverträge dem Volk 
unterbreitet werden müssen. Es ist unser Entscheid, ob wir 
diese Vorlage dem fakultativen Referendum unterstellen, oder 
ob wir unsere Aufgabe als Parlament wahrnehmen und die­
sem Staatsvertrag zustimmen, und das in abschliessender 
Kompetenz. 
Die Mehrheit hat sich dafür entschlossen, dass wir das Ueber­
einkommen nicht unterstellen. Die Mehrheit weist auch darauf 
hin, dass der Artikel des Strafgesetzbuches ja auf jeden Fall 
vor das Volk gezogen werden kann, wenn das gewisse Grup­
pierungen wünschen 

M. Comby, rapporteur: La commission vous propose ä une 
majorlte de 1 O voix contre 9 de suivre la proposition du Conseil 
federal, c'est-a--dire de ne pas soumettre cet arrete au referen­
durn tacultatif. Cela entre taut a fait dans les competences du 
Conseil federal de ne pas soumettre cette decision au vote po­
pulaire. Par consequent, il ne taut pas etre plus royaliste que le 
roi, surtout que, dans ce domaine, il y a des risques de dera- · 
page. C'est la raison pour laquelle la majorlte de 1a commis­
sion, finalement, vous propose de suivre le Conseil federal. Au 
sein de la commission, c'est en particulier Mme Sandoz qui a 
soutenu cette position de ne pas demander au peuple de se 
prononcer sur une telle affaire. 
J'aimerais repondre ä M. Scher.rar Jürg en lui disant que 
meme s'il y a un lien entre l'adhesion ä la convention et la mo­
dification du code penal, la seule modification du code penal 
· ne suffit pas-on l'a dlt assez clairenient dans cette salle-ä re­
gler les problenies de la discrimination raciale. II taut entre­
prendre taute une serie d'autres mesures, notamment an ma­
tiere de prevention et d'education. C'est la raison pour laquelle · 
nous pensons que la position du Conseil federal est taut ä fait 
logique et nous vous invltons au nom de la majorite ä la suivre. 

M. Felber, president de la Confederation: Le Conseil federal 
vous invite egalement a suivre sa proposition et a ne pas sou­
mettre l'arrete qui concerne la ratification de cette convention 
au referendum facultatif. 
II ne taut taut de meme pas prendre l'habitude de caricaturer 
les regles democratiques de notre paysl Cela est intolerable. 
Nous avons des regles precises; elles sontfixees dans la cons­
titution. En vertu de l'article 89 alinea 3 de la constltution, las 
traltes internationaux sont sujets au referendum lorsqu'ils 
«sont d'une duree indeterminee». Premier element: celul-ciest 
denon~ble, il n'est donc pas definltif. D'autre part, lorsqu'ils 
«prevoient l'adhesion ä une organisation internationale» -
nous n'adherons pas ä une organisation internationale - ou 
lorsqu'ils «entrainent une unification multilaterale du droit» - il 
n'y a pas d'unification multilaterale.du droit contenue dans le 
texte de ca traite. 
Aucune des trois conditions n'est remplie. Nous appliquons la 
loi et la constitution, en respect aussi d(:38 cltoyens qui l'ont vo­
tee, et nous vous proposons de ne pas soumettre ce traite au 
referendum facultatif. 

Abstimmung-Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für <:Jen Antrag der Minderheit 

offensichtliche Mehrheit 
· Minderheit 

Gesamtabstimmung- Vota sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

107 Stimmen 
13Stimmen 
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Ad 92.029 

Postulat I der Kommission für Rechtsfragen 
Aw;1länderpolltik In der Schweiz 
Postulat I de la Commlsslon des affalres Jurldlques 
'Politique suisse a l'egard des etrangers . ' 

Wortlaut des Postulates vom 26. Mai 1992 
Der Bundesrat wird eingeladen, die künftige Ausländerpolitik, 
insbesondere das Dreikreisemodell, im lichte des Ueberein-

. l<ommens zur Beseitigung der Rassendiskriminierung zu über­
. prüfen und den eidgenössischen Räten Bericht zu erstatten. 

Texte du postulat du 26 mai 1992 . 
A l'avenir, le Conseil federal est prie d'examiner la politique 
des etrangers - en particulier le modele des trois niveaux -- en 
tenant compte de la Convention internationale sur l'elimina­
tion de toutes les formes de discrimination raciale, et de rap-
porter a ce propos aux Chambres federales. . 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine schriftliche Antwort. ' 

Developpement par ecrit 
Les auteurs renoncent au developpement et demandent une 
reponse ecrite. 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
vom 31. August 1992 
Der Bundesrat ist bereit, das Postulat entgegenzunehmen. 

Declaration ecrite du Conseil federal · 
du 31 aoDt 1992 
Le Conseil federal est pret a accepter le postulat 

Ad 92.029 

Postulat II der Kommission für Recht$1'ragen 
Eidgenössische Kom~lsslon gegen Rassismus 
Postulat II de la Commlsslon des affalres Jurldlques 
Commlsslon feder1;1le contre le raclsme 

Wortlaut des Postulates vom 26. Mai 1992 
Der Bundesrat wird eingeladen, umgehend eine Eidgenössi­

.sche Kommission gegen Rassismus einzusetzen. 

Texte du postulat du 26 mai 1992 . 
Le Conseil federal est prie d'instituer sans delai une commis­
sion federale contre le racisme. 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine schriftliche Antwort. 

Developpement par ecrit 
Les auteurs renoncent au developpement et dem~ndent une 
reponse ecrite. 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
vom 31. August 1992 
· Der Bundesrat ist bereit, das Postulat entgegenzunehmen. 

Declaratlon eorite du Conseil federal 
du 31 aoDt 1992 
Le Conseil federal estpret a accepter le Pl)Stulat 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: !eh habe Ihnen schon 
in der Einleitung gesagt, dass wir ihnen empfehlen, diese 
Postulate anzunehmen. · 
Das Postulat I ist entstanden aus der Diskussion über den Vor­
behalt unter Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b, über die «Gesetz­
gebung über die Zulassung von Ausländerinnen und Auslän­
dern zum schweizerischen Arbeitsmarkt». Sie haben gehört, 

· dass es sich hier um ein schwieriges Problem handelt, das 
nicht rassistisch gelöst werden will, aber als rassistisch be­
trachtet werden kann. Darum haben wir den Bundesrat aufge­
.fordert, diese Angelegenheit zu überdenken. 
Das Postulat II fordert vom Bundesrat die Kommission gegen 
Rassismus, die er in seiner Botschaft ja selt:>er vorgeschlagen 
hat und von der wir schon lange sprechen . 
Ich wäre lhrien dankbar, wenn Sie das Postulat II mit er-

• drückender Mehrheit annehmen würden, damit der Bundesrat 
sieht, dass in dieser Sache etwas geschehen muss. 

M. Comby, rapporteur: La commission vous propose d'ac­
_cepter les deux postulats. L'un concerne la politique suisse a 
l'egard des etrangers et le second se rapporte a la creation 
d'une commission federaie contre ie racisme. 
Le premier postulat est justifie par differentes interventions fai­
tes dans cette salle. A la suite de Mme Stamm Judith, je dirai 
que la politique des etrangers en Suisse est evidemment tres 

. sensible, et il est important d'en suivre regulierement l'evoiu­
tion, notamment ert relatlon avec la proposition d'adherer a la 
Convention Internationale sur l'elimination de toutes les for­
mes de discrimination raciale. Ce postulat est d'autant plus im­
portant que vous avez accepte ia reserve a l'article premier ali-
nea premier lettre b de l'arrete federal A . 
En ce qui concerne le postulat 11, la creatlon d'une commis­
sion federale contre le racisme a ete demandee dans plusieurs 
Interventions parlementaires. Le Conseil federal, dans son 
message, propose de concretiser cette volonte par, precise­
ment, la mise sur pied d'une telle commission. -
Je souh~te, Monsieur le President · de la Confederation, 
comme je l'ai dit tout a l'heure, que cette commission puisse 
travailler en etroite coordination avec les cantons, parce que fi­
nalement, dans le domaine de l'education, domaine-cle en la 
matiere, la oompetence est dans les mains des cantons plutöt 
que 'dans celles· de la Confederation. Si l'on veut rechercher 
l'efficacite dars ce domaine, je crois qu'il faut realiser cette 
coordination. · 

Präsident: Kommission und Bundesrat beantragen,. die bei-· 
den Postulate zu überweisen. Es liegen keine anderen An­
träge vor. 

· Ueberwiesen - Transmis 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
Militärstrafgesetz 
B. Code penal sulsse 

l Code penal mllltalre 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Nichteintreten 
Eventualantrag der Minderheit 
(Sandoz, Berger, Ruf, Scharrer Jürg, Vetterli) 
(falls Eintreten beschlossen wird) 
Rückweisung an den Bundesrat, 
mit dem Auftrag, einen allgemein anwendbaren Artikel auszu­
arbeiten, wonach bei Verstössen gegen das Strafgesetzbuch 
die Strafe ver$chärft wird, wenn der Täter aus rassistischen 
Gründen gehandelt hat 
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Proposition de Ja commission 
Majorite · 
Entrer en matiere 
Minorite 
(Ruf, Scharrer Jürg) 
Ne pas entrer en matiere 
Proposition' subsidiaire de la minorite-
(Sandoz, Berger, Ruf, Scharrer Jürg, Vetterli} 
(au cas ou rentree en matiere serait acceptee) 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat d'elaborer un article de partie generale pre­
voyant l'aggravation de Ja peine pour les infractions du code 
penal lorsque l'auteur a agi pour des motifs raciaux. 

Präsident Die Anträge sind bereits begründet und diskutiert 
worden. 

ErsteAbstimmung-Premiervote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

ZweiteAbstimmung-Deuxieme vote 

offensichtliche Mehrh'eit 
Minderheit 

Für den Eventualantrag der Minderheit Minderheit 
Dagegen offensichtliche Mehrheit 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule 
Proposition de Ja commission 
Adhärer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Einleitung 
Zustimmung zum Entwurf des Bundes~ates 
M. 261bis (neu) 
Wer .... ihrer Rasse, Religion oder Ethnie zu Hass oder Diskri-
minierung aufruft; · 
wer .... einer Rasse, Religion oder Ethnie gerichtet sind; 
wer .... teilnimmt; 
wer .... ihrer Rasse, Religion. oder Ethnie in ihrer Menschen-
würde angreift oder aus einem dieser Gründe Völkermord 
oder andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit leugnet, 
gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen sucht; 
wer .... wegen ihrer Rasse, Religion oder Ethnie das Recht auf 
Zugang zu einem Ort oder Dienst. der für die Benutzung durch 
die Oeffentlichkeit vorgesehen ist, wie Verkehrsmittel, Hotels, 
Gaststätten, Cafes, Theater und Parks, verweigert; 
wird mit .... 

· Antrag Goll 
M. 261bis (neu) 
Ergänzung in allen Abschnitten: 
.... ihrer Rasse, Religion oder Ethnie, ihres Geschlechts oder 
ihrer geschlechtlichen Orientierung zu Hass oder Diskriminie-
rung aufruft; .... · 

Art.1 
Proposition de Ja commission 
lntroduction 
Adherer au projet du Conseil federal 
M. 261bis (nouveau) 
Celui .... ou religieuse; 
celui .... d'une race, d'une religion ou d'une ethnie; 
celui .... pris part; . . 
celui .... ou qui, pour ia meme raison, minimisera grossiere-
ment ou cherchera a disculper Je genocide ou d'autres crimes 
contre l'humanite; 

eelui qui aura refuse, dans .... ou religieuse, le droit d'acces a 
tous lieux et services. destines a l'usage du pubiic, teis que 
moyens de transport, hötels, restaurants. cafes. spectacles et 
parcs; 
serapuni .... 

Proposition Go_// 
M. 261bis (nouveau) 
Complement a tous les alineas: 
.... appartenance raciale, ethnique ou religjeuse, de leur sexe 
ou de leurs tendances sexuelles .... 

• Einleitung - lntroduction 
Angenommen -Adopte 

M.261bis 

Frau Goll: Rassismus ist die Missachtung und die krasse Ver­
letzung von Menschenrechten. Die.Grenzen zwischen Rassis­
mus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Frauenfeindlich­
keit und anderen Diskriminierungsformen sind verschiebbar. 
Die häufigste und die alltäglichste Form des Rassismus ist der 
Sexismus, das heisst die Diskriminierung von Menschen auf­
grund ihres Geschlechts. In unserer Gesellschaft bedeutet 
dies nach wie vor die Benachteiligung von Frauen, weil sie mit 
dem Makel «Frausein» behaftet sind · 
fch schlage Ihnen in meinem Antrag eine Ausdehnung der An­
tidiskriminierungsartikel im Schweizerischen Strafgesetzbuch 
und im MiHtärstrafgesetz vor. Warum? Ein griffiger Antidiskri-. 
minierungsartikel darf auf keinen Fall auf die Abstammung, die 
nationale oder ethnische Herkunft. die Hautfarbe und den 
Glauben eingeschränkt werden, dies vor allem darum, weil 
bisher kein eigentliches Antidiskriminierungsgesetz besteht 
Antidiskriminierungsartikel sollen - wenn schon - möglichst 
umfassend wirksam werden Das wurde im ganzen Vernehm­
lassungsverfahren auch von verschiedenen Frauen- und Ho­
mosexuellenorganisationen verlangt Ich erwähne als Bei­
spiele u. a den Verein Feministische Wissenschaft, die Orga­
nisation für die Sache der Frau (Ofra), die Lesbenorganisation 
Schweiz (LOS) und die Homosexuellen Arbeitsgruppen der 
Schweiz. 
r,'lein Vorschlag lautet konkret, die Antidiskriminierungsartikel 
in der Strafgesetzrevision um zwei weitere Punkte zu erwei­
tern. Ich beantrage zusätzlich: 
1. ein Diskriminierungsverbot aufgru,:td des Geschlechts und 
2 ein Diskriminierungsverbot aufgrund der geschlechtlichen 
Ol'ientierung. 
Damit wird die strafrechtliche Erfassung anderer durchaus ge­
läufiger Formen von Diskriminierung möglich. 
Einer Ausdehnung des Rassisrnusbegriffs in diesem konkre­
ten Fall der Gesetzgebung•steht von der Rassismusdefinition 
her nichts im Wege. Ich möchte an dieser Stelle auf die Rassis­
musdefinition von Albert Memmi hinweisen. die seit ihrer Auf­
nahme in die «Encyclopaedia Universalis» für Lehre und For­
schung gültig ist Diese Definition lautet: «Der Rassismus ist 
die verallgemeinerte und verabsolutierte Wertung tatsächli­
cher oder fiktiver Unterschiede zum Vorte.il des Anklägers und 
zum Nachteil seines Opfers, mit der seine Privilegien oder 
seine Aggressionen gerechtfertigt werden sollen.» 
Zuerst zur Ausdehnung der strafrechtlichen Bestimmungen 
bei Diskriminierungen aufgrund de~ Geschlechts. Um es noch 
einmal deutlich festzuhalten: Der Sexismus ist die alltägliche 
Form des Rassismus. Die Forderung nach einem Antidiskrimi­
nierungsgesetz - in diesem Falle eines Gesetzes gegen jede 
Diskriminierung der Frau - lag bereits vor über sechs Jahren 
auf dem Tisch dieses Hauses. Der damals von der ehemaligen 
Nationalrätin Anita Fetz eingebrachten Initiative war zwar kein 
Erfolg beschieden; trotzdem haben die damals aufgeführten 
Argumente auch heute noch ihre Gültigkeit Schulbücher, Me­
dien und Werbung zeichnen nach wie vor längst überholte 
Rollenbilder mit sexistischen ln~alten. Fra:.ienfeindlichkeit 
drückt sich im Alltag dann aus, wenn zum Beispiel die Benütz­
barkeit und die sexuelle Ausbeutbarkeit der «Ware Frau» zu 
Profitzwecken öffentlich feilgeboten wird. 
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In welchen Kreisen die Frauenfeindlichkeit geschürt wird, erle­
ben wir u. a in diesem Hause hautnah. Es ist kein Zufall, dass 
sich dieselben Kreise öffentlich in Sexismus üben, die mit Be­
griffen wie «Masseneinwanderung» oder «Wirtschaftsflücht­
linge» in Zeiten wirtsqhaftlicher und sozialer Krisen auch die 

· Fremder:ifeindlichkeit propagieren und für ihre Zwecke miss­
brauchen. 
Nicht nur die Ratifizierung der Antirassismuskonvention wurd~ 
viel zu lange hinausgeschoben. Viel zu lange steht ebenfalls 
auch die Ratifizierung des Uno-Uebereinkommens zur Beseiti­
gung jeder Form der Diskriminierung der Frau an. zweihun­
dert Frauen aus allen Landesteilen, verschiedenen Parteien, 
Verbänden und Organisationen haben das Uno-Ueberein­
kommen an der Frauensession Anfang letzten Jahres disku­
tiert und die Ratifizierung dieser Konvention in allen Arbeits­
gruppen ausdrücklich verlangt Ein entsprechendes Postulat 
wurde dann auch im Sommer 1991 überwiesen. 
Wann endlich, Herr Bundesrat, werden Sie die Ratifizierung 
der Konvention gegen jede Diskriminierung der Frau· dem Par­
lament vorlegen? Ich hätte gerne eine konkr~te Antwort über 
den genauen Zeitpunkt, nachdem dieses Anliegen immer wie~ 
der auf die lange Bank geschoben wurde und weiterhin wird. 
Zum zweiten Punkt, zur Ausdet,.nung des Diskriminierungs­
verbots aufgrund der sexuellen Orientierung. Die Organisatio­
nen, welche im Vernehmlassungsverfahren eine Erweiterung 

. der gesetzlichen Definition der Rassendiskriminierung auf­
, grund der geschlechtlichen Orientierung für unabdingbar hal­
ten, machen mit Recht darauf aufmerksam, dass die verschie­
denen Antidiskriminierungsartikel im Vorentwurf ausdrücklich 
auf das religiöse Bekenntnis ausgedehnt wurden. Deshalb ist· 
auch nicht einzusehen, weshalb die Erweiterung auf den Be­
reich der sexuellen Orientierung ausgeklammert sein soll. Ho­
mosexualität wie Heterosexualität sind Sestandteil des Selbst­
entscheidungsrechts des Menschen. 
Die Ausdehnung der Rassismusdefinition, die ich Ihnen in 
meinem Antrag vorschlage, scheirit mir notwendig, solange 
kein umfassendes und kein griffiges Antidiskriminierungsge­
setz vorliegt, welches jede andere Form der Diskriminierung, 
namentlich von Frauen und von Homosexuellen, bekämpft. 
Zahlreiche Sprecherinnen und Sprecher haben sich heute 
hier vorne gegen jede Form von Rassismus gewandt Wenn es 
Ihnen damit wirklich ,Ernst ist, möchte ich Sie auffordern, mei­
nem Ergänzungsantrag z~zu~timmen. 

Wiek: Unsere Fraktion lehnt diesen Antrag ab. Wir sind hier auf 
einem sehr schwierigen Pfad. Frau Goll, Sie kommen wie ich 
aus einer Stadt In meiner täglichen Arbeit im Kinderspital sehe 
ich, welch riesige Probleme in Familien aus anderer:i Kulturen 
durch den Kontakt mit unserer säkylaren, pluralistischen Ge­
sellschaft entstehen. Ich denke hier an den häufigsten Fall, 
nämlich den Kulturschock gewisser. türkischer Gastarbeiter. 
Ich meine nicht Leute aus Istanbul oder Ankara; ich meine jene 
vom Land, welche streng islamisch orientlert sind. Sie lehnen 
die Gleichstellung der Frau nicht ab, ~ondem die _Gleichstel­
lung der Frau ist für sie geradezu undenkbar. Wenn Sie mir 

. das nicht gla4ben wollen, so bitte ich Sie, den Koran zu kaufen 
und die Sure «Die Weiber» zu lesen. Dann werden Sie verste­
hen, was ich meine. 
Daraus ergeben sich gewaltige Probleme. Knaben und Mäd­
chen gehen bei uns zur Schule und erfahren die für sie absolut 
neue, weil doch weitgehend als selbstverst~ndlich erlebte 
Gleichstellung in unserem Land. Diese Mentalität wird zum 
Teil bewusst, zum Teil unbewusst übernommen. lnnerfamiliär 
entstehen daraus unerhörte Konflikte, die sich bis zu manife­
ster seelischer und körperlicher Misshandlung ausweiten kön­
nen. Es kommt tragischerweise gar nicht selten bis zum Sui­
zidversuch, und dann landen diese Jugendlichen bei uns im 
Spital. So wurde das Problem für uns auch manifest 
Das weitere Vorgehen muss dann sehr subtil sein. Jugend­
•amt, Jugendpsychiatrie bemühen sich um die Verarbeitung 
dieses Kulturschocj<s. Nu~ nebenbei erwähnt: Ich habe schon 
erlebt, dass !Jewis~e Fa, nilien ihre Mädchen mit sechs bis sie­
ben Jahren zurück in die Berge von Anatolien schicken, damit 
sie der Verderbtheit unserer Schulen nicht ausgesetzt sind, 
und im Alter von 16 Ja~ren, wenn die Schulpflicht nicht me,hr 

gilt, kommen ·sie als halbe oder ganze Analphabetinnen zu 
uns zurück. 
Ihre Formulierung, Frau Goll, führt nun in der konsequenten 
Anwendung dazu, dass wir gezwungen wären, diese Men­
schen, paradoxerweise rassistisch, strafrechtlich zu verfolgen, 
indem wir einer Untergruppe dieses kulturellen Umfeldes ei­
nen Schutz gegen eine Form von Diskriminierung gewähren 
müssen, der die Familienstruktur - häufig das einzige, was 
diese Leute überhaupt haben - zerstört Die kulturelle Vielfalt 
ist zu komplex, die Entwicklung ist weltweit zu ungleich verlau­
fen, als dass alle Details bereits strafrechtlich erfasst werden 
könnten. 
Gerade in solchen Fällen kommen wir unserem Ziel der Ver­
hinderung jeglicher DisRrimination - das ist auch meines -
näher, wenn der Detaillierungsgrad der Regelung nicht so 
gross ist, dass er keinen humanen Spielraum mehr zulässt 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Der Antrag Goll lag uns 
in der Kommission nicht vor. Wir haben ihn in der Kommis­
sion nicht behandelt Ich kann Ihnen aus den Kommissions­
beratungen heraus einfach sagen, ·dass er den Bereich des 
Uepereinkommens sprengt; er geht über das hinaus, was 
dieses Uebereinkommen verlangt f.us diesem Gesichts-

, punkt heraus muss ich Ihnen raten, ihn abzulehnen. Es ist so, 
' dass es eine Uno-Konvention zur Beseitigung jeglict)er Dis­

kriminierung der Frau gibt Diese Uno-Konvention ist im Ge-
. setzgebur,gsprogramm des Bundesrates auch enthalten; 

ihre· Ratifikation würde aber voraµssetzen, dass wir zuerst 
das Gleichstellungsgesetz erhalten, auf das wir ja schon 
lange warten. ' •. 

M. Comby, rapporteur: Nous n'avons pas debattu de la pro­
position de Mme Goll au sein de la comniission. Par conse­
quent, l'avis que j'exprime ici est personnel 
Je pense, Madame Goll, que votre postulat est certes louable, 
mais la conventionqui ests.oumise au Parlament n'est pas un 
fourre-tout et je crois qu 'il .faut se limiter a I' essential, a ca qtii a 
ete propose par le Conseil federal en relation avec cette 
convention. Cela dit, vos demandes sont evidemment impor­
tantes; alles pourront trouver satisfaction dans le contexte de 
l'examen, qui se fera un jour de la convention des Nations 
Unies, qul porte precisement sur les problemes que vous avez 
soulevesr a savoir la discrimination des femmes; ensuite, le 
deul{ieme obiet qui devrait l¾re soumis au Parlament, c'est la 
loi federale sur l'egallte de traitement entre les hommes et les 
femmes. Cette loi aussi apportera une reponse a votre souhait 
Par consequent, je vous damanda de retirer votre proposition 
et si tel n'etalt pas· le c:as, j'invite la haute assemblee a la 
refuser. · 
J'aimerais, Monsieur le President, saisir cette occasion pour 
apporter deux precisions concemant l'interpretation de l'arti­
cle 261 bis du pode pena1 suissa Au deuxieme paragraphe, 
on dit: «celui qui aura, pubiiquement, propage une ideologie 
visant a abaisser ou calomnier de fagon systematique les 
membres d'une race, d'une reiigion ou d'une ethnie; .... » lci, 
quand on dlt: «les membres», je crois qu'il taut entendre 
aussi «des membres». II est clair qu'il n'est pas necessaire 
que tous les membres d'une communaute reiigieuse, par 
exemple, fassent l'6bjet d'attaques de ce type-lä pour qu'on 
justifie une denonciation ou une condamnation. Je crois qu'il 
est important d'apporter cette precision dans l'interpretation 
du texte. 
La deuxieme precision concerne le quatrieme paragraphe du 
meme article qui dlt: «celui qui aura, pubiiquement, par la pa­
role, l'ecrlture, l'image, le gaste, par des voies de fait ou de 

. toute autre maniere, porte atteinte ä la dignite humaine d'une 
persorine ou d'un groupe de personnes .... ou qui, pour la 
meme raison, minimisera grossierement ou cherchera a dis­
culper le genocide ou d'autres crimes contre l'humanite; .... » II 
y a ici une petite confusion entre le texte allemand et le texte 
frarn;ais: on parle evidemment de tout genocide, en faisant al~ 
lusion au principal genocide, a 1.'holocauste des juifs, mais il 
est clair que tous les crlmes de cette nature doivent etre 
condamnes. C'est la raison pour laquelle il faudrait plutöt 
ecrire «tout genocide» plutöt que «le gänocide». 
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M. Felber, president de la Confederation: Le Conseil federal 
vous propose de rejeter la proposition de Mme Goll, non pas 
parce que sa justification n'existe pas- eile est parfaitement le- · 
gitime et vous etes, Madame Goll, parfaitement legitim~e a la ' 
d~fendre. Mais nous considerons sur le plan de !'ordre juridi­
que et de !'ordre legal que cette proposition ne doit pas etre 
inscrite dans la modification du code penal concemant la dis­
crimination raciale. Voila pourquoj nous vous prions de refuser 
cette proposition. · 
En effet, nous ne pouvons tout de meme pas 'donner a l'image 
de la race une extension teile qua le fait d'etre femme, ou le fait 
d'etre hemme, c'est appartenir a deux races differentes. C'est 
a peu pres a cela que vous nous entrai'nez avec votre proposi­
tion. Nous souhaitons qua vous ayez l'occasion de reprendre 
celle-ci dans la ratification de la convention de 1972 relative a 
la discrimination entre hommes etfemmes. ' 
A votre question tres precise, je repondrai que, moi, jene vous 
soumettrai pas cette convention a ratification parce que cela 
ne depend pas des affaires etrangeres. Le Conseil federal, par 
contre, oui, vous soumettra avant la fin de cette periode legis­
lative cette convention a ratifier; il l'a dit, il l'a ecrit Personnelle­
ment, je n'ai pas de date precise. 
Enfin, le Departement federal de j,!Jstice et police elabore ac­
tuellement la loi federale sur la disparition de la discrimination 
et l'egalite entre hommes et femmes et je puis vous informer 
que le Conseil federal a l'intention de deposer cette loi .devant 
vous l'annee prochaine, donc en 1993. C'est pourquoi nous 
vous prions de ne pas introduire cet element particulier dans la 
modification du Code penal qui conceme strictement la discri­
mination pour causes raciale, ethnique ou religieuse. . 

Abstimmung- Vota 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Goll 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Einleitung 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 171c (neu)Abs. 1 

75 Stimmen 
37 Stimmen 

Wer .... ihrer Rasse, Religion oder Ethnie zu Hass oder Diskri­
minierung aufruft; 
wer .... einer Rasse, Religion oder Ethnie gerichtet sind; 
. wer .... teilnimmt; 
wer .... ihrer 'Rasse, Religion oder Ethnie in ihrer Menschen-
würde angreift oder aus ,einem dieser Gründe Völkermord 
oder andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit leugnet, 
gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen sucht; ' 
wer einer Person .... wegen ihrer Rasse, Religion oder Ethnie 
das Recht auf Zugang zu einem Ort oder Dienst, der für die Be­
nutzung durch die Oeffentlichkeit vorgesehen ist, wie Ver­
kehrsmittel, Hotels, Gaststätten, Cafes, Theater und Parks, 
verweigert; 
wird mit .... 
Art. 171 c (neu) Abs. 2 
Zustimmung _zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Goll 
Art. 171 c (neu) Abs. 1 
Ergänzung in allen Abschnitten: 
.... ihrer Rasse, Religion oder Ethnie, ihres Geschlechts oder 
ihrer geschlechtlichen Orientierung zu Hass oder Diskriminie-
rung aufruft; .... · 

Art.2 
Proposition de la commission 
lntroducüon 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 171c (nouveau) al. 1 
Celui .... ou religieuse; 
celui .... d'une race, d'une religion ou d'une ethnie; 
celui .... pris part; 
celui .... ou qui, pour la meme raison, rriinimis.era grossiere-
ment ou cherchera a disculper le genocide au d'autres crimes 
contre l'humanite; 

celui qui aura refuse, dans .... ou religieuse, le droit d'acces a 
tous·lieux et services destines a l'usage du public, tels qua 
moyens de transport, hötels, restaurants, cafes, spectacles et 
parcs; · · 
serapuni .... 
Art. 171c (nouveau) al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Goll 
Art. 171c; (nouveat.i) al. 1 
Complement a tous las alineas: 
.... appartenance raciale, ethnique ou religieuse, de leur sexe 
ou de leurs tendances sexuelles .... " 

Einleitung, Art 171c Abs. 2 - lntroduction, art. 171c af. 2 
Angenommen -Adopte- · 

Art. 171cAbs. 1-Art. 171caf. 1 
Angenommen gemäss Antrag der Kommission 

. Adopte selon la proposition de Ja, commission 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabsümmurrg- Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

102Stimmen 
13 Stimmen 

C. Bundesgesetz über die Schaffung einer Ombudsstelle 
gegen Rassismus (neu) 
C. Lot federale sur un offlce de medlation contre le ra­
clsme (nouvelle) 

Antrag Dorrnann 
Titel 
Bundesgesetz über die Schaffung einer Ombudsstelle gegen 
Rassismus 
Ingress 
Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossen­
schaft gestützt auf Artikel 85 Ziffer 1 der Bundesverfassung be­
schliesst: 
Art. 1 
Es wird eine Ombudssteue· gegen Rassismus eingesetzt 
Art. 2 ' 
Der Bundesrat regelt die Ein;zelheiten. 
Art.3Abs.1 
Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
Art. 3Abs. 2 
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Proposition Dormann 
Titre 
Loi federale sur un office de mediation contre le racisme 
Preambu/e 
Conformement a l'article 85 chiffre 1 er de la Constitution, !'As­
semblee federale arrete: 
Art. 1 
II ~st institue un office de mediatlon contre le racisme. 
Art.2 
Le Conseil federal regle !es details. 
Art. 3al. 1 . 
Cette loi est soumise au referendum facultatif. 
Art. 3al. 2 
Le Conseil federal fixe l'entree en vigueur. 
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Frau Dormann: Bestrafung ist die eine, Prävention ist die an­
dere Seite. Deshalb stelle ich Ihnen als Präsidentin der parla­
mentarischen Gruppe gegen Rassismus den Antrag, eine 
ömbudsstelle gegen Rassismus zu schaffen. Unsere Gruppe 
sieht in der Schaffung dieser ,Ombudsstelle die Möglichkeit, 
prophylaktisch gegen Rassendiskriminierung zu wirken. Wir 
haben uns dabei vom schwedischen Ombudsmann gegen 
die Diskriminierung ethnischer Mi.riderheiten überzeugen las­
sen, der uns einen Abend lang seine Arbeit und seine Stellung 
erklärt hat 
Wie selten zuvor haben sich in den letzten Wochen Hass und 
Diskriminierung gegenüber ethnischen Minderheiten im 
Schweizervolk ausgebreitet: Wir haben zum Glück noch keine 
Rostocker Verhältnisse, doch im breiten Volk schwelt eine Ab­
lehnung und Unsicherheit dem Fremden gegenüber, die be­
ängstigende Ausmasse angenommen haben. Es scheint, 
dass wir unsere Identitätskrise mit der Diskriminierung der 
Ausländer, die bei uns wohnen, zu bewältigen versuchen. Vor­
urteile, Unwissenheit und Unsicherheit gegenüber der An­
dersartigkeit sind vielfach die Ursache für diese Haltung. In der 

·. lnnerschweiz hat sich die Atmosphäre im vergangenen Herbst 
den Ausländern gegenüber dermassen ins Negativa gestei­
gert, dass bei einem Ja am 6. Dezember 1992 eine Gewaltes­
kalation nicht auszuschliE,issen gewesen wäre. Das haben be­
stimmt weder die Befürworter noch die Gegner der EWR-Vor­
lage erzeugen wollen. Wir müssen handeln. Es drängt sich 
eine doppelte Zielsetzung auf: 
1. der Abbau von diskriminierender rassistischer Ideologie 
und rassistischen Uebergriffen; 
2. die Förderung eines menschenwürdigen, interethnischen 
oder interkulturellen Zusammenlebens. 
Unsere Gruppe gegen Rassismus ist fest überzeugt, dass mit 
der Schaffung einer Ombudsstelle gegen Rassismus zur Ver­
minderung der Diskriminierung aufgrund von Rasse, Haut­
farbe, nationaler oder ethnischer Herkunft sowie Religion bei-
getragen werden kann. . 
Nach unserer Vorstellung gibt es drei Möglichkeiten, wie die 
Ombudsperson gegen Rassismus' der ethnischen Unter­
drückung entgegenwirken kann: 
1. Die Ombudsperson gegen Rassismus hilft Einzelpersonen, 
die unterdrückt werden, indem sie ihnen Rat gibt und Auskunft 
erteilt 
2. Die Ombudsperson gegen Rassismus schlägt entspre­
chende Massnahm~n vor, wie dem Rassismus begegnet wer­
den kann, und berät die Regierung und das Parlament in sol-
chen Angelegenheiten. · · 
3. Die Ombudsperson. gegen Rassismus, nimmt an öffentli­
chen Debatten teil oder veranstaltet Anlässe, um die Mei-
nungsbildung zu ermöglichen. . 
Es wird nicht bestritten, dass es in qer Schweiz bereits Institu­
tionen gibt, die diese Ziele als die i~reri erklären. Auch exi­
stiert trotz. der bedrohlichen Zunahme von interkulturellen 
Konflikten ein.gewisser Erfahrungsschatz auf dem Gebiet des 
Zusammenlebens von Angehörigen fremder Gesellschaften 
und damit verschiedener Wertsysteme. Diese Einzelaktivitä­
ten reichen aber niemals aus, um den bei uns schwelenden 
Rassismus in den Griff zu bekommen. Es ist die Aufgabe des 
Staates, vorbeugende Massnahmen zu ergreifen, wenn pri­
vate Aktivitäten durch das Ausmass der Diskriminierung und 
Ablehnung nicht ausreichen oder deren Träger überfordert 
sind. 
Nach den Vorstellungen der parlamentarischen Gruppe ge­
gen Rassismus hat die Ombudsperson gegen Rassismus 
keine formale Macht Ihre Macht liegt vielmehr in der Wahrneh­
mung der Oeffentlichkeitsarbeit; in Aufklärung und Orientie­
rung über ethnische Differenzen; im Kennenlernen und Analy­
sieren von schwerwiegenden aktuellen Fällen sowie diskrimi­
nierenden Aeusserungen und Handlungen ·gegen Fremde 
oder Andersgläubige; im Dialog mit Betroffenen auf beiden 
Seiten, in Fällen von schwerwiegenden diskriminierenden 
Aeusserungen und Handlungen; in der Bekanntgabe der Er­
kenntnisse und Ermör,lichung einer objektiven Meinungsbil­
dung; in der Vermittlung von Beratung bei besonders gravie­
renden interethnischen oder rassistischen Konflikten, z B. in, 
Schulen, Betrieben, Armee oder auch mit Behörden; lm Ausar-

beiten von sinnvollen Massnahmen und Szenarien für ein 
menschenwürdiges und interkulturelles Zusammenleben. 
Einerseits hat die Ombudsperson gegen Rassismus die Auf­
gabe, zu beraten, zu schlichten und zu vermitteln; anderer­

. seits ist diese Person Klagemauer für Personen, die durch 
Rassismus diskriminiert werden. Am bedeutungsvollsten ist 
die Orientierung der Bevölkerung über die kulturelle, soziolo­
gische ·und religiöse Andersartigkeit der Fremden, Nicht zu 
unterschätzen werden dabei die Medienarbeit der Ombuds­
person und ihre Anregungen .im Journalismusbereich sein. 
Nach Meinung der parlamentarischen Gruppe gegen Rassi~­
mus ersetzt die Ombudsperson weder die Eidgenössische 
Kommission für Ausländerprobleme noch jene für Flüchtlings­
fragen. Vielmehrwürden sich diese Instanzen gegenseitig er­
gänzen. Bis jetzt .gelang es diesen Kommissionen eher 
schlecht, ihre Anliegen und Vorstellungen umzusetzen, da ih­
neri einerseits· die Mittel und andererseits das notwendige 
Sprachrohr zur Vermittlung ihrer Anliegen fehlten. In dieser 
Beziehung kommt der Ombudsperson gegen Rassismus eine 
Vermittlerrolle zwischen Kommissionen, die aus Fachleuten 
bestehen, und der Oeffentlichkelt zu. Sie haben das Kommis­
sionspostulat zur Schaffung einer eidgenössischen Kommis­
sion gegen Rassismus überwiesen. Denkbar wäre auch, an­
stelle einer neuen Kommission einen Fachausschuss zu bil­
den, der sich aus Fachleuten aus den beiden bestehenden 
Eidgenössischen Kommisslon·en - für Flüchtlingsfragen ei­
nerseits und für Ausländerprobleme andererseits~ rekrutiert 
Nötigenfalls wären diese beiden Kommissionen mit Fach­
leuten für ethnische Fragen und Minderheitenprobl~me zu 
ergänzen. 
Sie sehen, die Vorstellungen der parlamentarischen Gruppe 
gegen Rassismus für die Schaffung einer Ombudsstelle ge­
gen Rassismus und über die Funktion der mit dieser Aufgabe 
beauftragten Person heben sich eher von den Vorstellungen 
von einer allgemeinen Ombudsperson ab. Uns ist bekannt, 
dass die Motion Gadient zur Schaffung einer Ombudsstelle 
von beiden Räten überwiesen worden ist Das ist aber kein 
Grund, dem Antrag zur Schaffung einer Ombudsstelle gegen 
Rassismus nicht zuzustimmen. Vielmehr könnte diese Stelle 
zum Pilotprojekt für die Realisierung der Ombudsstelle für all­
gemeine Fragen und Anliegen werden. Ob eine einzige. Om­
budsperson nebst allen anderen abzudeckenden Anliegen 
dem eskalierenden Problem von Diskriminierung und Rassis­
mus gerecht werden kann, bleibt offen. 
Mit der Schaffung einer· Ombudsstelle gegen Rassismus 
könnten wir die notwendigen Erfahrungen sammeln, vorbau­

. gend arbeiten und die Anwendung des Strafgesetzbuches we­
gen Verletzung von Menschenrechten im Bereich Rassismus 
vermindern 
Als Ergänzung zum entsprechenden ArtikEll im Militärstrafge­
setz könnte der Ombudsmarln gegen Rassismus auch die In­
formation und Beratung von Armeeangehörigen überneh­
men. Gerade Jugendliche im Teenageralter unc;l Leute Anfang 
zwanzig sind anfällig, vom Klima.des Rassismus und der Ge-
walt angesteckt zu werden , 
Unsere Vostellung über die Funktion und Aufgabe der Om­
budsperson gegen Rassismus ist zwar sehr vielseitig, aber 
keine Utopie. Sie entspricht. weitgehend dem schwedischen 
Ombudsmann, der seit 1985 diese Stelle ausgebaut hat und 
der mit drei Mitarbeitern mit sehr gutem Erfolg arbeitet Oder 
sind Ihnen rassistische Uebergriffe in Schweden bekannt? 
Ich bitte Sie namens der parlamentarischen Gruppe gegen 
Rassismus, unserem Antrag auf Schaffung einer Ombuds­
stelle gegen Rassismus zuzustimmen. 

Frau Heberleln: Der Ant~g von Frau Dormann lag unserer 
Kommission bekanntlich nicht vor, doch ich meine, er ist si­
cher prüfenswert Wir müssen uns bemühen. Aber auf der an­
deren Seite haben wir gehört: Es bestehen bereits die Eidge­
nössische Kommission für Flüchtlingsfragen und die Eidge­
nössische Komr:nissio11 für Ausländerprobleme, und zusätz­
lich würden dann noch eine Kommission für Rassismusfragen 
plus die Ombudsstelle geschaffen. Es scheint mir daher wich­
tig, dass der Ständerat mit der Ueberweisung Ihres Antrages 
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die Möglichkeit erhält, den Gesetzestext noch anzupassen 
und zu korrigieren; er ist sicher nicht der Weisheit letzter 
Schluss. 
Dass die Ombudsstelle eine wichtige Funktion erfüllen. kann, 
gerade im Hinblick auf die Auslegung und Interpretation der 
neuen Strafrechtsbestimmungen, scheint mir wesentlich zu 
sein. · 
Ich kann nicht im Namen der FDP-Fraktion sprechen, weil wir 
keine Gelegenheit hatten, diesen Antrag zu diskutieren. Ich 
würde aber persönlich beantragen, dass wir diesen ZUS!itzan­
trag nicht bekämpfen, sondern unterstützen, auch wenn der 
Gesetzestext nochmals überarbeitet werden muss. 

Frau Grendelmeler: Ich bitte Sie dringend, dieses Postulat zu 
unterstützen. 
Wir wissen es alle: Wenn die Schweiz etwas unternehmen will, 
dann gründet sie zuerst einmal eine Kommission. Da~ beru­
higt das Gewissen und hilft, die ganze Sache ein bisschen ab­
zudämpfen. Hier geht es aber eigentlich nicht mehr darum. 
Wenn wir vorhin schon die Kommission beschlossen haben, 
dann finde ich es noch viel wichtiger, dass wir dieses Modell 
einer Ombudsstelle übernehmen, und zwar, weil eine Om­
budsstelle - das hat sich in der Schweiz inzwischen auch her­
umgesprochen - eine andere Wirkung haben kann und auch 
hat, als sie eine Kommission haben kann. Im Normalfall'haben 
solche Kommissionen bei uns ein sehr geringes Gewicht, und 
vor allem haben sie keine Mittel. Herr Caccia hat uns in der 
Kommission eindrücklich geschildert, wie wenig er effektiv tun 
kann. Und somit wird die Kommission zu einer einzigen Alibi­
funktion. Das möchten wir in diesem Falle in aller 'Form be­
kämpfen. 
Was wir brauchen - Frau Dormann hat es sehr eindrücklich 
geschildert -, ist einerseits ein Gesetz zur Bekämpfung des_ 
Rassismus bzw. zur Bestrafung von diesbezüglichen Straftä­
tern; ~ndererseits ist die Prävention noch wichtiger: Dazu ge­
hört Information, aber auch eine Sprechstundenfunktjon. Es 
ist notwendig, dass für Leute, die sich nicht anders zu wehren 
wissen, als allenfalls ausfällig, gewalttätig werden, ein~ Anlauf­
stelle geschaffen wird, die sehr viel mehr nützen kann als alle 
Kommissionen dieses schönen Landes. 
Ich bitte Sie sowohl im Namen der parlamentarischen Gruppe 
gegen Rassismus, der ich angehöre, als auch im Namen 
der LdU/EVP-Fraktion sehr dringend, diesem Postulat zuzu- · 
stimmen. · 

M. de Dardel: Le groupe socialiste appuie chaleureusement 
la proposition de Mme Dormann. Tout d'abord, il est tres im­
portant de montrer ä la population que notre effort en vue du 
combat contre le racisme ne porte pas seulement sur des dis­
positions repressives, mais sur des mesures positives. A ce 
sujet, le groupe parlementaire contre le racisme a effective­
ment ete tres impressionne en entendant l'experience du me­
diateur suedois. D'une part, ce mediateur constitue une insti­
tution peu onereuse; eile est tres bon marche. D'autre part, 
bien qu'il n'ait aucun pouvoir decisonnaire, ce mediateur dis­
pose manifestement d'un certain prestige en Suade. II est une 
refe~enc~ constante pour les autorites, pour la presse, pour les 
medias, pour Ja population en matiere de problemes de ra­
cisme. 11, est consulte systematiquement pour toutes las modi­
fications ou projets legislatifs qui peuvent comporter un aspect 
concernant les discriminations raciales. Enfin, il est reguliere­
ment interpelle par Ja presse quand se posent les problemes 
de discrimination raciale. Comme son statut est suffisamment 
independant, comme il beneficie de suffisamment de prestige, 
il peut se permettre de prendre des positions claires et nettes 
de critique, y compris ä l'egard de ministres, par exemple, qui 
auraient eu quelque derapage de vocabulaire ä propos de 
problemes d'immigration. Ainsi, le mediateur suedois nous a 
explique qu'effectivement il avait pu prendre une position pu­
blique critique par rapport ä un ministre qui, il y quelques mois, 
avait eu un derapage de vocabulaire a connotation raciste 
eventuella · 
Donc, nous vous lnvitons chaleureusement a soutenir et a vo­
ter Ja proposition Dormann. 

Präsident: Die Fraktion der Grünen Partei teilt mit, dass sie 
den Antrag Dormann unterstützt 

Dreher: Wir stehen am Ende einer Session, wo wir die .Erfah­
rung gemacht haben, wie ausserordentlich schwierig es ist, 
einmal bewilligte Stellen und Kredite rückgängig zu machen, 
die in einer Zeit der «Lebe heute, zahle morgen»-Mentalität be­
schlossen wurden. Und offensichtlich, so macht es den Ein­
druck, lernt dieses Parlament wiederum nichts, wie der Antrag 
Dormann beweist Es ist eine absolute Zumutung, in der heuti­
gen Zeit mit diesem aus dem Ausland herbeigeredeten Pro­
blem nun wieder Staatsstellen schaffen zu wollen, die dann 
andere Leute bezahlen müssen. Wir wehren uns im Interesse 
des Steuerzahlers dagegen, dass wieder staatliche Strukturen 
erweitert und vertieft werden, die wir nie mehr werden wegbrin­
gen können, auch wenn vielleicht das Schweizervolk 1995 die 
politische Quittung ausstellen wird an diejenigen Parteien, die 
für die desolate Asylpolitik verantwortlich sind, deren Bekämp­
fung Sie heute mit Rassismus gleichsetzen. 
Die Fraktion der Auto-Partei lehnt den Antrag ab. Er ist absolut 
unnötig. Es ist nur wieder ein Aufflackern aus einer gewissen 
Haltung heraus, dass man da wieder etwas tun sollte. Ich er­
warte von der FDP- und der SVP-Fraktion, dass sie ihn ableh­
nen und endlich einmal die Konsequenzen ziehen aus dem, 
was man die ganze Zeit in den Budgetberatungen und -be­
schlüssen erzählt hat 

Mme Sandoz: Le postulat- parce qu'il est difficile de qualifier 
juridiquement la proposition faite par Mme Dormann -
contient en lui-meme une idee qui para1t excellente. Apparte­
nant en effet au groupe parlementaire contre le racisme, j'ai pu 
entendre avec d'autres les propos tenus par l'ombudsman 
suedois a ce sujet, et nous avons pu constater que, dans une 
certaine mesure, les problemes delicats qui peuvent se poser 
en matiere penale en relation avec ur.ie irritation raciste qui en 
general monte rapidement peuvent etre regles de fagon fayo­
rable pour l'atmosphere generale d'un pays par un ombuds­
man, dans la mesure ou celui-ci est veritablement ressenti 
comme im homme de confiance a qui on peut s'adresser. 
Dans cet etat d'esprit, il est , parfaitement conforme a une · 
conception liberale du respect de la personne d'envisager la 
creation d'un tel medlateur pour lutter contre le racisme. 
La question_ de la procedure choisie par Mme Dormann pose 
un probleme, et.ä ce point de vue lä, le Parti liberal ne peut evi­
demment pas soutenir un projet de loi qui serait traite comme 
une initiative parlementaira Je tiens a dire que nous sommes 
favorables ä l'idee d'une mediation en matiere de racisme. En 
revanche, la question de la procedure pose un probleme qui 
implique que l'on s'abstienne. 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Der Antrag von Frau 
Dormann lag uns in der Kommission in ähnlicher Form als An­
trag Recnsteiner vor. Wir hatten zuerst auch formale Probleme 
damit, Herr Rechsteiner hat uns dann einen solchen Gesetz­
entwurf vorgelegt 
Die Kommission hat den Vorschlag Rechsteiner relativ knapp 
mit 1 O zu 8 Stimmen abgelehnt, im wesentlichen nicht, weil sie 
nicht von der Güte einer solchen Institution überzeugt gewe­
sen wäre, sondern deshalb, weil Herr Krafft auf die von Frau 
Dormann bereits erwähnte Motion Gadient hinwies, die von 
beiden Räten überwiesen wurde. Eine entsprechende Vorlage 
hat die Vernehmlassung passiert Sie wird im Verlauf des 
nächsten Jahres in Form eines Gesetzentwurfes vor die Räte 
kommen. Es soll dort eine allgemeine Ombudsstelle vorge­
schlagen werden. 
Ich überlasse es Ihnen, zu entscheiden, ob es sinnvoll ist, die­
ses auf der Motion Gadient basierende Gesetz abzuwarten, 
oder ob es nicht 'ebenso sinnvoll sein könnte, sich hier für ein 
entsprechendes Pilotprojekt einzusetzen. 

M. Comby, rapporteur: La commission a examine une propo­
sition similaire qui a ete faite par M. Rechsteiner concernant la 
nomination d'un ombudsman et finalement, sur Ja base des 
explications donnees, notamment par M. l'ambassadeur 
Krafft, selon lesquelles la nomination d'un ombudsman etait 
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prevue, un projet a ete elabore au sein de l'administration fe­
derale et serait soumis l'annee prochaine en relation avec un 
postulat depose en son temps par M. Gadient 
Apres discussion sur la question, la commission, etant donne 
cette Situation, a vote par 10 voix contre la proposition et 8 voix 
pour la proposition, mais eile ne s'est pas prononcee sur le 
fond de la proposition de M. Rechsteiner qui est reprise par 
Mme Dormann. Personnellement, j'avais emi&des reticences 
concemant une teile propositlon, parce qu'il est vrai qu'il faut 
comparer ce qui est comparable. Par exemple, la Suade, dont 
on parle, n'est pas un pays federaliste comme la Suisse. Si l'on 
nomme un ombudsman a Berne, faut-il en nommer aussi dans 
les cantons? Ce sont autant de questions dont il faudrait poU­
voir d€lbattre. Comme M. Falber, president de la Confedera­
tion, dit qu'il a dans ses valises un projet de loi plus ou moins 
pret, je pense qu'il serait utile que le Parlament puisse en de­
battre sur la base d'un projet plus detaille. 
Sur le fond de la question et a titre personnel, je pense, apres 
nouvelle reflexion, qu'il faudrait faire un pas supplementaire 
dans la direction d'un .office de mediation qui permettrait de 
mieux lutter a l'avenir contre la discrimination raciale. A l'1nstar · 
de Mme Stamm Judith, je vous laisse juges, mais apres avoir 
ecoute M. Felber, president de la Confederation. 

M. Felber, president de la Confederation: Je n'ai pas 1a sa­
gesse infuse, Monsieur le· President, mais j'aimerais preciser 
que le Conseil federal est en effet en train de preparer un mes­
sage concemant une loi qui instituerait un office de mediation 
et qui serait soumise a l'~ppreciatlon de votre Parlament l'an­
nee prochaine egalement - cela ne figure pas dans mes vali­
ses plus particulierement, mais dans celles de l'un ou l'autre 
de mes collegues, jene sais plus lequel d'ailleurs, cela n'a pas , 
d'importanoe. Le Conseil federal travaille sur ce sujet, c'est. 
tout a fait veridique et serieux. 
Un tel office devrait bien sur avoir la competence d'intervenir 
aupres de l'administration federale a la demande de particu­
liers, et de se proposer comme mediateur. L'office de media­
tlon n'aurait cependant pas de·pouvoirs de decision ni de ju-

. gement, bien evidemment II ne pourralt pas prendre part di­
rectement aux procedures administratives. 
A notre avis, une proposition de loi teile que celle deposee par 
Mme Dormann. consetllere nationale, est un peu· dure car trop 
contraignante. Nous prefererions la forme du postulat ou de 
!'initiative parlementaire qui nQUS aurait permis d'accepter le 
postulat, par exemple, de l'analyser et de verifier si nous pou­
vions y repondre dans le projet de loi concemant la c_reation 
d'un office de mediation auquel on pourrait attribuer differen­
tes täches. 
Le postulat correspond a la voie dans laquelle nous nous en­
gageons. En revanche, si vous soumettez une loi complete 
teile que la vötre, cela nous surprend tout d'abord car nous 
n'avons pas eu le temps de discuter des divers articles de 
cette loi; ensuite cela nous imposerait un office avant meme 
qu'on ait parle de l'office d'ombudsman tel que nous voulons 
le creer pour l'ensemble des rapports de service entre la 
Confederation, l'administration et le peuple suisse. 

Präsident: Wir kommen zur Bereinigung des Antrages Dor­
mann. In einer ersten Abstimmung beschliessen wir Eintreten 
oder Nichteintreten. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Dormann (Eintreten) 
Dagegen 

Gesamtberatung ... Traitement global du projet 

Titel und Ingress, Art. 1-3 
Titre et preambule, art. 1-3 

Gesamtabstimmung- Vota sur f'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

Abschreif?ung - Classement 

52-N 

58Stimmen 
34Stimmen 

55 Stimmen 
35 Stimmen 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Seite 1 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer !es interventions parlementaires • 
selon la page 1 ciu message 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 
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Rassendiskriminierung. 
Uebereinkommen , 
und Strafrechtsrevision 
Discrimination raciare. 
Conventlon 
et revlsion du droit penal 

Differenzen - Divergences 

Siehe Jahrgang 1992, Seite 2650-Voir annee 1992, page 2650 
Beschluss des Ständerates vom 9. März 1993 
Decision du Conseil des Etats du 9 mars 1993 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Die Kommission hat 
das Uebereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Ras­
sendiskriminierung und die entsprechende Strafrechtsrevi­
sion noch einmal beraten. Wir können Ihnen zu den Differen­
zen, die sich gegenüber dem Ständerat ergeben haben, erklä­
ren, dass wir im Gesetzentwurf B bei Artikel 1 Abs.chnitt 4 an 
unserer Formulierung festhalten, und 'ZYlar, weil wir der Mei­
nung sind, dass unsere Formulierung klarer und .deutlicher 
ausdrückt, was wir mit diesem Strafrechtsartikel meinen. Das­
selbe Problem stellt sich in Artikel 2 
Des weiteten können Sie sich erinnern, dass in diesem Saal 
das letzte Mal ein Bundesgesetz C über die Schaffung einer 
Ombudsstelle gegen Rassismus beschlossen worden Ist Die­
ses Bundesgesetz fand vor dem Ständerat keine Gnade. Der 
Ständerat hat seinerseits ein entsprechendes Postulat be­
schlossen. Darum haben wir uns nicht zu kümmern, weil das 
beim Ständerat bleibt · 
Die Mehrheit der Kommission schlägt Ihnen eine Motion mit 
folgendern Wortlaut vor: «Der Bundesrat wird beauftragt, eine 
Ombudsstelle gegen Rassismus einzusetzen und sich dabei 
insbesondere auf das schwedische System abzustützen.» Die 
Mehrheit Ihrer Kommission war sich bewusst, dass .der Natio­
nalrat eine Institution will, denn er hatte ja diesem Bundesge­
setz C zugestimmt; er will eine Institution, die sich der ganzen 
Thematik (Fremdenfeindlichkeit, Rassenhass) annimmt Ich 
glaube, wir müssen nicht noch einmal ausführen, dass diese 
Thematik auch in unserem Land aktuell ist, Immer wieder aktu­
ell werden kann. 
Wir schlagen Ihnen nun vor, dass eine Ombudsstelle _einge­
setzt wird, wobei das Vorbild die entsprechende schwedische 
Ombudsstelle gegen Rassismus ist Diese Ombudsstelle hat 
folgende Aufgaben: Sie schlichtet in Konflikten von Einzelper­
sonen; sie kann der Regierung gesetzliche oder andere Mass~ 
nahmen vorschlagen; sie leistet Oeffentlichkeitsarbeit, und 
das scheint uns besonders w;chtig. Die Ombudsstelle kann 
zum Beispiel Programme in den Schulen oder Diskussionen 
mit Medienschaffenden initiieren. Die OmbudssteUe hat .die 
Aufgabe, die Oeffentlichkeit für diese Problematik zu sensibi-

lisieren. Finanziert wird die Ombudsstelle vom Staat Sie hat 
eine unabhängige Stellung. 
Ich bitte Sie, den Anträgen der Kommission b'ZYI. der Kommis­
sionsmehrheit zu folgen. 

M. Comby, rapporteur: lndeniablement, la Convention de 
1965 sur l'elimination de toutes las formes de discrimination 
raciale, conventi_on qui a ete acceptee par 130 Etats, conserve 
toute sa raison d'etre aujourd'hui. En effet, la montee de la vio­
lence raciste, le climat d'intolerance, la xenophobie et le refus 
de respecter le droit a la difference se traduisent par des actes 
qui portent atteinte a la dignite humaine. Plusieurs pays, 
comme vous le savez, sont confrontes a cette douloureuse et 
dramatique problematique. La Suisse, bien sür, n'echappe 
pas ä la regle. 
Le but de cette convention consiste precisement-je crois qu'il 
taut le rappeler - a interdire la discrimination raciale et a obli­
ger les Etats parties a prendre toutes les mesures necessaires 
pour cqmbattre energiquement ce fleau. Dans cette optique, il 
taut punir les auteurs de certains actes de discrimination ra­
ciale. C'est la raison pour laquelle il est propose de modifier ici 
a la fois le Code penal suisse et le Code penal militaire, en in­
troduisant des dispositions qui rendront desormais punissa­
bles la propagande raciste, les atteintes ·racistes a la dignite 
humaine· et le refus, pour des motifs racistes, d'accorder un 
bien ou un service offert publiquement 

- Cependant, on ne peut pas se limiter a decreter l'elimination 
de toutes les formes de discrimination raciale pour se donner 
bonne conscience. Encore faut-il agir sur tous les parametres 
relatifs au respect de la dignite humaine. Certes, il taut donc 
modifier le Code penal suisse et le Code penal militaire afin de 
punir severement les auteurs d'actes racistes. Mais les actions 
preventives revetent une importance capitale, d'ou la neces­
site d'intensifier encore les efforts dans le domaine de l'educa­
tion, et ici bien s0r, en etroite collaboration avec les cantons 
qui, eux-memes, sont competents en la matiere. 
Dans cet esprit, et afin de concretlser la volonte du Conseil fe­
deral et du Parlament de lutter contre toutes les formes de dis­
crimination raciale, il est egalement prevu de se doter de nou­
veaux Instruments: premierement, la creation d'une Commis­
sion federale de lutte contre le racisme et, deuxiemement, 
l'instauration d'un office de mediation contre le racisme, une 
sorte d'ombudsman. 
La commission, qui a longuement debattu de ce probleme, 
s'est finalement prononcee de la maniere suivante: 1 o voix en 
faveur de !'Initiative parlementaire pour la mise sur pied d'un 
office de mediation contre le racisme, et 12 voix se sont plus 
precisement exprimees en faveur d'une motion visant a la 
creation de cet office. Le vote a donne le resultat suivant: 
14 voix contre 6 en faveur de la motion. 
Je rappelle, ä l'instarde MmeStamm Judith, que !'Office de me­
diation contre le racisme estpropose en s'inspirant du modele 
suedois qui a ete cree en 1986. L'ombudsman suedois s'oc­
cupe de toute une serie de täches en la matiere, par exemple 
l'acces aux restaurants, les locations d'appartements, les 
contacts avec la police et d'autres affaires. 
lci, je crois qu'il est important d'insister sur le fait que la majo­
rite de la commission estime qu'il est preferable de mettre sur 
pied un office separe de mediation dans le domaine de la lutte 
contre le racisme, plutöt que de le fondre dans une espece 
d'office general de mediation qui serait institue pour regler les 
rapports entre l'administraticm, d'une part, et les citoyens et ci­
toyennes, d'autre part 
C'est une des raisons pour lesquelles la majorite de la com­
mission s'est prononcee en faveur d'une motion, en ne rete­
nant pas !'initiative parlementaire et en estimant aussi qu'il 
etait indispensable que le Parlament puisse se prononcer sur 
un projet de loi qui, auparavant, aurait donne lieu ä une tres 
large consultation. C'est donc dans ce sens que la proposition 
vous est faite de creer cet office de mediation contre le racisme 
en adoptant la motion qui vous est soumise. 
Par ailleurs, la commission s'est prononcee sur les quelques 
divergences entre le Conseil des Etats et le Conseil national et, 
finalemant, eile vous propose, a l'arrete B, article 171 c alinea 
premier du Code penal militaire, d'adopter las m_odifications 
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introduites par le Conseil des Etats, ä l'exception du quatrleme 
paragraphe qui concerne le genocide, ou la commission pro­
pose de parler d'«un genocide», er faisant allusion a tous ceux 
qui peuv(;)nt malheureusement se produire. Plusieurs person­
nes ont parle notamment des massacres des Kurdes ou d'au­
tres populatioris, par exemple des Armeniens. Tous ces geno- ' 
cides doivent entrer en ligne de compte. · ' 
En ce qui concerne les criteres a retenir, $ur la base des expli­
cations donnees par M. Mathias Krafft, ambassadeur, il y a la 
Convention des Nations Unies pour la prevention e la repres­
sion du crime de genocide. II faudrait.se referer a cette conven­
tion internationale pour definir la notion de genocide, 
Je vous invite par consequent a vous .rallier aux propositions 
respectivement de votre commission ,et de la majorite. de la 
commission. 

Reimann Maximili§in, Sprecher der Minderheit: Ich bitte Sie im 
Namen der Minderheit, die Motion zur Schaffung einer eige­
nen Ombudsstelle gegen Rassismus abzulehnen und es beim 
Postulat des Ständerates bewenden zu lassen 
Es steht derzeit nämlich keineswegs fest, ob wirklich Hand­
lungsbedarf, für die Schaffung· einer eigenen Ornbudsstelle 

. vorhanden ist, funktioniere diese nun nach konventionellem 
System oder nach dem mit,noch m.ehr Aufgaben und Pflichten 
belasteten schwedischen Modell. 
Mit der Ueberweisung dieser Motior:i sollen vollendete Tatsa­
chen geschaffen werden, eine neue Amtsstelle mit vermutlich 
grösserem Personalbedarf, vor allem bei Verwirklichung des 
schwedischen Systems, und wir wissen nicht einmal, ob es 
dieser separaten Ombudsinstanz"überhaupt bedarf. Wirklich 
ausdiskutiert worden ist diese Frage in der Kommission näm­
lich nicht , 
Schauen Sie doch einmal, wo wir fleute in der politischen Dis­
kussion stehen! Beide Räte haben eine Motion von Ständerat 
Gadient überwiesen, der die Schaffung einer allgemeinen 
Ombudsstelle für die gesamte Bundesverwaltung verlangt 
hat Noch in diesem Jahr- ich nehme an, Herr Bundesrat Cotti 
werde das bestätigen konnen - soll uns der Bundesrat eine 
entsprechende Gesetzesvorlage unterbreiten. Ohne diese 
Vorlage überhaupt abzuwarten, ruft ·die Mehrheit unserer 
Kommission aber bereits nach einer separaten Ombudsstelle 
für Rassismusfragen. Ich frage mich: Warum diese Eile? Es 
gibt keine plausiblen Gründe dafür. · ' 
Ein weiterer Punkt: Im letzten Dezember hat unser Rat die Ein­
setzung einer Eidgenössischen Kommission gegen Rassis­
mus verlangt und ein entsprechendes Postulat überwiesen. 
Sollte eine solche Kommission tatsächlich geschaffen wer­
den, dann könnte doch allenfalls auch sie sich mit Ombuds­
funktionen befassen, insbesondere mit der im schwedischen 
Modell enthaltenen Oeffentlichkeitsarbeit · 
Fassen wir zusammen: 
1. Es kommt die allgemeine eidgenössische Ombudsstelle. 
2. Es kommt sehr wahrscheinlich die Eidgenössische Kom-
mission gegen Rassismus. ' 
3. Wenn es nach dem Willen der Mehrheit unserer Kommis­
sion geht, kommt noch die eidgenössische Ombudsstelle ge­
gen Rassismus. 
Alle reden wir bei jeder sich bietenden Gelegenheit vom Spa­
ren, von Deregulierung, vom Abbau unnötiger Staatsstellen. 
Aber kaum sind solche Worte unseren Mündern entflogen, 
schicken wir uns an, das Gegenteil zu tun, mit der logischen 
Konsequenz, dass die Glaubwürdigkeit dieses Parlamentes 
beim Volk je länger, desto kleiner wird. Da komme ich nicht 
mehr mit und mache auch nicht mit; die Mitunterzeichner mei­
nes Minderheitsantrages offensichtlich auch nicht 
Den einzig richtigen Weg hat uns doch der Ständerat ,mit sei­
nem Postulat aufgezeigt Er lädt den Bundesrat ein zu prüfen, 
ob sich angesichts der eben geschilderten Entwicklungen die 
Schaffung einer separaten Ombudsstelle überhaupt recht­
fertigt 
Deshalb bitte ich Sie eindringlich: Legen Sie die vorgeschla­
gene Motion der Kommissionsmehrheit so lange aufs Eis, bis 
der Bundesrat das Postulat des Ständerates geprüft hat Ge­
nügen eidgenössische Ombudsstelle und Eidgenössische 
Kommission gegen Rassismus nicht, d~nn können wir immer 

noch auf das Anliegen dieser Motion zurückkommen. Aber 
seien Sie mit der Schaffung neuer Aemter auf Vorschuss zu­
rückhaltend. 

M. de Dardel: Le probleme principal qui se pose a nous au­
jourd'hui est evidemment celui de !'Office de mediation contre 
le racisme, la tjuestion de l'ombudsman, que la majorite de la 
commission preconise d'introduire oans notre systeme politi­
que au travers d'une motion qui vous a ete proposee. 
Je vous rappelle que le Conseil ' national avait vot~ le 
17 decembre 1992 une loi sur la proposition de Mme Dormann; 
le Conseil des Etats a rejete cette loi le 9 Mars 1993 en argu­
mentant d'une maniere qui<lonne a penser qu'il n'a pas voulu 
comprendre ou n'a pas compris exactement ce que voulait le 
Conseil national. En realite, nous voulions deja, i1 y a quelques 
mois, l'instauration d'un, ombudsman a la suedoise, c'est-a- • 
dire d'un mediateur qui inteivienne dans les conflits - essen~ 
tiellement entre particuliers - qui ont des connotations ou qui 
sont de nature raciste. Cet aspect-la des choses n'a pas ete 
compris par le Conseil des Etats qui, lui, a fait allusion a un of­
fice de mediation du type de celui qui est reclame par la mcition 
Gadient (88.333), c'est-a-dire un tout autretype de mediateur. 
II s'agit dans le cas de la motionGadient d'un medlateur entre 
les particuliers et l'Etat, entre les particuliers et l'administration 
et ce n'est pas du tout cela que nöus voulons. 
Juste quelques mots pour repondre aux arguments princi­
paux que M. Reimann Maximilian a avances tout a !.'heure 
contre l'instauration, en tout cas dans !'immediat, d'un media­
teur sur les questions posees par le racisme. Premierement, 
M. Reimann craint qu'il s'agisse d'une structure trop lourde, 
trop chere et engageanttrop de personnel. L' exemple suedois 
montre le contraire: II s'agit en fait d'une structure tres legere, 
d'un seul homme qui est en quelque sorte un magistrat, mais 
un magistrat purement consultatif, quf n'a pas de pouvoir deci­
sionneL Quelques conseillers nationaux ont entendu ce me­
diateur suedois qui nous.a lndfque que son office fonctionnait 
a peu de frais, c'est-ä-dire pour une somme de l'ordre de 
1 million de francs suisses, ou un tout petit peu plus, par an­
nee. II s'agit d'une structure tres legere qui ne va pas encom­
brer et surcharger l'administration federale. 
D'autre part, il s'agit essentiellement d'un homme ou d'une 
femme susceptible d'intervenir dans des conflits prives, raison 
pour laquelle il faut absolument que cet ombudsman soit se­
pare d'un office general de medlation. 
Enfin dans taute cette·affaire, il est important de faire compren­
dre aux electeurs et aux electrices, a la population en general, 
que la lutte contre le racisme ne passe pas seulement au.tra­
vers de dispositions penä.les, mais aussi de dispositions posi­
tives et, a vrai dire, a peu de frais, on peut en faire la demonstra­
tion e'n instaurant ce mediateur. 
Donc,. nous appoyons la proposition de la majorite de la com-
misslon · 

Frau Bühlmann: Ich spreche vor allem zur Ombudsstelle, weil 
die übrigen Differenzen zwischen Ständerat und Nationalrat 
vor allem redaktioneller Art sind. Wir glauben, dass die Formu­
lierung des Nationalrates klarer und präziser ist Nun zur Om-
budsstelle. , 
Herr Reimann Maximilian, Sie haben gesagt, es bestehe kein 
Handlungsbedarf. Ich weiss nicht, in was für Welten Sie leben, 
aber der zunehmende Rassismus ist doch spür- und wahr• 
nehmbarl Sonst hören Sie sich doch einmal um an Stamm­
tischen, im Bus, in der Politik in diesem Saal und überall! 
Es ist tatsächlich ein gravierendes Problem geworden. Wir 
können entweder wieder nichts tun und dem schwelenden 
Problem seinen Lauf lassen, wir können es vor uns herschie­
ben, wir können sagen, das Ausländerproblem - oder das 
Asylproblem, wie das in Deutschland genannt wird - müsse 
gelöst werden. Ich habe letzten Donnerstag bereits darauf hin­
gewiesen. Dass wirden gleichen Fehler nicht begehen wollen, 
haben wir gestern vorläufig einmal bewiesen, indem wir die 
Standesinitiativen Aargau und Thurgau deutlich abgelehnt 
haben. , 
Wir können aber auch aktiv werden und nicht nur verhindern, 
wir können etwas dagegen tun. Neben dem Strafrechtsartikel 
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als schärfstem Instrument wäre eine Ombudsstelle ein solcher 
Schritt Die Ombudsstelle, wie sie der Ständerat. in seinem 
Postulat unter Hinweis auf die Motion Gadient vorschlägt, ist 
nicht dasselbe. Wie Herr de Dardel gesagt hat, h~delt es sich 
bei dieser Ombudsstelle um eine Art Klagemauer zwischen 
Bürger und Staat Auch eine Eidgenössische Kommission für 
Ausländerprobleme (EKA) ist nicht das richtige Instrument 
Der Rassismus ist nicht ein Ausländerproblem, sondern unser 
eigenes Problem. Eine eigene Kommission geg,en Rassis­
mus, wie sie auch zur Diskussion steht, wäre eine Möglichkeit, 
öffentlich Arbeit zu schaffen, aber sie ist selbstverständlich ein 
schwächeres Mittel als eine Ombudsstelle. 
Die parlamentarische Gruppe gegen Rassismus hat den 
schwedischen Ombudsmann gegen ethnische Diskriminie­
rung und Rassismus eingeladen. Er hat uns in eindrücklicher 
Art und Weise vor allem die drei Möglichkeiten geschildert, wie 
er arbeitet: Erstens hilft er einzelnen Menschen; die unter­
drückt werden, indem er ihnen Rat gibt, wohin sie sich wenden 
können, und er schlichtet in Fällen rassischer Diskriminierun­
gen. Zweitens schlägt er entsprechende Gesetze und Mass, 
nahmen vor und berät Regierung und Parlament in Angele­
genheiten von Rassismus und ethnischer Diskriminierung. 
Drittens - und das, meinen wir, sei etwas ganz wichtiges-: er 
nimmt an öffentlichen Debatten teil, veranstaltet Anlässe, um 
eine Meinungsbildung zu ermöglichen. 
Wir sind uns bewusst, dass eine Ombudsstelle das Problem 
des Rassismus zwar nicht löst; aber es wäre eine Möglichkeit, 
aktiv etwas dagegen zu tun, um uns nicht schuldig zu machen, 
nichts dagegen getan zu haben. 
Ich bitte Sie, der Ombudsstelle nach schwedischem Modell, 
wie sie in der Motion der Kommissionsmehrheit gefordert wird, 
zuzustimmen. · ' 

Loeb Fran9ois: In unserer Fraktion gibt es bei dieser Frage 
zwei Meinungen: Ein Teil der Fraktion ist der Am~lcht, die Mo~ 
tion sei nicht zu überweisen, der andere Teil ist der Ansicht, die 
Motion sei zu überweisen. 
Ich persönlich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen und die 
Motion zu überweisen. Ein Ombudsmann odereine.Ombuds­
frau ist eine wesentliche Abfederung der Strafnorm, denn die 
Betroffenen erhalten eine Anlaufstelle, bevor sie die Gerichte 
zu bemühen haben. Die Strafnorm soll eine Notbremse dar­
stellen, die Ombudsperson eine normale Bremsa 
Im Eisenbahnzug wird die Notbremse auch nur in Notfällen 
benützt, wenn die normale Bremse nicht genügt Möchten Sie 
in einem lug reisen, in dem permanent die Notbremse gezo­
gen wird, wenn an einer Station angehalten werde.n soll? Das 
wäre sehr unbequem. · 
Denken Sie aber auch an die Kosten von Gerichtsverfahren! 
Eine Ombudsperson kann Hunderte von Gerichtsverhandlun­
gen vermeiden, indem sie mit den Betroffenen spricht und prä­
ventiv wirkt - eine Ombudsperson kann vorbeug~nd wirken. 
Hier kann wie bei der Gesundheitsvorsorge Wesentliches ge­
leistet werden. Vorbeugen ist besser als heilen - das gilt auch 
für diesen Fall. Wer im Saal Angst vor zuviel Verwaltung hat, 
sollte bedenken, dass eine Ueberlastung der Gerichte wohl 
viel mehr Verwaltung bedeutet als eine Ombudsperson, die 
Gerichtsverfahren durch Gespräche verhindern ,kann. Helfen 
Sie deshalb mit;die Strafnorm abzufedern. Helfen Sie mit, prä­
ventiv zu wirken, indem Sie der Motion zustimmen! 

Keller Rudolf: Menschen werden im untergehenden Jugosla­
wien wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion abgeschlachtet 
Wir sind entsetzt! An diesem Beispiel demonstriert uns die 
Weltöffentlichkeit, wie wenig z. B. das Internationale Ueberein­
kommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie­
rung taugt-oder dass es eben gar nichts taugt 
Nun zu unserer Situation in unserem Land. Das Uebereinkom­
men, aber auch eine Ombudsstelle gegen Rassismus sind völ­
lig wirkungslos, solange man nicht bereit ist, die Einwande­
rungsfragen an den Wurzeln zu packe."! und beispielsweise 
endlich einen Einwanderungsstopp zu erlassen. Solange die 
Regierenden offensichtlich nicht willens sind, die•Rechte der 
Völker zu respektieren, bleibt alles offen. 

Nun wird also unser Parlament diese Papiere verabschieden. 
Es soll dann sogar ein Referendum folgen. Daraus wiederum 
ziehe ich den Schluss, dass wir einer unschönen Diskussion 
entgegensteuern. Einige werden da ihr politisches Süppchen 
kochen. Sonst wird aber mit dem Uebereinkommen, mit der 
Strafrechtsrevision und der Ombudsstelle nichts passieren. 
Es wird alles seinen Lauf nehmen. Die Probleme bleiben un­
gelöst 
Die Fraktion der Schweizer Demokraten und der Lega dei Tici­
nesi lehnt deshalb alle vorliegenden Papiere einstimmig ab. 

Frau Grendelmeler: Wir haben im wesentlichen über drei 
Punkte diskutiert Ueber den Punkt Ombudsmann will ich 
mich erst am Schluss äussern. Es scheint mir aber wichtig, 
dass wir auch über die Differenz kurz reden, ob es sich im vier­
ten Abschnitt von Artikel 1 um · einen «Angriff» auf die Men­
schenwürde handelt, der strafbar sein soll, oder ob es sich -
wie es der Ständerat vorsieht- um eine «Diskriminierung», um 
.eine «Herabsetzung» in der Menschenwürde handeln soll. 
Zum ersten Begriff: Wir sind uns sctiliesslich einig geworden, 
dass «angreifen» eine Art Oberbegriff ist, der auch «Herabset­
zung» oder «Diskriminierung» beinhaltet Diese beiden Be­
griffe wurden von Ständerat Petitpierre aufgebracht in der Mei­
nung, man würde dadurch verhindern, dass erst ein physi­
scher Angriff - wie es im Wort «Angreifen» zum Ausdruck 
kommt-überhaupt strafbar sei. 

-Wir sind anderer Meinung, und ich bitte Sie, diese zu unterstüt­
zen. Der Oberbegriff, nämlich das Angreifen, genügt, um zu 
verdeutlichen, dass es nicht erst dazu zu kommen braucht, 
dass man eine Unterkunft von Asylbewerbern oder sonst von 
Ausländern anzündet, um allenfalls straffällig zu werden, son­
dern dass dazu auch ein Angriff im Sinne einer sozialen, ethni­
schen oder sonstwie gestalteten Herabsetzung genügt Da ist . 
der Oberbegriff klarer. 
Ferner gab zu diskutieren, was ein Völkermord sei,' Man gab zu 
bedenken, dass ein. türkischer Staatsangehöriger vermutlich 
nicht von einem Genozid reden würde, wenn es sich darum 
handelt, das Drama um das armenische Volk zu definieren. 
Die Kommission war der Ansicht, dass mit der generellen Defi­
nition «Völkermord» Genozid insgesamt - nicht «der» Völker­
mord, nicht «ein» Völkermord! - strafbar werden muss, und 
zwar überall, beispielsweise auch in Bosnien-Herzegowina 
Wo einem Volk die Lebensberechtigung nichtnur abgespro­
chen wird, sondern wo dieses Volk physisch in die Vernich­
tung getrieben wird, handelt es sich um Völkermord, und das 
muss strafbar werden können. Das ist entscheidend auch für 
das Kriegsverbrechertribunal, welches heute zur Diskussion 
steht 
Zur Ombudsstelle. Herr Reimann Maximilian: Ich finde es 
schon seltsam, wenn Sie keinen Handlungsbedarf sehen. Ge­
nügt Ihnen «Solingen» nicht, wenn Sie nach Norden schauen, 
oder haben Sie das Gefühl, das sei eine rein deutsche Spezia­
lität? Dann muss ich Sie darauf aufmerksam machen, dass be­
reits vor vier Jahren bei einem Brandanschlag in Chur vier Per­
sonen ums Leben gekommen sind, ohne dass diese Sache je 
aufgedeckt wurde. 
Schauen wir also nicht nur nach Deutschland, sondern halten 
wir vor allem in unserem eigenen Land die Augen offen! Da 
finde ich von entscheidender Bedeutung, dass wir durch ei­
nen.Ombudsmann, der eigens für diese Probleme da ist, eine 
Stelle schaffen, die nicht zusammengemischt wird mit ande­
ren Vermittlerfunktionen eines generellen Ombudsmannes, 
sondern im Sinne eines spezifischen Ventils, im Sinne einer 
vorgelagerten Stelle, bevor es überhaupt zu einer Gerichtsver­
handlung kommen soll. 
Das Wichtigste aber finde ich, dass der Ombudsmann nach 
schwedischem Modell, wie im Motionstext gefordert, eine 
wichtige Aufgabe in der Oeffentlichkeitsarbeit zu übernehmen 
hat und dadurch präventiv arbeiten kann. 
Wir haben uns seinerzeit, als mein Postulat gegen den Rechts­
extremismus überwiesen wurde, vor allem damit befasst, zu 
sagen: Wehret den Anfängen! De!'l Anfä"lger. können wir nicht 
mehr wehren; wir sind bereits bei den Folgen. Ein Ombuds­
mann hätte hier eine sehr wichtige präventive, aber auch kura­
tive Funktion. 
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Ich.bitte Sle, der nationalrätlichen Fassung zuzustimmen und 
die-Motion der Kommissionsmehrheit zu unterstützen. 

Mme Sandoz: Lars du premier debat du 17 decembre 1992, la 
majorite de ce conseil avait vote, par 55 voix contre 35, une loi 
sur la crea!jon d'un office de mediation contre le racisme, se­
lon une procedure taut a fait etonnante qui a entrrune le 9 mars 
1993, c'etait logique, le refus d'entree en matiere du Conseil 
des Etats. 
Malheureusement, le Conseil des Etats n'a pas compris la 
fonction et le röle de l'office de mediation envisage et, dans le 
postu!at (93.3041) qu'il a' elabore en reponse a notre mauvais 
projet de loi, il a cree une confusion entre un office de media­
tion. deja propose, helas, par une motion transrnise par les 
deµx.Chambres et !'Office de mediation contre le racisme que 
nous avions voulu. Or, il n'y a aucune comparaison entre ces 
deux organes. L'office de mediation auquel se refere le postu­
lat du Conseil des Etats est une organisation mammouth qui 
apere un lien eötre l'administration et les administres. 
L'office de mediation propose par la motion (93.3239) de la 
majorite de notre commission peut etre un minl-office dont le 
röle est d'assurer horizontalement, entre les interesses, lade­
crispation de la question penale, tres bien exposee d'ailleurs 
par M. Loeb Fran<;ois taut a l'heure. 
La raison pour laquelle le groupe liberal peut soutenir la mo­
tion (93.3239) en question, c'est qu'en realite il ne s'agit pas du 
taut de creer un offjce mammouth; il s'agit, par le moyen d'un 
mediateur ou de mediateurs en matiere de racisme, de preve-

. nir l'extension penale. _Vous savez comme moi qu'un office 
peut ne compter que tres peu de personnes, mais l'avantage 
d'une designation en tant qu'office, c'est de lui conferer une 
certaine independance face a l'adniinlstration. II ne s'agit pas 
forcement de creer des postes nouveaux; II s'agit de creer une 
fonction avec une certaine lndependan_ce conferee a quel­
ques personnes pour prevenir le developpement penal, que 
personne M souhaite, en rapport avec le racisme. 
C'est dans cet etat d'esprit que le groupe liberal peut soutenir 
la motion (93.3239) de la majorite de la commission. 

Vetterli: Die SVP-Fraktion unterstützt die Minderheit Reimann 
Maximilian. Ich mache jetzt na9n schwedischem Muster Pu­
blicrelations für diese Minderheit Wir sind für das Postulat des 
Ständerates, das bereits angenommen wurde. Mit der Motion 
verlangt die Mehrheit unserer Kommission aber, dass definitiv 
eine eigene Ombudsstelle gegen Rassismus, und zwar eine 
Ombudsstelle gemäss schwedischem System, geschaffen 
werden muss. Das ist erstens also eine Klagemauer für Leute, 

, die sich diskriminiert fühlen -der ursprüngliche Sinn der Stelle 
des Ombudsmannes. zweitens, un_d jetzt kommen die Pro­
bleme, ist das eine Stelle, die auch Massnahmen vorschlägt 
oder, wie Frau Bühlmann vorhin sagte, auch Gesetze entwirft 
Das geht unserer Meinung nach zu weit Und drittens ist das 
eine Ombudsstelle, die Oeffentlichkeitsarbeit leistet, die also 
Volk und Medien informiert, sensibilisiert Alles in allem ist das 

• für mich nichts anderes als eine Public-relations-Stelle, ein 
personalintensives Büro, eine neue Abteilung. Das wollen wir 
nicht · 
Mit dem Postulat des Ständerates, das uns genügt, will man 
eine klassische Ombudsstelle prüfen; und zwar überlässt man 
zuerst einmal dem Bundesrat die Vorprüfung, ob eine sepa­
rate Ombudsstelle gegen Rassismus gerechtfertigt sei. AU 
dies geschieht aufgrund der von beiden Räten überwiesenen 
Motion von Ständerat Gadient Es soll also die Schaffung einer 
Vermittlungsstelle in Rassismusfragen geprüft werden - eine 
klassische Ombudsstelle, wie sie seit 1908 in Schweden funk­
tioniert; ein Vermittler, ein Schiedsmann. Heute würde das 
wahrscheinlich in Schweden eine «Schiedsfru» heissen, die 
zwischen Bürgern und Verwaltung vermittelt, eine Schlich­
tungsstelle, die keine Massnahmen ergrei~ U11d das Bundes­
amt für Justiz hat uns mitgeteilt, dass wir die Botschaft zum 
Entwurf des Bundesgesetzes über die eidgenössische Om­
budsstelle bis Ende des Jahres erhalten. . 
Es gibt weitere Gründe, wieso wir gegen die Motion der Kom­
missionsmehrheit sind. Ich glaube, wir sollten die Frage der 
Ombudsstelle erst im Zusammenhang mit der Einsetzung der 

Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus vertieft -
und dann damit koordiniert-prüfen. 
Wenn Sie nun sagen, das Massnahmenpaket müsse jetzt ge­
schnürt werden, es müsse jetzt etwas geschehen, es müsse 
jetzt etwas getan werden, so empfehle ich Ihnen, einmal die 
Seiti:m 49 bis 54 der bundesrätlichen Botschaft zu lesen! Dort 
können Sie lesen, dass, angefangen bei der 1970 geschaffe­
nen EKA, der Eidgenössischen Kommission für Ausländerpro­
bleme, von bis zu -zig Schul- und Kulturorganisationen öffent­
licher, privatrechtlicher Natur auf allen drei Ebenen, eidgenös­
sisch, kantonal und kommunal, schon sehr, sehr viel Public 
Relations gegen Rassismus, gegen Fremdenhass gemacht 
wird, dass informiert, aufgeklärt; sensibilisiert wird. Das wird al-· 
les längst gemacht . 
Wenn ich jetzt höre, was dieser Ombudsmann oder diese Om­
budsfrau alles machen sollen, so· braucht das nicht nur eine 
Ombudsperson, sondern das muss ein'Supermann, eine Su­
perfrau sein. Wirvergessen, dasswi•rauch Kommissionen ha­
ben, die bereits aktiv sind. Und wenn eine Stelle all das,'was 
Sie sich vorstellen, an die H'and nehmen sollte, dann gibt es 
eine personalintensive, riesige Abteilung. 
Wir bitten Sie, die· Motion der Kommissionsmehrheit abzu­
lehnen. 

Scherrer Jürg: Die Fraktion der APS wird sich ebenfalls gegen 
die Einrichtung einer Ombudsstelle wenden und gegen die 
Motion der Kommissionsmehrheit stimmen. 
Die Gründe für die Tatsache, dass ein Ombudsmann gegen 
Rassismus im heutigen Zeitpunkt völlig verfehlt ist, hat Ihnen 
Kollege .Reimann Maximilian bereits ausreichend geliefert 
Dazu ist noch zu bemerken, dass bei Angriffen auf Asylbewer­
ber das Strafrecht in Aktion tritt: Man sieht sich vor dem Richter 
wieder und kontaktiert in diesem Fall keine Ombudsstelle. 
es gibt aber einen weiteten wichtigen Grund, auf diese Om­
budsstelle zu verzichten, Lind zwar für längere Zeit In diesem 
Land wird seit Jahren die Verwaltung aufgestockt, aufgebläht 
und verteuert, zum Teil mit den fadenscheinigsten· Begrün­
dungen. Staatsstellen haben die Eigenschaft, dass sie Gelder 
kosten, Steuergelder, und Staatsstellen haben weiter die Ei­
genschaft, dass sie in den meisten Fällen nicht zum Bruttoso­
zialprodukt beitragen. Mft anderen Worten: Ein aufgeblähter 
Staatsapparat schwächt die Wtrtscha~ 
Wir haben heutzutage knapp 160 000 Arbeitslose in diesem · 
Land, und die Gründe dafür sind nicht so einfach, wie es oft 
dargestellt wird. Wir n:iüssen heute in der-Schweiz jeden Fran­
ken in die Wirtschaft investieren und nicht in einen Staatsappa­
rat, vor allem nicht in Staatsstellen, deren Nutzen zum vornher­
ein unklar, umstritten oder schlicht und einfach nicht vorhan-

. den ist 
Meine Damen und Herren von der bürgerlichen Mehrheit -
jetzt appelliere ich an Sie -: Sie haben seit mehreren Jahren 
das Wort Deregulierung im Mund, und Sie sprechen vom Ab­
bau des Staatsapparates. Meine Damen und Herren von der 
FDP, CVP und SVP: jetzt können Sie den Tatbeweis erbringen . 

On. Borradorl: Qui di seguito elenchero breyemente i motivi 
ehe inducono il nostro gruppo ad opporsi fermamente alla 
mozione della maggioranza della commissione. lnnanzitutto, 
la creazione di un ufficio di mediazione contro il razzismo av­
rebbe quale ripercussione immediata e diretta un nuovo au­
mento dell'effettivo del personale amministrativo. E cio ver­
rebbe proposto da! medesimo Parlamente ehe negli. scorsi 
mesi, nell'ambito della discussione sul preventivo, ha «ta­
gliato» circa 200 posti di lavoro. 
Nell'attuale situazione finanziaria della Confederazione, cio 
rappresenterebbe una vera contraddizione e una provoca­
zione, urtante e fastidiosa; all'indirizzo del contribtrente ehe 
dovra sopportare, in ultit'na analisi, i costi dell'operazione. 
Ci opponiamo pertanto alla creazione di una nuova struttura 
statale, per una questione di coerenza e poi perche sappiamo 
come sia difficile, quand() ci si rende conto degli effetti disa­
strosl della rnentalitä deJ ..vlvi oggi, paga domani», ridurre per­
sonale e crediti una volta ehe gli stsssi sono stati decisi. 
In secondo luögo, in quest'ambito il Consigliofederale non sta 
certo con le mani 1n mano. E' gia allo studio la possibilit,l'di isti-
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tuire una commissione federale di lotta contro il ranismo. In 
piu, un gruppo di lavoro sta dal canto suo esaminando. l'op­
portunitä di riunire sotto un unico organismo Ja commissione 
ehe si occupa del problema degli stranieri, quella preposta alle 
problematiche legate ai richiedenti l'asilo e, appunto, !'even­
tuale commissione destinata ad occuparsi delfa lotta contro il 
razzismo. 
Le tappe previste dal Consiglio federale per poter affrontare 
nel modo migfiore il problema del razzismo sono dunque note 
a tutti, sono chiare e sono giä piu ehe soddisfacenti. Non vi e 
pertanto necessitä alcuna di dare ulteriori segnali per accelle­
rare la procedura Sarebbero semplicemente delle indicazioni 
inutili. 

Frau Stamm Judith, Berichterstatterin: Wie ich feststellen 
konnte, ist unser Antrag, an unserer Formulierung des Straf­
rechts festzuhalten, nicht bestritten Ich möchte speziell Kolle­
gin Grendelmeier danken, dass sie die Feinheiten rioch ein-
mal herausgearbeitet hat . 
Zur Motion, die t:iier bekämpft wird, ist folgendes z~ sagen: Es 
wurde die Frage des Handlungsbedarfs aufgeworfen. Da 
muss ich Ihnen sagen: Das ist nun in der Tat eine Frage der In­
terpretation. 
Aber wie kann jemand, der sich die Liste all der Vorfälle, die in 
unserem Land schon passiert sind, aus diesen Gründen an­
sieht, sagen, es bestehe kein Handlungsbedarf? ldh habe sel­
ber als Jugendanwältin schon vor einigen Jahren Verfahren 
führen müssen, weil Jugendliche am Abend ausgingen, um 
Tamilen zusammenzuschlagen. Also wenn Sie meinen, in so 
einer Stimmung und in so einer Atmosphäre sei kein Hand­
lungsbedarf gegeben, kann ich Sie nicht verstehen. - Das war 
jetzt eine persönliche Erklärung und nicht die Erklärung der 
Kommission. 
Es wurde uns gesagt, dass die Vorlage aufgrund der Motion 
Gadient dann wahrscheinlich die Probleme lösen werde. Es 
wurde schon gesagt, dass diese Vorlage und das Anliegen 
Gadient nicht dasselbe sind wie die Ombudsstelle, die wir lh~ 
nen vorschlagen. Es wurde die Eidgenössische Kommission 
für Ausländerprobleme zitiert Es ist ein offenes Geheimnis 
bzw. kein Geheimnis, dass diese Kommission über viel zu we­
nig Infrastruktur verfügt und deshalb nicht leisten kann, was 
sie leisten sollte. Deswegen können wir das Problem jetzt 
auch nicht auf eine hoch zu gründende Kommission gegen 
den Rassismus schieben; das wird dasselbe sein 
Ich will Ihnen noch sagen, warum die Kommissionsmehrheit 
für diese Motion ist: Es stimmt, dass sich schon sehr viele Or­
ganisationen und Institutionen des Themas annehmen. Aber 
hier brau.cht es auch eine Aussage des Parlamentes, des Staa­
t~s. dass wir uns dfeser Probleme annehmen wollen, solange 
noch Zeit dafür ist Diese Ombudsstelle soll auch eine prophy­
laktische Wirkung ausüben. Der Strafrichter ist das Ende des 
Weges, wir möchten den Strafrichter vermeiden· Wir.müssen 
jetzt diesen Auftrag erteilen. 
Ich bitte Sie, sich der Meinung der Kommissionsmehrheit an­
zuschllessen. 

M Comby, rapporteur: A l'instar de M. de Dardel, je diral que 
. l'office de mediation qui est propose par le truch~ment de la 
motion (93.3239) de la majorite de la commission est une 
structure tres legere. Madame Bühlmann, le mediateur n'est 
pas une panacee, mais il permet une action utile. 
Enfin, je souligne l'intervention de M. Loeb FranQOis qui re­
pond ä tous ceux qui pretendent que Ja creation d'un office de 
mediation contre le racisme entrainerait toute une serie de de­
penses. Tel n'est pas le cas. Le modele propose est le modele 
suedois. Or, en Suade, il y a exactement trois personnes qui 
sont chargees de cet office. II s'agit donc d'un office relative­
ment limite pour atteindre un but tres important dans Jes socie­
tes modernes. M. Loeb Fran90is souligne avec raison qua, 
gräce a cet office de mediation, il est possible de diminuertou­
tes les procedures penales qui sont tres co0teuses:. 
Enfin, j'aimerais dire avec Mme Sandoz qu'U n'y a pas de com­
paraison possible entre les deux offices de mediation, celui 
qui est propose par la motion Gadient (88.333) ... dont le prin­
cipe a ete accepte le 29 septembre 1988 par le Gonseil des 

Etats - et celui issu de la motion de la majorite de la commis­
sion qui prevoif un office de mediation specifique reduit pour 
un probleme bien prects: la lutte contre le racisme. 
Enfin, Monsieur Vetterli, II n'y a - ä mon sens - pas de concur­
rence entre la commission federale dont vous avez parle et 
!'Office de mediation contre le racisme. II y a plutöt une com­
plementarite. Et c'est precisem~nt dans le projet de loi que fe 
Conseil federal devrait soumettre - si vous acceptez la motion 
en question - qu'il sera possible de definir tres clairement les 
fonctions deL? uns et des autres. 
J'aimerais dire egalement ä M. Keiler Rudolf que - s'il y a lieu 
de condamner ~vec la derniere vigueur les crimes contre l'hu­
manite, toutes les atrocites, voire les genocides qui sont per­
petres dans l'ex-Yougoslavie -, ce n'est pas une raison de 
conclure que la Convention internationale sur l'elimination de 
toutes les formes de discrimihation raciale ne sert ä rien dans 
tous les autres pays. 
Enfin, en conclusion, je dirai au nom de la majorite de la Com­
mission des affaires juridiques, et pour repondre a M. Rei­
mann Maximilian - vingt-huit ans apres . avoir adopte Ia· 
Convention internationale sur l'elimination de toutes les for­
mes de discrimination raciale-, que c'est quand meme un peu 
fort de conclure en disant qu'il y a precipitation. A mon sens, 
l'office de mediation qui est propose devrait jouer non seule­
ment un röle important dans le domaine preventif comme on 
l'a deja dit, mais egalel'T)ent un röle consuitatif. 
II faut avoir le courage d'affirmer .tres clairement la volonte 
d'agir contre I~ racisme de maniere positive. C'est la solution 
qui est proposee par la majorite de la commission et je vous in­
vite a suivre son avis. 

Bundesrat Cotti: Die Diskussion, die Sie heute führen, ist ei­
gentlich der Schlussakt zur Botschaft, welche den Beitritt der 
Schweiz zum Internationalen Uebereinkommen zur Beseiti­
gung jeder Form von Rassendiskriminierung beinhaltete. 
Wenn ich also heute hier zu einer Reihe von Punkten spreche, 
die eher das Justiz- und Polizeidepartement betreffen, so des­
halb, weil diese letzten Fragen noch übriggeblieben sind. Der 
Beitritt der Schweiz zur erwähnten Konvention war ja in beiden 
Räten nicht bestritten worden. 
Sie haben heute zwei Themen angesprochen. Erstens eine 
letzte Differenz bezüglich des neuen Artikels 261 bis des 
Schweizerischen St~afgesetzbuches bzw. des neuen Arti­
kels 171 c des Militärstrafgesetzes. Dort stehen sich die Fas­
sung des Nationalrates und die etwas enger formulierte Fas­
sung des Ständerates gegenüber. Die Fassung des National­
rates erwähnt als ein Element des Tatbestandes den Angriff in 
der Menschenwürde - eine sehr allgemeine Fassung. Der 
Ständerat möchte die Qualifikation auf Herabsetzung oder 
Diskriminierung eines Menschen «in einer gegen die Men­
schenwürde verstossenden Weise» reduzieren. Der Ständerat 
hat diesen Beschluss gefasst, damit nicht schon jede Entglei­
sung z. B. in Form irgendeines geschmacklosen Witzes unter 
den strafrechtlichen Tatbestand fallen könnte. 
Ich darf Ihnen sagen: Der Bundesrat vertritt die Meinung, dass 
die spezifische Version des Ständerates, zu der sich der Bu11-
desrat-während den Verhandlungen bekannt hat, vorzuziehen 
sei. Der Bundesrat ist also eher für die klarer umschriebene 
Version als für die allgemein gehaltene Version des Nationalra­
tes, wobei ich bemerken möchte, dass die Differenzen eigent- · 
lieh wirklich nicht sehr schwerwiegend sind und dass es wahr­
haftig an der Zeit wäre, jetzt diese_letzte Differenz zwischen 
den Räten.zu bereinigen. 
Ich komme zur Motion der Kommissionsmehrheit bezüglich 
der Schaffung einer Ombudsstelle. Der Bundesrat beauftragt 
mich, Sie zu bitten, diese Motion in ein Postulat umzuwandeln, 
und -zwar aus folgenden Gründen: Das Justiz- und Polizeide­
partement ist daran, Funktion und Strukturen der bekannten, 
schon bestehenden Kommissionen für Ausländerprobleme 
und für Flüchtlingstragen neu zu überdenken. In Frage kommt 
auch die Schaffung einer neuen Kommission für Rassenfra­
gen. Denkbar wäre aber auch die Zusammenführung der zwei 
oder gar drei Kommissionen in eine einzige. Dazu - das ist er­
wähnt worden - bereitet der Bundesrat eine Botschaft vor, wel­
che als Folge der überwiesenen Motionen der beiden Räte 
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eine allge,meine eidgenössische Ombudsstelle vorschlägt, Al. 1 paragr. 4 
eine Art Klagemauer, was die Beziehungen - Frau Sandoz hat .... taute autre maniere, porte atteinte ä la dignite humaine 
das ganz klar gesagt- zwischen Bürgern und Verwaltung an- d'une personne ou d'uri groupe de personnes en raison de 
belangt , leur appartenance raciale, ethnique ou religieuse ou qui,'pour 
Sich jetzt schon auf eine spezifische Art der Struktur, nämlich Ja meme raison, minimisera grossierement ou cherchera ä 
eine spezifische Ombudsstelle ä la suedoise festzulegen, Justifier un genocide .... 
scheint dem Bundesrat insofern verfrüht, als man ihm die 
Möglichkeit geben sollte, im Rahmen der erwähnten Restruk­
turierungen den Weg zu wählen, der eigentlic;h die Fragen be­
antwortet, die das Parlament mit gutem Recht stellt Es geht 
also nicht darum, die Problematik etwa vom Tisch zu wischen. 
Die Problematik hat der Bundesrat genau erkannt Lassen Sie 
dem EJPD di.e notwendige Zeit, um den richtigen Weg zu 
finden. 
Der Bundesrat zieht daher die Umwandlung in ein Postu­
lat vor. 

Angenömmen -Adopte 

C. Bundesgesetz über die Schaffung einer Ombudsstelle 
gegen Rassismus 
c .. Lol federale sur un offlce de medlation contre le ra­
clsme 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des-Ständerates 

Reimann Maximilian,, Sprecher der Minderheit: Während sich Proposition de Ja commission 
Herr Bundesrat Cotti bereit erklärt hat, diesen Antrag in Po-· Adherer a la decision du Conseil des Etats 
stulatsform zu übernehmen, aber nicht in Form einer Motion, 
habe ich mit einigen der Mitunterzeichner Kontakt aufgenom- .Angenommen -Adopte 
men und erkläre hiermit, dass sich auch die Kommissionsmin- · 
derheit mit dem Vorstoss in Form eines Postulates einverstan­
den erklären könnte. Der Bundesrat wäre dann aufgefordert, 
auch die Bedarfsfra.ge einer Ombudsstelle gegen Rassismus ' 
zu prüfen. Gegen eine solche Prüfung hat die Kommissions-
minderheitnichts einzuwenden. 
Ich bitte Sie also, .sich dan11 in einer eventuellen Abstimmung 
für das Postulat einzusetzen. 

Keller Rudolf: Die SD/Lega-Fraktion bekämpft sowohl das 
Postulat als auch die Motion. Wir haben bereits beim Eintre­
tensreferat ausgeführt, dass uns eine solche Ombudsstelle 
nicht weiterführt, sondern dass wir grundlegende Massnah­
men beschliessen sollten, die weit über eine solche Forde-
rung hinausgehen. ' 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch. Militärstrafgesetz 
B. Code penal sulsse. Code penal milltalre 

Art. 1 Art. 261 bis 
Antrag der Kommission 
Abschn. 1, 2, 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abschn.4 
Festhalten 
(die Aenderung betrifft nur den französisph'en Text) 

Art. 1 art. 261 bis . 
Proposition de Ja commission 
Paragr. 1, 2, 5. 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Paragr.4· · 
: ... toute autre maniere, porte atteinte ä la dignite humaine 
d'une personne ou d'un groupe de personnes en raison de 
leur appartenance raciale, ethnique ou religieuse ou qui', pour 
la meme raison, minimisera grossierement ou cherchera a 
justifier un genocfde .... 

Angenommen -Adopte 

Art. 2Art. 171c 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Abschn. 1, 2, 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates · 
Abs. 1 Abschnitt 4 . 
Festhalten 
(die Aenderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 2 art. 171c 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 paragr. 1, 2, 5 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

93.3239 

Motion RK-NR 92.029 
(Mehrheit) 
Ombudsstelle gegen Rassismus _ 
Motion CAJ-CN 92.029 
(majorite) . 
Office de mediation contre le racisme 

Wortlaut der Motion vom 3. Mal 1993 
Der Bundesrat wird beauftragt, eine Ombudsstelle gegen Ras­
sismus einzusetzen und sich dabei insbesondere auf das 
schwedische System abzustützen 

Texte de Ja motfon du 3 mai 1993 
Le Conseil federal est invite a creer un office de mediation 
contre le · racisme en s'inspirant notamment du systeme 
suedois. ,.. • r. • 1 ., ;, .- _ .... ~ 

1,11~1,c t,1Urc'11 ,..10- Git' 
Antrag der Kommission u. • D, , ;, ,:;I, 
Mehrheit rlllr , 'dl~ ...> • ~-
Ueberweisung der Motion 
Minderheit 
(Reimann Maximilian, Bonny, Cincera, Frey Claude, Scharrer 
Jürg, Stamm Luzi, Vetterli) 

. Ablehnung der Motion 

Proposition de la commission 
Majorite 
Transmettre le motion 
Minorite 
(Reimann Maximilian, Bonny, Cincera, Frey Claude, Scharrer 
Jürg, Stamm Luzi, VetterlQ 
Rejeter la mot!on 

Präsldi:mt: Der Bundesrat ist bereit, die Motion in der Form ei­
nes Postulates entgegenzunehmen. Die Minderheit Reimann 
Maximilian könnte sich mit der Ueberweisung als Postulat ein­
verstanden erklären. 



NATIONALRAT 

93.3239 

Vom BUNDESR'AT , 
am -t. JU:Nl 1993 

gmgeheissen J/f ~ · 

Motion Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates (92.029) 
Ombudsstelle gegen Rassismus 

Wortlaut der Motion vom 3. Mai 1993 

Der Bundesrat wird beauftragt, eine· Ombudsstelle gegen Rassismus einzusetzen und sich 
dabei insbesondere auf das schwedische System abzustützen. 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Nationalrat hat am 17. Dezember 1992 den Beitritt der Schweiz zum Übereinkommen 
der Vereinten N:ationen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung sowie eine 
entsprechende Revision des Strafrechts genehmigt. Gleichzeitig hat er zwei Postulate 
angenommen, die den Bundesrat ersuchen, einerseits seine Ausländerpolitik im Lichte der 
Konvention und andererseits die Schaffung einer eidgenössischen Kommission gegen 
Rassismus zu überprüfen. Schliesslich hat er, aufgrund eines Vorschlages aus den eigenen 
Reihen, einen Entwurf 'zu einem eidgenössischen Gesetz über eine Ombudsstelle gegen 
Rassismus angenommen. 

Die Kommission, für Rechtsfragen des Ständerates hat am 11. Februar 1993 entschieden, auf 
den genahnten Gesetzesentwurf nicht einzutreten mit der Begrundung, dass die Annahme 
durch den Nationalrat nicht in VC\fgeschriebener Form erfolgt und. -eine formelle 
Stellungnahme ,des Bundesrates ausgeblieben sei. D.iese Kommission h~t indessen - im 
Zusammenhang mit dem Gesetzesentwurf über eine eidgenössische Ombudsstelle und des 
am 17. Dezember 1992 durch den Nationalrat übermittelten Postulats betreffend eine 
eidgenössische Kommission gegen Rassismus - ein Postulat formuliert, mit welchem sie den 
Bundesrat auffordert, iu überprüfen, ob die Schaffung einer spezifischen Ombudsstelle 
(spezifisch) gegen Rassismus gerechtfertigt sei. 

ln einer mündlichen Antwort vor dem Ständerat hat der Bundesrat die Bereitschaft zur 
Annahme dieses Postulats erklärt. In der Tat sind in der Bundesverwaltung die Arbeiten zur 
Reorganisation der Aufgaben der gegenwärtig im Bereiche der Ausländer- und 
Flüchtlingsfragen zuständigen Kommission und zur Koordination mit denjenigen einer 
künftigen Kommission gegen Rassismus.im Gange; 
Es wird zu analysieren sein, in welchem Masse eine Kommission gegen Rassismus eine 
Ombudsfunktion erfüllen könnte. Der •Bundesrat wird im übrigen die Gelegenheit haben, 
sich in seiner Botschaft betreffend ·die Einrichtung eines eidgenössischen Ombudsmannes 
darüber zu äussern, ob er diesem die 'Kompetenzen im Bereiche der Rassendiskriminierung 



ebe.nfalls zuteilen 'will oder die Schaffung einer spezifischen Ombudsstelle nach dem 
schwedischen Vorbild füt zweckmässig erachtet. 
Schweden, als wegbereitendes Land im Bereich des Ombudsmannes, kennt tatsächlich 
neben der parlamentarischen Ombudsstelle ("Justitieombudsman", bestehend aus vier 
Personen, deren. Hauptaufgabe darin besteht, die richtige Anwendung .des 
Verwaltungsrechts zu überwachen) auch von der Regierung gewählte Ombudsmänner im 
Bereiche des Konsunientenschutzes, Gleichberechtigung von Mann und Frau und . der 
Rassendiskriminierung. Der letztere, welcher n~r über begrenzte Zwangsgewalt verfügt, 
behandelt Individualbeschwerden hauptsächlich · betreffend Eintrittsverweigerung in 
öffentliche Einrichtungen, Diskriminierung in Mietverträgen, im Kreditwesen_. und im 
Arbeitsbereich sowie betreffend Klagen, die sich gegen , den Polizeidienst richten. Er 
bemüht sich auch, die Öffentlichkeit auf das Problem der Rassendiskriminierung · zu 
sensibilisieren. Zudem wird er für alle Gesetzes~ntwürfe, die seinen Tätigkeitsbereich 
berühren, konsultiert. 

Aus diesem kurzen Überblick geht hervor, dass die ·zwei letzten Aufgabenbereiche des 
schwedischen Ombudsmannes gegen Rassismus in den Zuständigkeitsbereich einer 
eidgenössischen Kommission gegen Rassismus fallen könnten. Die Behandlung von 
Individualbeschwerden kommt eher an die· Aufgaben eines eventuellen, zukünftigen 
eidgenössischen Ombudsmannes heran. Man muss indessen die Tatsache berücksichtigen, 
dass der aktuelle Gesetzesentwurf über den eidgenössischen Ombudsmann die Beziehungen · 
zwischen den Bürgern und der Verwaltung vorsieht, während die Bekämpfung der 
Rassendiskriminierung auch die Beziehungen der Individuen untereinander regelt. Die 

. Schaffung einer spezifischen Ombudsstelle wäre daher nicht a priori auszusi:hliessen. 

Wir schlagen daher vor, die vorliegende Motion in ein Postulat . umzuwandeln, um .die 
Schaffung einer Ombudsstelle gegen Rassismus in Koordination mit den bereits laufenden 
Arbeiten zu prüfen. 

Erklärung des Bundesrates 

Der Bundesrat schlägt vor, die Motion in ein Postulat umzuwandeln~ 
' . 
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93.3239 

Motion Commission des affaires jurid~ques du Conseil national (92J)29) 
Office de mediation contre le racisme 

: 1 

Texte de. Ja motion du 3 mai 1993 

Le Conseil federal est invite a creer un office de mediation contre le racisme en s'inspirant 
notamment du modele suedois. · 

Reponse du Conseil federal 

Le Conseil national a approuve le 17 decembre 1992 l'adhesion de· Ja Suisse a la Convention 
des Nations Unies sur l'elimination· de toutes les formes de discrimination raciale. ainsi 
qu'une revision y relative du droit penal. A cette occasion, il a adopte deux postulats 
invitant le Conseil federal a examiner sa politique relative aux etrangers a la lumiere de la 
Convention-, d'une part, et a etudier la creation d'une commission federale contre le racisme. 
d'autre part. Enfin, il a accepte un projet de loi federale sur un office de mMiation contre le 
racisme, propose en son sein. · 

La Commission des affaires juridiques du Consdl des Etats a decide, le 11 fevrier 1993, de 
· ne pas entrer en matiere sur ce dernier projet de loi, au motif que son adoption par le 

Conseil national n'avait pas respecte, la procedure prescrite et qu'une prise de position 
formelle du Conseil federal faisait notamment defaut. Cette Commission a cependant 
formule un postulat invitant le Conseil federal a examiner si la creation d'un office de 
mediation distinct contre le racisme est justifiee, dans Je contexte du projet de loi sur un 
office de mediation federal et du postulat transmis le 17 decembre 1992 par le Conseil 
national sur une commission federale ,contre le racisme. 

Dans une reponse orale devant le Conseil des Etats, Je Conseil .federal s'est declare pret a 
accepter. ce postulat Des travaux visant a reorganiser et a coordonner les fonctions des 
actuelles commission·s competent~s en matier~ d'etrangers et de refugies, ainsi que celles 
d'une future commission contre le racisme sont en effet en cours au sein de l'administration 
federale. La mesure dans laquelle une commission contre le racisme pourrait remplir un röle 
de mediation y sera analysee. 
Le Conseil federal aura en outre l'occasion d~ se prononcer, dans son message concernant 
l'instauration d'un mediateur federal, sur l'opportunite d'y inclure des competences en 



i:natiere de discrimination faciale ou de creer un poste de.mediateur specifique, comme s'est 
le cas en Suede. · · · · 
L~ Suede, pays precurseur en matiere de mediateurs, connait en effet a .cöte du bureau du 
mediateur parlementaire ("Justitieombudsman", forme a,ctuellement de ·guatre personnes 
dont la mission principale est de contröler la correcte application des lois 'par 
l'administration)~ des mediateurs nommes par le gouvernement dans les domaines de· la 
protection des consommateurs, de I'egalite entre honu:nes et fel'l1Il1e·s et de la'.discrimination 
raciale. Ce dernier, qui ne dispose que de pouvoirs coercitifs limites, traite des plaintes 
individuelles concemant-dans leur rriajorite des cas de refus d'entree dans des etablissements 
publics, de discrimination en matiere de bail a loyer, de credit ou dans 'Ie cadre du travail, 
ainsi que des plaintes dirigees contre .les services de police. 11 s'eff orce egalement de 
sensibiliser l'opinion nationale au probleme de la discrimination raciale.- 11 est enfin consulte 
pour tout projet de loi• touchant son domaine d'activite. - ' 

. . . 

_ II ressort de ce bref aper~u que les deux dernieres fonctions du mediateur contre le racisme 
suedois pourraient a priori relever de la coinp~tence d'une commi'ssion federale contre le 

· racisme, le traitement de-plaintes individuelles se rapprocharit plutöt des taches de l'eventuel 
futur mediateur federal. 11 faut cependant tenir compte du fait que l'actuel projet de loi sur le 
mediateur federal envisage les ·rapports entre les citoyens ~t l'administration, alors que la . 
lutte contre la discrirriination_ raciale implique que soient egalement pris en compte les 
rapports des indiVidus entre eux. La creation d'un office de mediation spec::ifique ne saurait 
ainsi etre exclue a priori. . , . 

' . 
Pour ces rai~ons, nous proposons la transformation de la presente motion en postulat, afin 
de permettre d'examiner la · creation d'un office de mediation contre le racisme, en. 
coordination avec les travaux deja en cours . 

. ' 

Declaratilm du Conseil federal 

Le Co~seil federal propose de .transformer la motion en postulat. 
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Differenzen -Divergences 

Siehe Seite 1075 hiervor-Voir page 1075 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 14. Juni 1993 

, Decision du Conseil des Etats du 14 Juin 1993 

Art.1 Art. 261blsAbschn. 4; 2Art. 171cAbschn.4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 1 art. 261bls paragr. 4; 2 art. 171c paragr. 4 
Proposition de la commission 
Adherer 'a la decision du Conseil des Etats 

Engler, Berichterstatter: Die Kommission für Rechtsfragen 
teilt im Prinzip die Absicht des Ständerates. Wir haben die Ab­
sicht, den Tatbestand in Artikel 1 Beschlussentwurf B bzw. Ar­
tikel 261 bis Abschnitt 4 des Strafgesetzbuches möglichst klar 
zu formulieren und dem Richter auch Schranken zu geben, an 
die er sich halten kann. 

· Trotz dieser gemeinsamen Absicht gelangten wir dann zu un­
terschiedlichen Ergebnissen: Der Ständerat hat die Formulie­
rung gewählt, dass jemand, der eine Person oder eine Gruppe 
von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion In einer 
gegen die Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt­
man beachte das Wort «herabsetzt» - oder diskriminiert, be­
straft werden solle. Demgegenüber hatte der Nationalrat das 
Wort «angreift» gewählt · 
Wir sind der Meinung, dass eigentlich der Begriff des Angrei­
fens wesentlich stärker ist, ein aktiveres Tun und auch eine ge­
wisse Aggressivität voraussetzt Der Begriff des Herabsetzens 
ist etwas weniger intensiv und deshalb auch weniger ein­
schränkend; er lässt dem Richter mehr Spielraum. Hinzu kom­
men auch Argumente der Gesetzessystematik Das Strafge­
setzbuch kennt auch an andern Orten den Begriff des Ahgtei­
fens, nicht aber jenen des Herabsetzens. 
Trotzdem kam die Kommission für Rechtsfragen gestern ein­
stimmig zum Ergebnis, dass wir uns dem Ständerat anschlies­
sen sollten; dies aus folgenden Gründen: 
Einmal haben sich diese Probleme in der französischen Ver­
sion weniger ergeben als in der deutschsprachigen· Version. 
Zum andern glauben wir nicht, dass es sich lohnt, an dieser 
kleinen Differenz festzuhalten, um so mehr, als wir damit auch 
die Anberaumung einer Einigungskonferenz provozieren wür­
den. Wir sind der Meinung, dass das möglichst baldlge·lnkraft­
treten des Gesetzes diesen kleinen gesetzgeberischen Nach­
teil auf jeden Fall aufwiegt 
Aus diesem Grunde beantragen wir Ihnen einstimmig,. dass 
wir uns dem Bescl'lluss des Ständerates anschliessen. 

M. Comby, rapporteur: La ConJmission des affaires jt.irldiques 
s'est reunie hier matin pour examiner !es divergences cbncer­
. nant ta revision de l'article 261 bis du Code penal sulsse et de 
i'article 171 c du Code penal mllitalre, et finatement, comme 
vientde le relever le president de notre commission, eile s'est 
ralliee ä ta decision du Conseil des Etats. II est vrai qu'il s'aglt 
lci plutöt d'une question de forme que de·fond, si l'on·fait la 
comparaison entre la decision du Conseil des Etats etcelle du 
Conseil national, surtout en ce qui conceme le texte fr8.0Q8is. 
Pour ce qui est du texte allemand, je me refere ä ce que vient 
de dire M. E;ngler. 
Finalernent, apres une ·discussion un peu ·plus detaillee, la 
commisslon s'est rallieeä la declsion du Conseil des Etats, qui 
avalt d'ailleurs·eteacceptße parle Conseil federal, en estlmant 
qu'II s'agit lä d'une verslon un peu plus precise qua celle 
qu'avalt adoptee le Conseil national. II va sans dire·que c'est 
dans la pratique que la jurisprudence va deterrnlner de ma­
niere concrete la portee des prlncipes-qui figurent aux articles 
revises 261 bis et 171 c du Code penal suisse et dO Code penal 
milltaire respectivernent 
Nousavons estirne, a l'unanimite, qu'il fallalt eviter'de convo­
quer une oonference de conciliatfon pour regler les dlvergen­
ces entre les deux conseils, afin que'la'Convention intemätio­
nale sur l'elimination de totites les formes de discrlrnination· ra­
ciale p1:1isse etre signee dans ies meilleurs delais par le 
Conseil federal ·et afin 'qua notre epays puisse franchir une 
etape importar:itedans 1a,1uttecontre ladlscriminatlon raciale. 
C'estdonc ä runanimite quevotre commission vous propose 
de vous rallier a la decision du Conseil des'Etats. 

fl.ngenommen'-Adopte 
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Botschaft, Beschluss- und Gesetzentwürfe 
vom 2. März 1992 (BBI II 269) 

Message, projets d'arrete et de loi 
du 2 mars 1992 (FF 111265) 

E g·mars 1993 

Beschluss des Nationalrates vom 17. Dezember 1992 
Decision du Conseil national du 17decembre 1992 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Zimmern, Berichterstatter: Mit Botschaft vom 2 März 1992 
unterbreitet der ·Bundesrat dem Parlament zwei Entwürfe: 
einen Beschlussentwurf A betreffend das Internationale 
Uebereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendis­
kriminierung und einen Gesetzentwurf B für die entspre­
chende Ergänzung des Schweizerischen Strafgesetzbuches 
und des Militärstrafgesetzes. 
In der vergangenen Wintersession hat der Nationalrat das 
Menü mit einem neuen Bundesgesetz (Gesetzentwurf C über 
die Schaffung einer Ombudsstelle gegen Rassismus; vgl. AB 
1992 N 2676) angereichert Der Nationalrat stimmte einem Bei­
tritt der Schweiz zur Rassismuskonvention am 17. Dezember 
1992 mit 107 zu 13 Stimmen zu. Die gestützt darauf nötige Er­
gänzung des Schweizerischen Strafgesetzbuches und des 
Militärstrafgesetzes verabschiedete der Nationalrat mit 102 
zu 13 Stimmen. Schliesslich beschloss er - wie ich erwähnt 
habe - sozusagen aus dem Stand mit 58 zu 34 Stimmen, ein 
Bundesgesetz über die Schaffung einer Ombudsstelle gegen 
Rassismus. Sie finden diese neu~ V.prlage ebenfalls auf der 
Fahne. 
Das Verbot der Rassendiskriminierung ist im Völkerrecht fest 
verankert Der Bundesrat hat schon mehrfach die Absicht ge­
äussert, das im Jahre 1965 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedete Uebereinkommen gegen 
die Rassendiskriminierung zu ratifizieren. So unterstrich der 
Bundesrat beispielsweise im Jahre 1982 in seinem Bericht zur 
schweizerischen Menschenrechtssituation, dass der Beitritt 
der Schweiz einen wichtigen Bestandteil der schweizerischen 
Menschenrechtspolitik darstelle. So ist es in der Tat 
Bis heute haben 132 Vertragsstaaten das Abkommen ratifi­
ziert Das Anliegen des Uebereinkommens ist heute von be­
sonderer Aktualität Die weltweiten Migrationsbestrebungen 
haben aµch in der Schweiz Aengste und verstärkt Abwehrhal­
tungen ausgelöst 
Damit ist angedeutet, dass die Beseitigung der Rassendiskri­
minierung nicht nur ein Problem des internationalen Rechts 
ist, sondern auch. eine eminent wichtige innenpolitische Be­
deutung hat Das Uebereinkommen verbietet die Rassendis­
kriminierung und ver,ilichtet die Vertragsstaaten zu verschie­
denen Massnahmen, wie sie im Abkommen im einzelnen auf­
geführt sind. 
Im Sinne des Uebereinkommens bedeutet Rassendiskriminie­
rung jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, 
dem nationalen Ursprung oder dem Volkstum beruhende Un­
terscheidung, Ausschliessung, Beschränkung oder Bevorzu­
gung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dadurch ein gleichbe­
rechtigtes Anerkennen, Geniessen oder Ausüben von Men­
schenrechten und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftli­
chen, sozialen, kulturellen oder in jedem sonstigen Bereich 
des öffentlichen Lebens zu vereiteln oder zu beeinträchtigen. 
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So' Artikel 1 Ziffer 1 des Uebereinkommens, das unserer 
Rechtstradition und unser~r Rechtsüberzeugung, wie sie in 
Artikel 4 der Bundesverfassung zum Ausdruck kommt, in jeder 
Hinsicht entspricht Ich möchte das an dieser Stelle nach-
drücklich unterstreichen. · 
Die Vertragsstaaten haben rassendiskriminierende Handlun­
gen und Praktiken gegenüber Personen, Personengruppen 
oder Einrichtungen zu unterlassen und dafür zu sorgen, dass 
alle staatlichen und lokalen Behörden und Institutionen auch 
in diesem Sinne ~andeln. Die Vertragsstaateri verpflichten 
sich ferner, mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich eine Poli­
tik der Beseitigung der Rassendiskriminierung in jeder Form 
und der Förderung des Verständnisses unter den Rassen zu 
verfolgen. Sie verurteilen insbesondere die Segregation und 
die Apartheid und verpflichten sich, derartige Praktiken in ih­
ren Hoheitsgebieten zu verhindern, zu verbieten und auszu­
merzen. 
Die Vertragsstaaten verurteilen ferner Propaganda und Orga­
nisationen, welche auf der Idee rassistischer Ueberlegenheit 
beruhen oder Rassenhass und Rassendiskriminierung zu 
rechtfertigen oder zu fördern versuchen Sie verpflichten sich 
zu Massnahmen, um jedes Aufreizen zur Rassendiskriminie­
rung und alle rassisch diskriminierenden Handlungen auszu­
merzen. Zu diesem Zweck sind sie gehalten, eine Reihe von 
qualifizierten rassendiskriminierenden Akten im Bereiche der 
Propaganda unter Strafe zu stellen, rassistische Propaganda­
organisationen zu verbieten und die Beteiligung an solchen 
ebenfalls durch den Strafrichter ahnden zu lassen. 
Damit emibt sich für die Schweiz ein Handlungsbedarf in zwei­
facher Hinsicht: Einerseits sind die rechtlichen Voraussetzun­
gen dafür zu schaffen, dass wjr dem Abkommen überhaupt 

· beitreten können. Das ist der Sinn des Beschlussentwurfes A 
Zum zweiten haben wir im Sinne von Artikel 4 des Ueberein­
kommens, das ich vorhin sinngemäss erwähnt hatie: unsere 
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Strafrechts zu ergänzen. 
Das ist der Gegenstand des Gesetzentwurfes B. Die beiden 
Vorlagen sind also untrennbar miteinander verbunden. 
Die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates hat sich an . 
ihrer Sitzung vom 11. Februar 1993 einlässlich mit dem Ge­
schäft befasst Sie ist - wie der Nationalrat - einhellig der 
Ueberzeugung, dass der Beitritt zum Abkommen überfällig ist 
Das Verbot der Rassendiskriminierung beschlägt die Garantie 
der Menschenwürde, die Kern- und Ansatzpunkt der Grund­
rechte ist, zu denen wir uns vorbehaltlos bekennen. Seit jeher 
gelten erniedrigende und unmenschliche Behandlungen als 
. verpönt Die verfassuntiswidrige Beeinträchtigung braucht 
nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nicht einfTlal 
den Charakter einerVerletzung der psychisch.eo_ oder physi­
schen Integrität anzunehmen, um als Verstoss gegen das 
Grundrecht auf Achtung der Menschenwürde zu gelten. 
In neuerer Zeit hat der Grundsatz der Menschenwürde eine 
positive, d. h. nicht so sehr auf die Abwehr staatlicher Interven­
tionen,. sondern auf aktive ·Leistung des Gemeinwesens ge~ 
richtete Funktion bekommen. Eine Funktion, die vermehrt von 
der notwendigen sozialen Einbettung und Abhängigkeit des 
Menschen ausgeht In dieser Richtung garantiert das Verfas­
sungsprinzip der .Menschenwürde nach unserem Verfas­
sungsverstärdnis das, was jede Person um ihres Mensch­
seins willen vom Gemeinwesen fordern darf, also positiv. Es 
scheint uns nach unserem Grundrechtsverständnis absolut 
klar, dass der Rechtsstaat Schweiz vernünftigerweise alles zu ·. 
tun hat, um Rassendiskriminierungen zu bekämpfen. · , 
Der Begriff der Diskriminierung, wie er sich aus dem Uno- . 
Abkommen ergibt, steht in jeder Hinsicht mit unserem Grund­
rechtsbekenntnis im Einklang. Das bundesrätliche Konzept, 
dem Abkommen beizutreten, deckt sich auch mit dem Ver­
ständnis der schweizerischen Glaubens-, Gewissens- und 
Kultusfreiheit, wie sie durch eine langjährige höchstrichterli­
che Rechtsprechung entwickelt wurde. 
Der Beitritt zur Uno-Konvention ist ein Bekenntnis zur Men­
schenwürde, die untrennbar zur abe'ndländischen Zivilisation 
gehört, bedeutet aber auch, dass wir immer wieder aufgefor­
dert sind, uns damit zu befassen und uns mit den vielfältigen 
Bedrohungen der Menschenwürde stets aufs neue auseinan­
derzusetzen - im Sinne eines Bürgerengagements für die 

Menschenwürde und damit letztlich im Rahmen eines Staats­
prinzips, das man durchaus als umfassende Verantwortung 
für die Menschlichkeit bezeichnen darf und muss. 
im übrigen gestatte ich mir an dieser Stelle den Hinweis dar­
auf, dass auch Artikel 14 der Europäischen Menschenrechts­
konvention, zu der wir uns voll bekennen, ein durchaus analo­
ges Verbot der Diskriminierung enthält Ich erwähne Artikel 14 
der Europäischen Menschenrechtskonvention: Der Genuss 
der in der vorliegenden Konvention·festgeiegten Rechte und 
Freiheiten muss danach ohne Unterschied des Geschlechts, 
der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der politi­
schen oder sonstigen Anschauungen, natiorialeroder sozialer 
Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, · 
des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status ge­
währleistet werden 
Warum sage ich das alles? Weil es eigentlich nicht eine Rechts­
frage, sondern eine politische Frage ist, ob wir unter den ge­
nannten Umständen der tlno-Uebereinkunft beitreten. In einer 
Zeit, in derwireine verstärkte Solidarität gegenüber der übrigen 
Welt ·im allgemeinen und gegenüber Europa im besonderen 
preisen, können wirgarnichtanders, als uns klar zum Inhalt des 
Uno-Uebereinkommenszu bekennen: Dieses enthält, ich habe 
es bereits unterstrichen, nichts, aber auch gar nichts, was sich 
mit unserer Rechtsordnung nicht vertrüge. Dass wir einen be­
sonderen Straftatbestand zu schaffen haben, weil das Uno­
Uebereinkommen dies explizitvorsieht, ändert daran nichts. Es 

-ist genügend Gestaltungsspielraum vorhanden, um mit der er­
forderlichen Behutsamkeit vorgehen zu können, wie sie unse­
rer Rechtsetzung in der Regel eigen ist . 

. Der Bundesrat hat dies bei seinem· Versuch zur Ergänzung 
des Strafgeseties und des Militärstrafgesetzes bewiesen. Der 
Nationalrat hat seinerseits um eine überzeugende Formulie­
rung von Artikel 261 bis des Strafgesetzbuche~ und der Paral­
lelnorm im Militärstrafgesetz gerungen. Und unsere Kommis­
sion hai sich, wie Sie auf der Fahne sehen, bemüht, das Ergeb­
nis nochmals zu verbessern. In Sachen Menschenwürde und 
Rassismusverbot gibt es keinen Sonderfall Schweiz. 
Ich hätte mein Einführungsreferat gerne mit der Feststellung 
g'eschlossen, dass die Uno wegen uns kein solches Ueberein­
kommen hätte erarbeiten und abschliessen müssen. Ich bin in 
den letzten Wochen leider eines Schlechteren be.lehrtworden, 
und ich schäme r:nich, heute hier öffentlich bekennen zu müs­
sen, dass der Rassismus in der Schweiz keineswegs ausge­
rottet ist 
zahlreiche ZUschriften von Ewiggestrigen können wegen ih­
res penetrant rassistischen Inhaltes leider nicht einfach als gei­
stige Umweltverschmutzung abgetan werden, mit der wir uns 
als Politikerinnen und Politiker immer wieder konfrontiert se­
hen Sie sind Ausdruck einer zu verabscheuenden Gering­
schätzung der Menschenwürde, wie ich sie bisher nicht für 
möglich gehalten hätte. . 
Da gibt es doch beispielsweise in La Conversion einen Arzt na­
mens W. 0. Grass, der mir dreimal geschrieben hat, es fehle 

' der Beweis dafür, dass sechs Millionen Juden vergast worden 
seien und es gehe nicht an, einen Schweizer ins Gefängnis zu 
bringen, «weil er eine den Juden schädliche Wahrheit» ver­
breite. Ich habe diesem Herrn bisher nicht geantwortet, tue es 
jetzt aber hier heute öffentlich: Das ist intellektuelle Perversion 
und ein Verbrechen an der Menschlichkeit und gehört in die­
sem Haus an den Pranger gestellt, Die übrigen Verfasserinnen 
und Verfasser von widerwärtigen Pamphl.eten mögen sich in 
gleichem Sinne blossgestelltfühlen. . 
Ins gleiche traurige Kapitel gehört der Versand .von widerli­
chen rassistischen Pamphleten in schlechtem Französisch, in 
Briefumschlägen, die auf der Rückseite gefälschte Stempel 
mit Adressen unseres Ratskollegen Gian-Reto Plattner, unse­
res Ratskollegen Gilles Petitpierre, unserer Ratskollegin Ros­
marie Simmen, vielleicht auch von anderen und selbstver­
ständlich auch von mir tragen und die allesamt in Freiburg der 
Post übergeben wurden. Herrlich weit haben wir es gebracht 
in unserem Staat 
Damit erübrigen sich wohl weitere Ausführungen zum Eintre­
ten auf die Entwürfe A und B. · 
Die Kommission für Rechtsfragen beantragt Ihnen einstimmig 
Eintreten. Zur Frage des Eintretens auf das vom Nationalrat im 
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innovativen Eilverfahren verabschiedete Gesetz über die 
Schaffung einer Ombudsstelle gegen Rassismus möchte ich, 
Herr Präsident, wenn Sie gestatten, nach der Detailber,atung 
zu den Entwürfen A und B dann noch ein Wort sagen. 

M. Petltpierre: Je n'ai pas grand-chose ä ajouter ä ce qu'a dit 
excellemment M. Zimmern. Je voudrais rappeler cependant 
que l'objet qui nous est soumis souleve une vague de courrier 
dans nos boltes aux lettres, y compris d'ailleurs des lettres 
avec des fausses indications de provenance. 
II y a une categorie de ces actions hostiles ä la convention et a 
l'article 261 bis (nouveau) du Code penal suisse qui n'appel­
lent aucun autre commentaire que celui du president, c'est-ä­
dire que les tendances dangereuses existent et qu'il taut \es 
combattre. D'autres reposent sur des malentendus, et c'est de 
celles-ci que je voudrais parler brievement 
On a compris ici ou lä que la convention va obliger 1es· collecti­
vites publiques a foumir, dans les domaines les plus c;livers, 
des prestations positives et que ce sera le devoir de 11Etat de 
fournir de telles prestations a tous les groupes de population 
qui n'entrent pas dans las categories dominantes ou oouran­
tes qui y auraient droit II taut dire clairement qua c'est mecon­
nartre qua notre ordre juridique satisfait dejä largernent aux 
exigences de la convention et que, s'il devait y avoir des pre­
stations positives, celles-ci doivent, selon la convention, pren­
dre fin des qLJe leur but est atteint- l'article premier et l'article 2 
chiffre 2 le precisent- de sorte que, lorsqu'on decrit une florai­
son d'activites etatiques positives en execution de cet;te con­
vention, on se trampe. 
Deuxieme aspect, la convention oblige les Etats qui y adherent 
ä reprimer penalement, article 4, les comportements visant ä la 
diffusion d'idees ou ä la pratique discriminatoirefondees sur la 
superiorite ou la haine raciales. Cette obligation esthon9ree par 
la proposition de l'article 261 bis (nouveau) du Code penal 
suisse. Cette disposition est nouvelle a tous egards dan~ notre 
ordre juridique et, de ce fait, eile suscite des ·critiques compre­
hensibles, vu la difficulte de saisir legalement des etats de faits 
qui se caracterisent par le risque du flou. Leflou est redoutable 
en la matiere, car si les incriminations penales doiventtoujours 
etre precisement circonscrites, pour' respecter la garantie de la 
legalite de la repression penale, cette exigence doit etre d'au­
tant plus strictement respectee dans notre domaine q4e les li­
bertes d'opinion, d'expression ou d'association sont' egale­
ment touchees et qu 'II importe naturellement qu 'elles ne le soi­
ent quedans la mesureabsolumentnecessaire ä lasauv.egarde 
desdroitsd'autruietälasauvegardedel'ordrepublic. L'examen 
minutieux de l'ar:ticle 261 bis (nouveau) permet cependant de 
repondre aux inquietudes et aux critiques exprimees. 
Les differents elements de l'etat de fait, c'est le premier polnt, 
sont traites ensemble dans une seule disposition, de sqr,te que 
leurs eventuels recoupements ne posent pas le probleme du 
concours des infractions penales. Taut debordement imprevi­
sible de la repression est ainsi exclu. 
En deuxieme lieu, les comportements intentionnels,. precl­
sons-le bien- ce sont ceux-lä que vise la disposition - sont de­
finis de teile sorte que l'esprit le plus indulgent ne peut Iss con­
siderer, meme pris isolement, comme tolerables dans notre 
societe. C'est donc dire que le risque d'une restriction injusti­
fiee des libertes fondamentales que j'evoquals taut ä l'heure 
est exclu, sans aucun deute. Ainsi, le texte de l'article 261 bis 
(nouveau), tel qu'il vous est presente, ne pose pas plus de pro­
blemes d'interpretation que nombre de textes dejä en vigueur 
dans le Code penal suisse, et je pense aux dispositions visant 
par exemple les atteintes ä l'honneur. 
Tout cela pour repondre, par anticipation, ä un certaln nombre 
d'objections et vous dire que nous preconisons de suivre la 
commission, d'entrer en matiere sur les deux objets, dont le 
second- la disposition penale-a une valeur preventive qui ne 
saurait etre sous-estimee ä cöte de sa valeur repressive. ·Enfin, 
nous vous invitons ä adopter le postulat que vous presente la 
commission, mais je crois qu'on en parlera ulterieurement 
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vor vier oder fünf Jahren noch nicht für möglich gehalten hätte, 
nicht nur darum, weil ich noch nie bei einem Sachgeschäft so 
viele Zuschriften erhalten habe, die alle angefüllt sind von 
Hass, Rassismus und nationalsozialistischem Gedankengut, 
Geistesstand 1945. 
Ich stelle in der Oeffentlichkeit fest, dass Schriften und Mei-

. nungsäusserungen dieser Art ständig zunehmen. Ich kenne 
die Tatsache auch aus eigener Erfahrung. Ich habe mich vor 
rund einem halben Jahr geweigert, eine solche Sendung an­
zunehmen und habe sie an den Absender tu rückgesandt Ich 
bin der Meinung, auch Papier stinke. Ich wurde daraufhin lan­
desweit beschimpft, in mehrtausendfacher Auflage eines 
Schriftstückes. Die Urheberschaft dieser Organisation hat so­
gar in meinem engeren Umkreis, in meinem Wohnort und in 
umliegenden Gemeinden in alle.Haushalte Flugblätter verteilt, 
die mich angeprangert haben aufgrund der Tatsache, dass ich 
mich gegen solches Gedankengut gewehrt habe. 
Das hat mich in der Haltung bestärkt, dass es. nicht genügt, 
den Rassismus allein zu negieren, sondern dass man ihm mit 
aller Kraft im politischen und öffentlichen Leben entgegentre­
ten muss. 
Ich stelle Rassismus leider auch bereits im Parlament fest -
nicht in unserer Kammer, aber im Nationalrat wurde die Vor­
lage als «Anti-weisse-Rasse-Gesetz» kommentiert Auch das 
Parlament ist teilweise bedenklich tief gesunken und hat 
braune Flecken auf seiner Weste. Rassismus ist eine höchst 
ansteckende Krankheit Wir haben ihr so rasch als möglich mit 
aller Entschlossenheit entgegenzutreten. 
Aber wogegen kämpfen wir hier? Es geht uns nicht darum, Un­
terschiede zwischen Rassen, Religionen und Völkern zu verwi­
schen Unterschiede bestehen, und die gilt es eben zu respek­
tieren. Alle die Zuschriften wollen uns ja weismachen, wir woll­
ten nur die Unterschiede verwischen und eine einheitliche 
Rasse, Religion usw. anstreben. Gerade dies - die Gleich­
schaltung- bezwecken wir nicht Was wir aber wollen und was 
unser Ziel sein muss, ist die Achtung der Menschenwürde, der 
Integrität und Ehre aller Rassen, der Religionen und der Volks­
zugehörigkeit 
Kampf-gegen Rassismus ist damit nicht ein Kampf gegen an­
derslautende Meinungen, sondern ein Kampf gegen die Men­
schenverachtung. In unserer offenen Gesellschaft müssen wir 
andere Meinungen und politische Einstellungen zulassen, auf . 
jedem Gebiet Wir müssen auch die Aengste der Schweizer 
ernst nehmen, Aengste vor Ueberfremdung, Aengste vor Ver­
lust der Identität Aber dort, wo die Aeusserung der eigenen An-

. sichten die Ehre der anderen und die Menschenwürde der an­
deren verletzt, da müssen wir einschreiten. Das sind die Gren­
zen, die wir setzen müssen. Wir beschränken also keineswegs 
die Meinungsfreiheit, aber wir wollen keine Meinungsäusse­
rungen, die die Menschenwürde der anderen missachten. 
Wenn wir nun namentlich durch die ersten beiden Vorlagen 
diesen Tendenzen entgegentreten, dann sind das notwen­
dige Schritte, um diese ansteckende Krankheit zurückzudäm­
men. Eine Strafgesetzrevision und ein internationales Abkom­
men sind nicht die alleinige Lqsung des Rassismusproblems, 
aber sie sind ein wichtiger Mosaiksteln; denn Rassismus als 
gesellschaftliches Problem lösen wir mit einer Stratnorm und 
mit einem Uebereinkommen allein nicht Eine freie Gesell­
schaft muss ihm mit weiteren Mitteln entgegentreten, mit der 
Ueberzeugung ihrer öffentlichen Exponenten, mit offenen 
Auseinandersetzungen in Schulen, Medien und im gesamten 
gesellschaftlichen Leben. 
Die Ratifizierung des Internationalen Uebereinkommens zur 
Beseitigung Jeder Form von Rassendiskriminierung ist in die­
sem Kontext das nötige ethische Bekenntnis der Schweiz. Die 
Strafnormen gegen den Rassismus sind ein notwendiges Ele­
ment, um gesellschaftlich ein Verhalten zu ächt~n und keines­
wegs zu tolerieren. Es braucht diese strafrechtliche Aechtung 
als Notbremse gegen die rassistische Aµfwiegelung im Alltag. 
Ich bin in diesem Sinne für ein überzeugtes Eintreten auf die 
ersten beiden Vörlagen. · 

Frick: Ich fahre dort fort, wo Herr Kommissionspräsident Zirn- On. Morniroll: Sono convinto dell'opportunitä di combattere il 
merli aufgehört hat Der Rassismus ist in unserem lande Tat- razzismo, anche con mezzi legali; lo dobbiamo - tra l'altro -
sache geworden, und er existiert in einem Ausmass, wie ich es · all'immagine del nostro Paese sul piano internazionale. 
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Ich stelle deshalb die Notwendigkeit .eines Beitritts der particulier, mals aussi dans d'autres pays d'Europe occiden­
Schweiz zum internationalen Uebereinkommen und eine ent- tale y compris la Suisse, demontrent que les ideologies racis­
sprechende Strafrechtsrevision nicht zur Diskussion, obwohl · tes n'ont pas encore_disparu en Europa, ces ideologies qui 
die Bekämpfung von Straftaten bereits gesetzgeqeri·sch hin- nient un d~s fondements les plus importants de nos societes, 
reichend abgedeckt ist ' la dignite egale de tous les etres humains. 
Ich finde, auch eine Bekämpfung_von rassistischen Manifesta- Si nous portons notre regard au-dela des frontieres de nos voi-
tionen jeder Art hat ihre Notwendigkeit, aber mit der Repres- sins, Ja situation est encore plus preoccupante. Les horreurs 
sion ist es nicht getan; die Prävention nach dem Motto «Vor- de Ja guerre en ex-Yougoslavie ou s'affrontent des groupes 
beugen ist besser als heilen» gilt auch hier. d'ldentite ethnique differente n'ont toujours pas cesse. Nous 
Wir sind heute mit einer eindrücklichen 4'.unahme von rassisti- savons tous qu'il y a des tensions et des conflits ethniques 
sehen R~aktionen konfrontiert, nicht nur im Ausland, sondern dans bien d'autres regions de l'Europe centrale et orientale. • 
auch in unserem Land. Im Bericht des Bundesrates über den Nous sommes donc d'accord que l'adhesion de la Suisse a la 
Extremismus in der Schweiz, den wir gerade behandelt ha- Convention internationale sur l'elimination de toutes les for-
ben, finden wir eine Liste fremdenfeindlicher Ereignisse, die mes de discrimination ·raciale ne resoudra, · helas, pas les pro-
schon für 1990 recht lang ,ist, für 1991 aber erschreckende blemes a court terme. Les ·instruments internationaux en ma-
Ausmasse erreicht, obwohl sich jetzt ein Rückgang anzubah- tiere de protection des droits de l'homme n'ontjamais pu faire 
nen scheint Reaktionen sind aber naturgemäss Antworten auf cesser une guerre, mais les con\lentions et le contröle interna-
Provokationen. tional de leur application et de leur respect, au niveau national, 
Unser Land war schon immer eine Insel der Zuflucht für poli~ contribuent lndeniablement a prevenir de tels conflits et a trou-
tisch Verfolgte und für kriegsbedrohte Menschen - es soll es ver des solutlons pacifiques a des problemes politiques: l'ad-
auch_ in Zukunft bleiben. Wenn aber Spannungen auffreteri Hesion de la Suisse a la present~ convention exprimera donc 
und es zu fremdenfeindlichen Reaktionen kommt, muss man notre solidarite envers Ja communaute des Etats, qui est basee 
sich nach den Gründen fragen oder noch besser danach: Was sur cette idee du röle que jouent les droits de l'homme dans 
wurde falsch gemacht? Die Wurzeln des Rassismus, oder bes- -les relations internationales. La Suisse doit, par consequent, 
ser, ein Unbehagen, ein Misstrauen und Aengste gegenüber ' se joindre aux Etats qui lu~ent cohtre Ja violation d'un droit de 
Mitgliedern anderer Rassen sind im Unterbewusstsein des l'homme aussl essential qi.Je l'interdiction de la discrimiriation 
Menschen verankert und sind sicherlich genetisch bedingt raciale. · 
Wir haben die Tendenz, ir'nmernur entsprechende Verhaltens- La, convention que n6us vous proposons d'accepter est une 
muster der «Weissen» gegen die «Gelben» und die «Schwar- des conventions les plus largement acceptees sur le plan uni-
zen» hervorzuheben, aber das Phänomen hat seine Gültigkeit versel -je precise que cela ne signifie pas que ce sont les plus 
auch in der umgekehrten Richtung. Menschen anderer Ras- largement respectees. ·son adoption a eu lieu le 21 decembre 
sen, aber auch sc;:hon anc;Jerer Kulturen zu akzeptieren, ist eine 1965 et, depuis lors, eile a ete ratifiee par 132 Etats, il est parti-
Erziehungsleistung und Resultat einer persönlichen Anstren- culierement important de le souligner. Marne si cela parait un 
gung. Dies ist relativ leicht möglich, solange es einem gut effort modeste, c'est un pas que nous devonsfranchirface aux 
geht Sobald aber eine die eigene Existenz im engeren oder horreurs que peut declencher l'ideologie raciste. 
weiteren Sinne bedrohende Konkurrenz auftritt, kommt es·:re- Ces. reflexions soulignent donc l'importance que nous atta-
lativ leicht zum Durchbruch der latent vorhandenen Abwehrr.e- chons, dans le cadre de notre politique etrangere, a l'adhesion 
aktionen, die als Ausdruck des Ueberlebensinstinktes und da- de la Suisse a cette convention qui complete, dans un do-
mit der Angst zu interpretieren sind. Wenn sich solche Erschei- maine important, les deux pactes relatifs aux droits de 
nungen einmal manifestiere.n, wird es schwierig, diese auch l'homme qui sont entres en vigueur dans notre pays en sep-
mit strafrechtlichen Massnahmen unter Kontrolle zu bringen. tembre de l'a:nnee passee. L'adhesion de la Suisse s'inscrit 
Es muss auf Prävention gesetzt werden. ainsi dans le cadre de notre politique en faveur des drbits de 
Ich erläutere das an einem Beispiel. Die Frühintegration von l'homme sur le plan universal. 
Asylanten ist meines Erachtens nicht die richtige Doktrin. Wer II n'y a pas seulement une dimension internationale a cette 
in unserem Land Zuflucht sucht, muss zunächst in eine ge- question, il y a aussl un aspect suisse important Le rapport sur 
schlossene Auffangstation eingewiesen werden. Kontakte mit l'extremisme que vous venez de discuter montre bien que la 
der einheimischen Bevölkerung sind zu vermeiden. Die ll'lsas- violence raciste existe bei et bien en Suisse. La persistance de 
sen sind für gemeinnützige Arbeiten einzusetzen, wie Reini- manifestations xenophobes a renforce le Conseil federal dans 
gung der Wälder, der See- und Flussufer usw. Auch hier sa conviction que Je moment etait venu pour Ja Suisse d'adhe-
könnte ausserdem eine vernünftige Arbeitstherapie nur von rer a la c.onvention et de prendre les dispositions necessaires 
Nutzen sein. Die soziale Integration hat erst stattzufinden, a cet effet La convention .interdlt la discrimination raciale et 
wenn das Asylgesuch· bearbeitet worden und das Ergebnis oblige les Etats partles a prendre des mesures destinees a 
positiv ausgefallen ist So könnte sicher~ich allen oder zumin- combattre et a prevenir - cette dimension de la prevention est 
dest den meisten Anschlägen auf Asylantenheime vorgebeugt evidemment extremement importante dans le domaine de la 
werden, was auch im Interesse dieser Menschen wäre. discrimination raciale. La convention se base sur une interpre-
lch bin mit legislativen und repressiven Massnahmen gegen tation large du terme de race, eile vise a abolir les distinctions 
die Rassendiskriminierung und gegen den Rassismus elnver- fondees non seulement .sur des caracteristiques physiques, 
standen, aber ich wiederhole nochmals: Prioritäre Bedeutung comme la couleur d,e la peau, mais aussi sur l'ascendance ou 
kommt der Prävention und ·besonders dem Verhindern von l'origine ethnique et nationale. Dans ce sens large, la race est 
Provokationen zu. un ·groupe d'etres humains qui, en raison de caracteres im-
Ich bin für Eintreten und Zustimmung zu den beiden Vorlagen, muables, se considere lui-meme ou est considere comme dif-
aber aufgepasst: Damit ist es nicht' getan! Wir dürfen nicht ferent des autres groupes. C'est une tentative de definition. 
glauben, dass wir hiermit unsere Pflicht g~tan haben und dass Cependant, la convention autorise expressement les Etats a 
damit das Problem .der Rassendiskriminierung aus der Welt operer des distinctions entre leurs ressortissants et les etra.n-
geschafft ist gers. Seules sont condamnees les discriminations qui repo-

sent uniquement sur la difference de race et qui ne se fondent 
M. Felber, conseiller federal: Le message dont vous discutez sur aucune raison objective. L'article 4 de la convention exige 
a ete adopte par le Conseil federal lß 2 mars 1992. II avait ete en particulier que c~rtains actes soient reprimes par des dis-
annonce par le gouvernement a plusieurs reprises et . la positions penales. Doiventetre declares punissables toute dif-
consultation aupres des cantons et des partis politiques a fusion d'idees racistes, toute incitation a la discrimination ra-
donne des resultats favorables a la ratification de la convention c!ale, tout acte de viole11ce raciste alnsi que toute propagande 
et a la modification necessaire du C0de plnal sJisse. raciste organisee. C'est pourquoi le Conseil federal a propose 
Le fait que cette convention date de presque trente ans d'introduire, dans le Code penal.et dans le Code penal mili-
n'enleve rien, helas, a l'actualite de son sujet Les violences ra- taire, une nouvelle disposition qui rendra desormais punissa-
ciales, comme l'ont releve certains orateurs, en Allemagne en bles certains actes racistes commis publiquer:nent 
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Nous souhaitons que cette convention ait un effet de priwE;!n­
tion generale. C'est ce que l'on appelle la peur du gendarme, 
ici, la peur de la loi. Donc, l'inscription dans le Code penat, 
c'est aussi une mesure de prevention qui peut retenit ceux qui 
seraient tentes par une attitude raciste. 
Je crois qu'il n'est pas necessaire, apres les introductions du 
president de la Commission des affaires juridiques de votre 
conseil et les interventions de plusieurs de vos collegues, de 
revenir sur les definitions qui sont contenues dans les textes 
qua vous avez sous les yeux et que le Conseil• national a, dans 
une !arge mesure, deja acceptees. . 
Venons-en tout simplement aux deux reserves qui soulevent 
sans doute quelques remarques. La premiere conceme l'arti!< 
cle 4 de la convention dont je viens de parler. Le Conseil fede­
ral est bien conscient des problemes delicats qui se posent 
dans ce domaine. Nous aurons la expressement besoin d'une 
jurisprudence judiciaire pour determiner veritablement les li­
mites. II est clair que nous ne pouvons aCCElpter des actes qui 
sont bases sur une ideologie raciste, qui portent ainsi atteinte 
a la dignite des personnes appartenant a des groupes particu­
liers de notre population. Ces personnes doivent etre prote­
gees contre de tels actes. En realite, nous le savons, il n'est 
pas toujours facile de tracer fes limites entre un comportement 
raciste, qui doit etre reprime, et l'expression d'une opirti~ po­
litique, meme si celle-ci est exträme, meme si alle est politique­
ment lnacceptable, sans etre cependant punissable. De plus, 
il faut avouer qu'il serait trop simple et meme dangereux de 
penser que les idees racistes disparaissent si on reprime sim­
plement leur expression en public. Je viens la au-devant des 
preoccupations de M. Morniroli. II y a prevention, m~ punir 
ne suffit pas a eliminer le racisme, c'est clair. · 
Notre systeme democratique est base sur la liberte d'e?(pres­
sion et d'association, ainsi que sur le respect mutual et sur la 
dignite egale de tous les membres de notre societe. C'est l'arti­
cle 4 de la constitution, en particulier. En vue de trouver un 
equilibre entre ces deux interets differents, le Conseil f(lderal 
propose de formuler, et cela ä l'instar d'un certain i,ombre 
d'autres pays de l'Europe occidentale, une reserve a la 
convention qui permet a la liberte d'expression, ä 1a liberte 
d'association de garder dans leur traitement sur Ie plan penal 
f'importance qui leur revient 
La saconde reserve doit permettre a la Suisse de conseryer sa -
liberte d'action dans Je domaine de f'admission des etrangers 
sur le marche du travail. Le message vous expose en detail 
que la pofitique suisse a l'egard des etrangers est fondee sur 
le critere de l'integration. Le systeme des cercles exclut prati­
quement du marche du travail suisse les ressortissants de cer­
taines categories d'Etats, aux valeurs culturelfes differentes, 
parce que ces differences rendent difficife f'integration des 
etrangers dans la societe sulsse. Certes, la politique suisse en 
matiere d'admission d'etrangers ne poursuit pas du tout des 
buts de discrimination raciale, mais il n'est pas exclu qu'elfe 
s'expose au reproche d'avo.ir un effet discriminatoire sur le 
plan de la race. Nous pensons cependant que la non-ouver­
ture du marche du travail ä des groupes complets n'est pas 
une politlque raciste de la part d'un gouvernement . 
Le Conseil federal est conscient du fait que les dispositions 
penales ne suffisent pas ä elfes seules ä prevenir ni la xeno­
phoble ni la discrimination raciale. Comme cela ressort de la 
convention, des mesures positives sont necessaires avant 
tout dans les domaines de f'education et de la culture, a{ln de 
favoriser la comprehension entre les differents groupes de la 
population. A cet egard, la Confederation, les cantons, qui 
sont avant tout competents en la matiere, et les milieux prives 
ont dejä entrepris beaucoup, mais il reste bien s0r encore 
beaucoup de travaif ä faire. · 
Le Conseil federal, de son cote, a f'intention de charger une 
commission extra-parlementaire de le conseifler dans ce do­
maine et de lui proposer des mesures concretes de lutte 
contre la discrimination raciale. Ce que nous souhaitons, c'est 
eviter dans la plus large mesure possible la necessite c;l'appli­
quer des dlsposltions penales que nous vous demandons 
aujourd'hui d'adopter. , 
A titre de mecanlsme international de contröle, la convention a 
institue le Comite pour l'eliminatlon de la discrimination ra-

Ciale. Cetui0 ci est Charge d:'examiner les rapports que les Etats 
parties doivent presenter tous les deux aJ!IS. Ces rapports doi­
vent contenir des informations sur les mesures d'ordre legisla­
tif, administratif ou autres, que les Etats. parties ont prises pour 
donner effet aux dispositions de la convention. Outre ce sys­
teme de rapports etatiques, qui. est obligatoire, la convention 
prevoit un mecanisme facultatif de prainte individuelle. Selon 
cette procedure, le comite peut recevoir et exami111er des com­
munications de personnes privees qui se plaignent d'etre victi­
mes d'une violation d'un droit enonce dans la convention. Le 
comite, et c'est import..ant, n'a pourtant pas la competence de 
decider qu'un Etatpartie a viele la convention; if n'est donc 
pas comparable a la Cour europeenne des droitsde l'homme. 
Le Conseil .federal vous, propose de ne pas encore accepter 
cette procedure individuelle devant le Comite pour l'elimina­
tion de 1a discrimination raciale. Nous jug.eons en effet utile 
d'attendre les premieres experiences que nous terons avec 
.les rapports etatiques que nous etablirons a l'intention de ce 
comlte, comme nous l'avons d'ailleurs fait pour le rnecanisme 
de plaintes individuelles qui est prevu par le pacte relatif aux 
droits civils et polltiques. 
En conclusion, je dirai que l'interdiction de ladiscrimination ra­
ciale n'est pas un concept nouveau pour le droit suisse, 
comme l'a d'ailleurs parfaitement rappele le president de la 
commission. Le principe de l'egalite devant la loi, qui est inscrit 
a l'article 4 alinea premier de notre constitution, interdit deja 
taute discrimination fondee sur 1a race. Ce principe reflete no­
tre conviction que tout etre humain, quelles que soient son ori­
gine ou sa couleur, a le meme droit ä la dignite humaine. Le 
Conseil federal vous recommande des lors de suivre le 
Conseil national et les propositlons de votre commission. 
Permettez-moi encore de remercier, en man nom personnel le 
µresident de la commission, M. Zimmerli, ainsi que les mem­
bres de la commission de l'appui qu'ils nous ont apporte, du 
.travail extremement important qu'ils ont accompli, notamment 
pour discuter le projet B relatif au Code penal de maniere ä 
l'ameliorer et ä le preciser, permettan_t ainsi certainement aux 
tribunaux de pouvoir en faire une application intelligente, inte­
ressante et claire, d'ou decoulera une jurisprudence neces­
saire. Permettez-moi aussi de les remercier de m'avoir appuye 
dans cette täche difficile pour un non-juriste que de discuter 
des modifications du Code penal 

A. · Bundesbeschluss betreffend das Internationale 
Ueberelnkommen zur Beseitigung jeder Form von Ras-
sendiskriminierung . 
A. Arrete federal portant approbatlon de Ja Conventlon 
Internationale sur l'ellminatlon de toutes les formes de dls­
crlmtnatlon raclale 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est deckiee sans Opposition 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und:lngress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschlu~ des Nationalrates 
' ', 

Tltre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Zlmmerll, Berichterstatter: Ich beantrage Ihnen, dass wir die 
Absätze 1 und 3 gemeinsam behandeln und dass ich noch· 
zwei, drei Worte zu den Vorbehalten sage. Ich kann mich kurz 
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B. Schweizerisches Strafgesetzbuch. Militärstrafgesetz 
B. Code penal suisse. Code penal militaire 

fassen, nachdem sich Herr Bundesrat Falber schon geäussert 
hat Dann schlage ich Ihnen vor, den Absatz 4 getrennt zu be• 
handeln, weil ich dort··auch noch eine kleine Anmerkung ma­
chen möchte. ri Beguln: Certains craignent que la formulation assez large 
ZumVorbehaltzuArtikel4: DieserVorbehaltbetrifft-HerrBun- et relativement vague, il est vrai, de la disposition penale de 
desrat Falber hat. es gesagt- die Frage der Grundrechtskon- l'article 261 bis (nouveau) n'ouvre la voie ä des interpretations 
flikte. Ich verweise auf Ziffer 613 der Botschaft Der Kerngelialt extensives, par consequent a une insecurite juridique qui 
der Meinungs- und Informationsfreiheit wird durch die Vorlage pourrait, d'une part, porter atteinte ä la substance meme du 

' des Bundesrates nicht berührt Da sind wir uns einig. Weder grand principe du droit penal, «nullum crimen, nulla poena 
eine sachliche Berichterstattung noch die in einer Demokratie sine lege», et, d'autre part, limiter considerablement la liberte 
notwendige politische Diskussion wird vom neuen Straftatbe- d'opinion. 
stand erfasst Es wird aber im Hinblick auf die Meinungsfreiheit A mon avis, ces craintes sont exagerees. S'il est vrai que le 
nicht möglich sein, alle Anforderungen von Artikel 4 des · texte propose peut apparaitre, du point de vue formet, comme 
Uebereinkommens wortwörtlich im Sinne des Strafrechts zu une-sorte. de corps etranger dans notre Code penal, il faut rele-
verwirklichen. Darauf wurde -mehrmals hingewiesen, und ver que nous avons deja adopre recemment des dispositions 
auch Herr Bundesrat' Falber hat dies betont Die Diskussion . r\ouvelles, contraints par les circonstances et l'evolution de la 
wurde bereits im Anschluss an das Vernehmlassungsverfah- criminalite, qui ne repondaient pas non plus aux criteres clas-
ren intensiv geführt· Gleiches gilt auch für die Vereinsfreiheit siques de l'incrimination penale - je pense en particulier au 
Das Erfordernis, die Mitgliedschaft an rassistischen Organisa- delit d'initie et au blanchiment de l'argent sale. Cela peut 
tionen generell zu pönalisieren, erklärt sich daraus, dass in ei- peut-etre chagriner les puristes, mais ne saurait en aucun cas 
nlgen Vertragsstaaten eine Kontrolle der. Neugründung von effrayer les praticiens. - -
Organisationen besteht Dazu haben wir im schweizerischen En effet, le message du Conseil federal me' para1t fixer ciaire-
Recht keine Handhabe. Artikel 4 des Uebereinkommens ment les limites des etats de fait punissables. Ainsi, la propa-
räumt den Vertragsstaaten ausdrücklich die Möglichkeit ein, gande racist~. au sens !arge, teile qu'elle est visee'aux deux 
bei der strafrechtlichen Erfassung der Rassendiskriminierung premiers paragraphes de l'article 261 bis (nouveau), n'est eri-
auch noch andere grundrechtlic'!;\e Aspekte zu berücl<sichti- gee en infraction que si l'activite incriminee implique une ac-
gen, um die Kollisionsfragen iu beantworten. Das besondere tion methodique et ciblee dont le but est l'abaissement et la 
Gewicht, das def-Meinungs- und Vereinsfreiheit in einerwestli- calomnie systematiques. Une «manifestation de mauvaise hu-
chen Demokratie im allgemeinen und im direktdemokrati- meur», comme dit le message a la page 43, voire meme une 
sehen schweizerischen System im besonderen zukommt, constatation objective denuee de taute connotation ideologi-
rechtfertigt dies. Es ist deshalb nötig, dass wir insoweit einen que, devrait echapper aux foudres de la loi. Ce texte ne per-
Vorbehalt anbringen, wie das- auch Herr Bundesrat Falber mettrait .sans doute pas d'inculper celui qui, reprenant la 
hat darauf hingewiesen..:... (n anderen westeuropäischen Staa- phrase celebre du general de Gaulle lors. de l'une de ses 
ten auch erfolgt ist Das ist also nicht originell. conferences de presse, dirait: «Israel, peuple· dominateur et 
Dieser Vorbehalt ist unbestritten geblieben. Ich beantrage Zu- sür de lui», parce qu'H n'y a dans·.ce constat aucun indice per-
stimmung. , mettant d'imputer ä l'auteur une volonte d'abaisser ou de ca-
Zum zweiten Vorbehalt: Herr Bundesrat Falber hat mit Recht lomnier. L'element constitutif de l'action methodique et ciblee, 
darauf hingewiesen, dass dieser Vorbehalt das sogenannte comme le stipule le message, ferait defaut 
Dreikreisemodell betrifft Das ist nach dem Abkomme!") zuläs- En outre, il appartiendra au Tribunal federal, en se fondant sur 
sig und sachlich zurzeit nötig. Auch hier haben wir eine Dis- les methodes classiques d'interpretation, de preciser les 
kussiorrgeführt contours de certaines notions juridiques et de circonscrire les 
Ich beantrage auch hier namens der einstimmigen Kommis- faits puni~sables, comme il le fait en d'autres· matieres. II suffrt 
sion Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates: Dieser pour s'en convaincre de consulter l'abondante jurisprudence 

· Vorbehalt kann im übrigen zurückgezogen werden, wenn er consacree par exemple a la notion d'astuce, element constitu-
gegenstandslos geworden ist Das sagt Absatz 3. tif de l'escroquerie, au faux titre que constitue ou non. selon les · 
Zur Streichung von Absatz 4: Herr Bundesrat Falber hat darauf cas la fa~ture antidatee, ou encore a la notion de l'honneur pe-
hingewiesen, dass es hier um die «Kompetenz des Aussch4s- nalement protegee dans la diffamation ou la calomnie. 
ses zur Entgegennahme und Erörterung individueller Mittel- Ces difficultes, en realite, sont le pain quotidien des penalistes. 
lungen» geht Hier können wir gegebenenfalls später nachzie- Et si l'on peut admettre que ce delit de mise en danger abs-
hen. Ich verweise auf Artikel 14 des Uebereinkommens. Der traite donneraUeu adesquerelles juridiques, cela me paraitde 
Unterschied zwischen cier bundesrätlichen Botschaft und peu de poids au regard de l'imperieuse necessite, pour notre 
dem Beschluss des Nationalrats liegt darin, dass der Bundes- societe, non seulement d'affirmer les valeurs qui la fondent, 
rat der Meinung war, es habe eine solche Erklärung aus politi- mais de manifester concretement, par le biais du droit penal 
sehen Gründen auf dem ordentlichen Weg der Gesetzgebung notamment, notre volonte de lutter contre des demons dont 
zu erfolgen, d. h:, es sei dafür eine Botschaft an das Parlament nous savons qu'ils sont toujours. prets a relever la tete, notre 
nötig. Der Bundesrat hat sjct, in unserer Kommission mit-der valonte de manifester'notre s.olidarite sur le plan international. 
Streichung einverstanden erklärt Sachlich besteht kein Unter- Et c'est la, evidemment, une.question politique comme l'a re-
schied. Es ist eine politische Frage. leve ä juste titre M. Zimmerli, president de la commission, taut 
Ich be~trage Ihnen, dem Nationalratzuzustfmmen. al'heure. ' , 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission · 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Mopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 32Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

C'est dans cet esprit que je vous invite a entrer en matiere. 

On. Salvlonl: Ci sono dei metodi per praticare il razzismo ehe 
sfuggono certamente alla norma di legge penale ehe ci appre­
stiamo a votare. E questi sistemi sono purtroppo regolarmente 
sfruttati da organizzazioni politiche ehe sull'odio versa il di­
verso, sull'odio verso lo straniero, hanno costruito e costrui­
scono le loro fortune. 
Ho preso nota con piacere ehe il rappresentante della Lega in 
quest13 sede ha votato l'ehtrata in materia ed ha sostenuto l'ar­
ticolo di legge. Tuttavia vorrei ricordare ehe i rappresentanti 
dello stesso partito al Consiglio riazior\ale hanno violent~ 
mente attaccato questo articolo di legge e har.no v!olente­
mente attaccato la proposta del Consiglio federale di aderire 
_alla Convenzione. 
Ora, per un motivo di chiarezza, io vorrei sapere qual'e la posi-
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zione di questo partito, perche finora tanto i cosiddetti Demo­
cratici svizzeri quanto la Lega si sono soprattutto aw_a.lsi di 
questo sentimento popolare contro lo straniero, contro il di­
verse, alimentandolo e cercando di trame dei frutti politici. 
Purtroppo, la persona in questione e assente. La domanda 
quanto meno restera nei verbali. · ' 

M. Felber, conseiller federal: L'essentiel a ete dit par M. Be­
guin qui, en qualitede praticien du droit, aremarquelecar~ctere 
un peu general de la disposition, mais qu'il a mis en parallele 
avec d'autres dispositions de notre Code penal sur l'honneur, 
sur l'astuce, sur les faux dans les titres, etc., qui permette~t en 
effet au)( praticien~ d'appliquer de semblables dispoSitions. 
Je remercie M. Beguin d'avoir ainsi appuye les propositions 
qui ont ete faites par le Conseil federal, modifiees quelq~ peu 
par la comrriission, et que nous acceptons. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Detailberatung - Discussion par articles 

Art. 1 Art. 261 bis 
Antrag der Kommission 
Einleitung 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abschnitt1 
.... ihrer Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass oder .... 
Abschnitt2 
.... einer Rasse, Ethnie oder Religion gerichtet sir,d; 
Abschnitt3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abschnitt4 
...• ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in ihrer Menschenwürde 

Abschnitt5 
Mehrheit 
wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Atlg~ein­
heit bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Perso­
nen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion verweigert, 
Minderheit 
(Schmid Carlo, Küchler, Meier Josi, Zlegler Oswald) 
wer eine von ihm der Allgemeinheit angebotene Leistung einer 
Person .... 

Abschnitt6 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Küchler 
Abschnitt4 
.... ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in einer gegen die Men­
schenwürde verstossenden Weise erniedrigt oder dis~rimi­
niert oder aus einem dieser Gründe .... 

Art. 1 art. 261 bis 
Proposition de Ja commisslon 
lntroduction 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Paragraphes 1, 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
(La modiflcation ne concerne que le texte allemand) 
Paragraphe 2 ' 
.... d'une race, d'une ethnie ou d'une religion; 
Paragraphs 3 
Adherer ä la decision du Conseil national . 

Paragraphe 5 
Ma/orite 
celui qui aura refuse a une parsonne ou a un groupe de per• 
sonnes, an ralson de leur appartenance raclale, ethnique ou 
religieuse, une p;estai;on destinee a l'usage du public, , 
Minorite 
(Schmid Carlo, Küchler, Meier Josi, Zlegler Oswald) 
.... une prestation offerte au public, 
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Paragraphe 6 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Küch/er 
Paragraphs 4 
.... ou de toute a4tre maniere, humifie ou discrimine d'une 
faQon qui porte atteinte a la dignite humaine une personne ou 
un groupe de personnes an raison de leur race, de leur appar­
tenance ethriique ou de leur religion ou qui, pour la meme rai­
son, niera, minimisera grossierement ou cherchera a justifier , 
le genocide ou d'autres crimes contre l'humanite, .... 

Einleitung, Abschnitte 1-3 - lntroduction, paragraphes 1-3 

Zlmmerll, Berichterstatter: Angesichts des Eintretensvotums 
von Herrn Kollege und Staatsanwalt Beguin kann ich mich hier 
sehr kurz halten. Es geht in den Abschnitten 1 bis 3 darum, die 
staatsvertraglichen Verpflichtungen im Bereiche des Straf­
rechtes umzusetzen. Was verlangt die Konvention? 
1. Dass· die Verbr~itung von Ideen über die Minderwertigkeit 
gewisser Rassen pönalisiert wird. 
2. Dass das Aufreizen zur Rassendiskriminierung als strafbar 
erklärt wird. 
3. Dass Unterstützungsmassnahmen bei rassendiskriminato­
rischen Aktionen bestraft werden. 
4. Dass die Signatarstaaten bei öffentlich angebotenen Lei­
stungen Diskriminierungen aufgrund der Rassenzugehörig-
keit verhindern. · 
Ihre Kommission hat sich einlässlich mit dem bundesrätlichen 
Konzept auseinandergesetzt Es wurden mehrmals Zweifel 
geäussert, ob der Artikel einen hinreichenden Bestimmtheits­
grad im Sinne unserer strafrechtlichen Rechtstradition auf-

' weise. Vorab aus politischen Gründen, und weil sich keine 
taugliche Alternative anbot, stimn'lte die Kommission dem 
Konzept zu. Es ist für uns ausgesprochen beruhigend, aus 
dem Munde von Herrn Staatsanwalt 13eguin gehört zu haben, 
dass diese Norm durchaus praktikabel ist, wenn man nur will. 
Auch die Strafrechtler sind sich gewohnt, mit unbestimmten 
Gesetzesbegriffen,umzugehen, und es ist mit Recht mehrmals 
betont worden, dass diese Stra~timmung auch eine emi­
nent generalpräventive Bedeutung hat Das kommt nun in den 
Abschnitten 1 biS 3 zum Ausdruck. Darin geht es um die Be­
kämpfung der Rassenhetze in den verschiedenen denkbaren 
Formen. 
In Abschnitt 1 wird das einfache Aufrufen zur Rassenhetze als 
strafbar erklärt In Abschnitt 2 beschäftigt man sich mit einer 
subtileren Form der Aufhetze, die mit vermehrtem gedankli­
chem Aufwand verbunden ist, und Abschnitt 3 beschäftigt sich 
mit Aktionen, die gleichsam auf einem höheren organisatori­
schen Standard erfolgen, die also·systematlsch geplant wer­
den und deshalb möglicherweise auch wirksamer sind als das 
einfache Aufhetzen einer Einzelperson. Alle drei Abschnitte 
haben aber nur das öffentliche Aufhetzen zum Ziel. Es geht um 
Aufrufe, die sich an eine unbestimmte Zahl von Personen 
richten. 
Die Kommission hat sich nach kurzer Diskussion hinter dieses 
Konzept gestellt und den drei ersten Abschnitten zugestimmt, 
allerdings mit der Umstellung der Begriffe «Ethnie» und «Reli­
gion», wie im übrigen auch In der französischsprachigen Vor­
lage, einerseits aus Gründen der Symmetrie und anderseits, 
weil wir gefunden haben, es sei auch sachlich richtig. Der Bun­
desrat hat sich dieser Umstellung angeschlossen. 
So weit mein Kommentar zu den ersten drei Abschnitten. loh 
bitte um Zustimmung. · 

Angenommen-Adopte 

Abschnitt 4 - Paragraphe 4 

Zimmerll, Berichterstatter: Hier geht es um eigentliche An­
griffe aufgrund rassendiskriminatorischer Motive. Die straf­
rechtliche Erwähnung der Menschenwürde ist mit Blick auf 
den erforderlichen Bestimmtheitsgrad einer Strafnorm nicht 
unproblematisch. 
Allerdings wären direkte rassendiskriminatorische Handlun-
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gen nicht mehr erfasst, wenn man einfach auf die Erwähnung 
de~ Menschenwürde verzichten würde. Abschnitt 4 ist mit an­
deren Worten eine Art Auffangtatbestand für schwere Fälle, ist 
anspruchsvoll in der Handhabung, kann abervom Konzept 
her kaum anders gefasst werden als so, wie es der Nationalrat 
auf Empfehlung eines beigezogenen Experten, Herrn Prof. 
Karl Ludwig Kunz, getan hat Die Kommission hat sich davon 
überzeugen können, dass der Sacne nach kein Unterschied 
zum Konzept des Bundesrates besteht Im übrigen wurden 
auch hier die Begriffe «Ethnie» und «Religion» umgestellt 
Nun hat Herr Küchler einen Antrag gestellt, welcher der Kom­
mission. nicht vorgelegen hat Ich kann mich deshalb auch 
nicht im Namen der Kommission äussem, möc_hte das aber 
zur Beschleunigung des Verfahrens im eigenen Namen -so­
gleich tun: Herr Küchler hat durchaus die Idee aufgenommen, 
die bei uns unbestritten war, nämlich die Menschenwürde so 
zu erwähnen, dass sie strafrechtlich möglichs.t gut handhab­
bar ist Was Sie im Antrag Küchler sehen, ist in diesem Sinne 
nur eine Präzisierung, aber wenn ich Herrn Küchlerrichtig ver­
standen habe, in keiner Art und Weise eine grundlegende Aen­
derung des Konzeptes. , 
Persönlich könnte ich mich mit dieser Präzisierung durchaus 
einverstanden erklären. Wir schaffen damit eine Differenz, die -
meines Erachtens sachlich ohnehin nötig ist, auch wegen 'Ab­
schnitt 5, über den wir noch sprechen. Wenn sich hier noch ir­
gendwelche Schwierigkeiten ergeben sollten, können sie 
ohne weiteres im anderen Rat bereinigt werden .. 
Persönlich beantrage ich Ihnen, dem Antrfig Küchler zuzu­
stimmen. · ' , 

Küchler: In Uebereinstimmung mit dem Kommissionspräsi­
demten bin natürlich auch ich grundsätzlich damit einverstan­
den, · dass delr Rassenhetze und den direkten feindseligen · 
Handlungen gegenüber Fremden unter anderem auch mit 
strafrechtlichen Mitteln Einhalt geboten wird. Aber bei der Kon­
zipierung einer Strafnorm müssen wir darauf achten, ·dass 
diese nicht ausufert oder dass diese jede abschätzige oder -
spöttische Bemerkung oder jeden Witz über die Angehörigen 
einer bestimmten Gruppe als strafbar erklärt Eine solche Ge­
setzgebung geriete meines Erachtens -nicht nur in eine heikle , 
Spannungslage zur Meinungsäusserungsfreiheit, sie würde 
schliesslich auch der Sache selbst einen schlechten Dienst er­
weisen, denn gerade in der heutigen Zeit besteht ja im Volke 
ein gewisses Bedürfnis, sich zu definieren, sich abzugrenzen. 
Bei dieser Abgrenzung kann es aber durchaus zu Aussprü­
chen und Handlungen gegenübar Fremden kommen, die wir 
zwar nicht billigen, hinter denen aber nicht eigentlich böse Ab­
sicht oder verwerfliche Gesinnung steckt Es muss also ver­
mieden werden, dass bereits solche Handlungen für strafbar 
erklärt werden und als Offizialdelikte zur Eröffnung eines Straf­
verfahrens führen. Eine solche Gesetzgebung würde in unse­
rer Bevölkerung auf wenig Verständnis stossen. Entspre­
chende Urteile könnten fremdenfeindliche Stimmungen eher 
noch anheizen und dem Klima der Toleranz letztlich abträglich 
~n , 
In diesem Sinne scheint mir der Abschnitt 4 von Artikel 261 bis 
(neu) StGB noch Schwachstellen aufzuweisen. Er ist in seinen 
Konturen irgendwie unscharf und geht tendenziell zu weit 
Deshalb dürfte er den Richter vor schwierige Interpretations­
fragen stellen. Das ist nicht nur unter rechtsstaatlichen Gas 
sichtspunkten unbefriedigend, sondern meines Erachtens 
wäre es auch politisch nicht klug. 

· Wenn Sie den Antrag lesen, mag der Unterschied zum Vor­
schlag des Nationalrates und der Kommission des Ständera­
tes auf den ersten Blick nicht allzu gross erscheinen. Statt von 
«in ihrer Menschenwürde angreift» zu sprechen, wird in mei­
nem Antrag von «in einer gegen die Menschenwürde versto!l­
senden Weise erniedrigt oder diskriminiert» gesprochen. 
Ich meine, dass der Tatbestand mit dieser Neuumschreibung 
der Tathandlung im Vergleich zu den bisherigen Vorschlägen 
einiges präziser gefasst werden kann. Die Tathandlungen «Er­
niedrigen» und «Diskriminieren» stehen in einem engen Zu­
sammenhang. Unter «Erniedrigen,, im Sinne meines Vorschla­
ges fällt also nicht jegliche Llnbedach_te Handlung oder Aeus­
serung, wie zum Beispiel «die Italiener sind alles faule Kerle,, 
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oder dergleichen, was selbstverständlich nicht stimmt «Er­
niedrigen» heisst in di®em Kontext vielmehr, dass ein 
Mensch oder eine Gruppe vom Täter in einer konkreten Situa­
tion gezielt blossgestellt, gekränkt oder diffamiert wird. Bei der 

, Diskriminierung handelt es sich, wie ja schon im' ersten Ab-
, schnitt erwähnt, um ßine stossende Benachteiligung, die 
sachlich in keiner Weise gerechtfertigt werden kann. -Es geht 
mir also bei Abschnitt 4, mit dem wir übrigens, Neuland be­
schreiten und der als Offizialdelikt ausgestaltet ist, darum, un­
ter allen Umständen zu vermeiden, dass künftig eine Hetzjagd' 
in unserem Land, eine Jagd nach unbescholtenen Bürgern 
stattfindet, denen eine unbedachte Aeusserung über die Lip­
pen gekommen ist Es geht mir also auch um die Praktikabilität , 
von Abschnitt 4. - ,- , 
Bestraft wird demnach im Sinne der neuen Bestimmung zum 
Beispiel, wer als Vorgesetzter im Militär einem Juder:i ganz ge­
nerell die Möglichkeit abspricht, ein ordentlicher Soldat oder 
ein pflichtbewusster Bürger die,ses Landes zu sein. Eine Er­
niedrigung fände statt, wenn jemandem in der Oeffentlichkeit 
das Recht auf Leben odE!r ein anderes Menschenrecht abge­
sprochen würde, etw!=l mit dem Anwurf, ,,Dich und die deinen 
sollte man vollständig ausrotten.» 
Und eine Diskriminierung läge beispielsweise vor, wenn Ange­
hörigen einer Rasse generell verboten würde, sich zu versam­
meln. Nicht unter die Bestimmung fallen würden hingegen 
bloss leichtfertige, spöttische und witzig sein wollende Aeus­
serungen, die nicht darauf ausgerichtet sind, jemanden erhst­
lich zu kränken oder zu verletzen. In dieser Hinsicht muss ja 
jede Volksgruppe eine gewisse Meinungsäusserungsfreiheit 
beanspruchery dürfen. Solche Bemerkungen sollen also straf­
los bleiben, wollen wir nicht plötzlich von einem Extrem ins an­
dere fallen, das heisst von der bisherigen Straflosigkeit in eine 
relevante Einschränkung der Meinungsfreiheit 
Ich glaube, die Wichtigkeit, die Tragweite dieser Bestimmung, 
rechtfertigt es, dass wir eine Differenz'zum Nationalrat schaf­
fen, wie dies der Herr Kommissionspräsident gesagt hat, da­
mit dieser Absatz nochmals in aller Ruhe und in seiner ganzen 
Tragweite ausgeleuchtet werden kann. 
Ich möchte Sie aus diesen Gründen ersuchen, meinem Aen-
derungsantrag zuzustimmen. , · 

M. Petltpierre: Je ne vais pas me battre contre cette proposi­
tion. J'aimerais faire deux choses: en montrer las limites _:. j'ai 
l'impression qu'elle ne resout pas vraiment las problemes- et 
faire une proposition de vocabulaire, donc un sous-amende­
, ment- si vous le permettez, Monsieur Küchler. 
En ce qui concerne toüt d'abord las lirhites, ce n'est pas en 
ajoutant des notions comme «humilie» ou «discrimine» qu'on 
change la nature des choses. Si quelqu'un est hypersuscep­
tible, II va se sentir humilie et discrimine dejäpar une plaisan­
terie. J'ai donc peur qu'au fond nous nous lancions dans un 
raisonnement circulaire. On a l'air d'ajouter des conditions, 
mais en realite, on n'ajoute rien du tout, parce qu'une plai• 
santerie pour des gens, encore une fois, hypersusceptibles, 
est humiliante et discriminante. Donc, on tou~ne en rond. Si 
cela peut faciliter les choses, je ne m'oppose pas, mais 
j'aimerais qu'au moins,, en frangais, cette humiliation soit 
remplacee par l'abaissement, qu'on reprenne en allemanp 
l'idee de «Herabsetzung» pour «Erniedrigun'g», parce qua si 
l'on veut simplifie(une dispositiori penate, on n'ajoute pas 
un concept nouveau. On essaie de s'en tenir au concept 'qua 
l'on.a deja. Au debut de cet articte, au deuxieme paragraphe, 
on a·«une ideologie visant ä abaisser» - «herabsetzen» - et 
je n'aimerais pas qua l'on y ajoute «humilier», parce-que l'on 
va se demander quelle est la difference entre «abaisser» et 
«humiller». Y a-t-il vraiment une difference? Je pense qu'il n'y 
en a pas; je souhaite qu'il n'y en ait pas. Je souhaite qua,, 
seien votre idee, Monsieur Küchler, on simplifie autant que 
possible cette norme. ,' 
Je ne-vais donc pas combattre la proposition Küchler, mais je 
voudrais avoir dit qua la dignite humaine doit supporter la plai­
santerie. Qua l'on ajoute des mots ou non, la dignite h1_1maine 
doit supporter la plaisanterie. C'est,cela, me semble-t-il, qu'il 
taut retenir. Si l'on introduit votre notion, alors que ce soit la 
l'}0tion qui fi~ure deja au deuxieme paragraphe. 
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•. M. Felber, conseiller tederal: Au nom du Conseil federaj, je 
peux dire que j'adopte la meme attitude que celle de M. Petlt­
pierre, avec les memes reserves que le president de la com­
rnission, M. Zimmerli. 
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En falt, on peut accepter cette precision dans le texte. II n'y a 
qu'une nuance --'- j'ai consulte bien sür les juristes de Ia co_u­
ronne - qui est quand meme assez importante. En fait, Ia di- . 
gnite humaine, teile qu'efle figure dans le texte qui vous est 
propose par Ia oommission et qui etait ä l'origine dans le texte 
du Conseil federal, devient un bien juridique protege, au titre 
juridique, alors que la on ajoute toute espece de circons\an­
ces, et c'est en fait une fori'nulation plus substantielle, mais on 
perd ce concept plus global de dignite humaine, puisqu'on y 
ajoute encore des cas particuliers, des regles particulieres,. 
Mais sur Ie tond, Monsieur Küchler, nous pouvons acoepter 
votre proposition. Peut-etre que le remplacement de «tn.imi­
lier» par «abaisser», pour avoir une analogie avec le deuxieme 
paragraphe, serait le bienvenu. · 

Präsident: Wir haben also zu Abschnitt 4 den Antrag von 
Herrn Küchler und den Abänderungsantrag von Herrn Petit­
pierre. 
Ich möchte Herrn Küchler tragen, ob er dem Abänderungsan­
trag von Herrn Petitpierre zustimmt 

. Küchler: Ich stimme dem Abänderungsantrag von Herm Pe­
titpierre zu. Es geht mir ja darum, dass wir auf jeden Fall eine 
Differenz ~chaffen, damit _der Nationalrat nochmals das·ijanze 
Thema ausleuchten kann. 

Präsident: Somit würde in Ihrem Antrag «erniedrigt» durch 
«herabsetzt» ersetzt In der französischen Fassung stünde 
«abaisse» statt «humilie». -

Zlmmerli, Berichterstatter: Ich möchte die· Diskussion nicht 
verlängern. Aber in der deutschen Sprache ist das Problem 
viel weniger dringlich als in der französischen Sprache. Ich 
möchte einfach den Vorbehalt machen, dass die Redaktions­
kommission noch prüft, ob man im Abschnitt 4 im Zusammen-

. hang mit Menschenwürde tatsächlich auch von «Herab­
setzung» sprechen kann. In der Sache sind wir uns vpllständig 
einig. 

Präsident: Ich glaube auch, dass man mit der Uebersetzung 
von «erniedrigen» durch «humilier» etwas zu weit geht Man 
könnte deutsch vielleicht «demütigen» sagen. Wir können das 
aber der Redaktionskommission überlassen. Für die Abstim­
mung gilt aber in der französischen Fassung die Version von 
Herrn Petitpierre. 

Abstimmung-Vota 
Für den modifizierten Antrag Küchler 
Für den Ant_rag der Kommission 

Abschnitt 5-Paragraphe 5 

21 Stimmen 
6Stimmen 

Zimmern, Berichterstatter: Nach der Konvention darf nieman­
dem aufgrund seiner Rasse, Ethnie oder Religion das Recht 
auf Zugang zu einem Ort oder Dienst, der für die Oeffentlich­
keit vorgesehen Ist, verweigert werden. 
Der Bundesrat hat in Abschnitt 5 eine entsprechende. Straf­
norm formuliert Er hat ausgeführt, eine öffentlich angebotene 
Leistung dürfe nicht aufgrund der Rasse verweigert werden. 
Das hat im Nationalrat Anlass zu Diskussionen gegeben. Man 
befürchtete, dass sich ein Arbeitgeber oder ein Vermieter straf­
bar machen würde, wenn er aufgrund eines gewöhnlichen 
Stelleninserates oder einer Wohnungsausschreibung jeman­
den wegen seiner Rassenzugehörigkeit nicht einstellt oder ihn 
nicht als Mieter berücksichtigt Deshalb wählte man nach län­
gerer Diskussion im Nationalrat eine beispielhafte Aufzählung 
der vom Gesetzgeber in erster Linie anvisierten Sachverhalte. 
Ich verweise auf die Fahne .. 
Auf Wunsch der deutschsprachigen Redaktionskommission 
hat sich aber das Bundesamt für Justiz nochmals mit der 
Frage befasst und der Kommission eine Lösung vorge~chla-
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gen, welche die erwähnten Angebote hier ausnimmt - also 
Vermietung, Stelleninserate-, anderseits den Anforderungen 
der Konvention trotzdem entspricht 
Stelleninserate richten sich an individualisierte Personen und 
nicht an die Oeffentllchkeit als solche, ähnliches gilt für Woh­
nungsinserate. Dort aber, wo man sich an die Allgemeinheit 
als Kunden richtet, darf keine Diskriminierung - auch nicht im 
Ansatz - toleriert werden. Die Abgrenzungen sind aber natur­
gemäss äusserst heikel, wie sich im Verlaufe der intensiven 
Kommissionsberatungen gezeigt hat Es standen sich 
schliesslich zwei Formulierungen gegenüber: «Leistung, die 
für die Allgemeinheit bestimmt ist», und die Formulierung «der 
Allgemeinheit angebotene Leistung». 
Die erste Variante, es ist der Vorschlag der Verwaltung, ob­
siegte zunächst mit meinem Stichentscheid gegenüber der 
Formulierung von Herrn Kollege Schmid Carlö. Ich nehme an, 
Herr Schmid wird die Minderheitsmeinung hier noch be­
gründen. 
Die Unterschiede sind nicht gross, die Uebergänge sind alle­
mal fliessend, weil die strafrechtliche Normierung in diesem 
Zusammenhang unbestreitbar heikel ist Es ist denkbar, dass 
beide Formulierungen an sich noch verbesserungsfähig sind. 
Aber ich mache Sie darauf aufmerksam, dass die französisch­
sprachige Formulierung der Mehrheit wörtlich der Konvention 
entspricht; das ist sicher ein Vorteil. Gleiches lässt sich leider 
von der deutschen Fassung in der Lesart der Minderheit nicht 
sagen. Das mag eine kleine Inkonvenienz sein, aber auch die 
Meinung der ~ehrheit deckt sich sprachlich nicht hundertpro­
zentig mit der Konvention. Das sind die Schwierigkeiten der 
Umsetzung solcher Akte internationalen Rechts in unser Lan­
desrecht 
Wichtig scheint mir aber, dass eine Differenz zum Nationalrat 
geschaffen wird, weil die Lösung des Nationalrates mit dieser 
Aufzählung in der Tat nicht befriedigt Klar ist auch, dass man 
nur von «Leistungen» und nicht etwa von «Dienstleistungen» 
sprechen sollte, weil der Begriff Dierrstleistuhg nach unserem 
Obligationenrecht hier zu eng ist Das wurde in der Kommis­
sion mit Recht betont 
Schliesslich beschloss die Kommission, dass man im deut­
schen Text nicht von «Oeffentlichkeit», sondern von «Allge­
meinheit» sprechen soll. Sie finden in der Mehrheitsfassung 
wie in der Minderheitsfassung den Begriff «Allgemeinheit». 
Das ist die Ausgangslage für die Diskussion zu Abschnitt 5. 
Ich beantrage Ihnen namens der schwachen Mehrheit Zustim­
mung zur Mehrheit 

Schmid Carlo, Sprecher der Minderheit: Es geht hier wirklich 
nicht um eine fundamentale Differenz zwischen der Mehrheit 
und der Minderheit, sondern um die Möglichkeit, im' Rahmen 
des Plenums offene Fragen zu klären und gegebenenfalls 
eine Differenz zu schaffen, damit diese Frage im Nationalrat 
nochmals überprüft wird. 
Sie sehen, dass es hier um Angebote geht, die mit der Oeffent­
lichkeit oder mit der Allgemeinheit zu tun haben. Wir sind in der 
Mehrheit und in der Minderheit gemeinsam der Auffassung, 
dass es sich um öffentliche Angebote handeln muss-also um 
Angebote, die der Oeffentlichkeit zugänglich sind, die veröf­
fentlichtwerden, sei es dadurch, dass ein Tea-Room, ein Thea­
ter usw. besteht-, darüber besteht keine Differenz. 
Die Differenz besteht darin, ob das.Leistungsangebot für-wie 
es die Mehrheit sagt - die Allgemeinheit bestimmt ist oder ob 
diese'Leistung-wie es die Minderheit will-von einer Person, 
einer Körperschaft oder einer Anstalt der Allgemeinheit ange­
boten wird. 
Worin liegt die Differenz zwischen diesen beiden Meinung~n? 
Für die Minderheit ist nicht klar, welche Leistungen als «für die 
Allgemeinheit bestimmt» definiert werden können. Wer legt 
fest, welche Leistungen für die Allgemeinheit bestimmt sind? 
Von diesem Tatbestandsmerkmal hängt es dann nämlich ab, 
ob eine Diskriminierung strafbar ist oder nicht Betrachten wir 
das einmal im konkreten Fall. Ein Restaurateur bedient in sei­
nem Restaurant, in ~einen: Hotel, in seinem Tea-Room einen 
Bürger eines anderen Staates aus diskriminatorischen Grün­
den nicht: Wenn die Führung eines Restaurants das Angebot 
einer Leistung darstellt, die für die Allgemeinheit bestimmt ist, 
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i.st das gemäss Fassung der Mehrheit ein Straftatbestand; 
wenn es nictit eine solche. Leistung ist, wäre das kein Straftat­
bestand 
Wonach kann sich das überhaupt bestimmen? Wohl zum Bei­
spiel aufgrund•.des kanto.nalen Gastwirtschaftsrechts. Wenn 
das Gastwirtschaftsrecht des Kantons den Wirt verpflichtet, je­
dermann zu bewirten, dann ist d{ese Leistung für die Allge­
meinheit bestimmt Was aber, wenn das kantonale Gastwirt­
schaftsrecht hier schweigt oder ausdrücklich zulässt, dass der 
Wirt nach Belieben wirtet?· Dann wäre in diesem Tatbestand 
· eine Strafbarkeit unter Umständen nicht gegeben. 
Ist es erträglich, dass wir ein Gesetz machen, das in· einem 
doch vom ethischen Gesichtspunkt sehr zentralen Punkt den 
Kantonen hier eine bestimmte Freiheit gibt oder nicht? Diese 
Frage, welche Leistung denn für die Allgemeinheit bestimmt 
ist und wer diese Bestimmung vornimmt, ist unseres Erach­
tens im Bereiche dessen, was die Mehrheit beschliesst, offen. 
Wir wollten mit unserem Minderheitsantrag diese offene Frage 

· aufzeigen und zuhanden des Richters diskutiert wissen. Un­
sere Lösung versucht, die offene Frage dahin gehend zu be­
antworten: Wer eine Leistung öffentlich anbietet - ob gesetz­
lich geboten oder ni.cht -, darf im Einzelfall nicht diskriminie­
ren. Er darf das nicht tun. Das wäre unsere Konzeption. 
Es bleibt nun allerdings eine Frage offen - und zwar meines 
Erachtens in beiden Fassungen -, nämlich jene, ob diskrimi­
nierende Einschränkungen im öffentlichen Angebot unter Ab­
schnitt 5 fallen. 
Ich bringe Ihnen ein Beispiel: Eine Einschränkung des öffentli­
chen Angebots oder eines Angebots, das an die Allgemeinheit 
gerichtet ist, bestünde darin, wenn Sie an die Tür zu. Ihrem 
Tea-Room einen Zettel aufhängten:_ «Kein Zutritt für 
Schwa~e»; dann würden Sie nämlich . die Allgemeinheit 
ausschliessen und · sich auf ein bestimmtes Segment .be­
schränken. 
Hier wäre auch Klarheit wünschbar, dass eine solche Veran- · 
staltung nicht unter!. Abschnitt 5 fällt, sondern unter Ab­
schnitt 4. Dann hätten wir in diesem Bereich zwischen der 

, Mehrheit und der·Minderheit keine Differenzen, sondern es. 
bliebe nur die Differenz bei jenem Bereich, wo im konkreten 
Einzelfall aufgrund der Rasse eine Bedienung in einem öffent­
lichen Angebot diskriminatorisch verweigert wird. 
Ich bin mir durchaus im klaren darüber, dass hier Subtilitäten 
besprochen werden. Aber es scheint mir, in Strafartikeln soll­
ten wir auch diese Subtilitäten gründlich prüfen. Mit unserer 
Lösung sind wit unseres Erachtens etwas schärfer in der Defi­
nition. Wir begeben uns nicht auf ein Feld, wo dritte Regelun- · 
gen notwendig sind, um diese Frage zu entscheiden. 
Unsere Lösung ist daher klarer, wie uns scheint Wir bitten Sie 
daher, der Mindßrheit zuzustimmen. 

M. Petltpierre: Cette discussion est vraiment du plus haut in~ 
teret sur le fond, en ce sens que le probleme souleve par 
M. Schmid Carlo est vraiment capital si l'on veut, au fand, ou­
vrir l'etat de fait penal punissable ou non. 
On a deja falt tomber -vous l'aurez vu - la reference a l'exer­
cice de l'activlte professionnelle, qui etait 1,1ne restriction. On 
ouvre donc, puisqu'on enleve une restriction, le champ d'ap­
plication de la norme. Si on va dans le sens de ce que dit 
M. Schmid, on en arrive a pouvoir poursuivre des gens qui 
passent par une offre au public, mais dans des relations qui 
sont d'ordre purement prive. Je me demande alors si la re­
ponse ne doit pas se concentrer sur la technique du droit pe-· 
nal dont M. Küchler parlait taut a l'heure et dont j'al parle taut 
au debut en disant qu'il nous faut en droit penal des etats de 
fait, des« Tatbestände», aussi bien delimites que possible pour 
eviter de violer le principe de la legalite de la repression pe­
nale. L'interet d'avoir une norme un peu plus etroite, mais 
mieux definie, c'est de'respecter le princlpe ~e la legalite pe­
nale et c'est l'occasion '.d'avoir des etats de fait saisissables 
sans contestation. · ' 
Dans l'optique q~i etait celle de M. Küchler taut a l'heure, il 
vous faud, ait plutöt suivre la majorite, parce que meme si on 
abandonne-je suis d'accord avec M. Schmid sur ce point- la 
repression .de certains comportements, au moins ceux que 
l'on retient, on les saisit relativement bien a travers des com-

portements exterieurs. Je souhaiterais vraiment que l'on s'en 
tienne la au texte de la majorite, puisque, comme M. Zimmerli, 
president de la commission, le disait taut a !'heure, dans la 
convention en franQais on a la meme expressron. Alors de nou­
veau, Je souci d'utiliser tous les points d'accrochage que l'on 
a, qui scint communs, qµi donnent des notions relativement 
claires et un vocabulaire aussi stable que possible dans taut le 
systeme, ne peut que servir l'application de cette loi. 
Je vous prie donc instamment de suivre la majorite sur ce 
point 

Schmid Carlo, Sprecher der Minderheit: Dart'ich Herrn Petit­
pierre oder einen Vertreter der Mehrheit ersuchen, mir klar zu 
sagen, welches die Definition der für die Allgemeinheit be­
stimmten Leistung .ist Wer definiert das? Oder gibt es eine ge­
nerelle Definition? Ich begrüsse jede Bestrebung, Herr Petit­
pierre, wirklich eine klare·Norm festzulegen, aber diese Frage 
müsste man uns beantworten. 

'Zlmmerli, Berichterstatter: Ich kann Herrn Kollege Schmid 
Carlo nun nicht eine erschöpfende Aufzählung jener Tatbe­
stände bieten, die unter die eine oder andere Variante fallen. 
Das Bestreben der Mehrheit war, die Norm möglichst präzise 
nach der Zweckbestimmung des Angebots auszurichten, und 
es ist gerade der Sinn des Zweikammersystems und des Diffe­
renzbereinigungsverfahrens, die Gedanken aufzunehmen 
und für beide Varianten wenn möglich noch Beispiele zu nen­
nen,, damit die Norm praktikabel wird. So gesehen haben 
beide Formullerungen Vorteile gegenüber dem, was der Na­
tionalrat beschlossen hat 
Man müsste im übrigen auch noch in det Botschaft nach­
schauen und die Konvention als solche konsultieren; Ich sehe, 
dass Herr Petitpierre sie zur Hand hat Ich bitte ihn, das ent-
sprechende Zitat selber zu geben. ' 

M. Petltplerre: C'est que «destine ä l'usage du public», dans 
la convention, est defini par des exemples. Nous n'avons donc 
. pas voulu des exemples parce ·que c'etait une liste exempla- ' 
tive, ce qui n'.est pas acceptable en droit penal. Or, la definition 
est donnee dans la convention a l'article 5 lettre f: « ... tels que 
moyens de transport, hötels, restaurants, cafes, spectacles et 
parcs.» 

M. Felber, conseiller federal: De son cöte, le Conseil federal' 
accepte et soutient la proposition de la majorite de la commis­
sion pour une raison essentielle, c'est qu'elle reprend en 
fran1.tais le texte precis de la convention et il nous semble que 
c'est un element de clarte interessant, puisque celui-ci est en­
core souligne par une serie d'exemples. Le defaut de la propo­
sition teile qu'elle avait ete acceptee all Conseil national, · 
c'.etait sans doute d'avoir une liste qui paraii: toujQurs exhaus­
tive, mais a laquelle on pourraittoujours ajouter d'autres cho­
ses. En effet, aux moyens de transport, aux hötels, restaurants, 
cafes, spectacles et parcs, on pourrait ajouter les piscines, les 
patinoires, etc., tous les stades de spart Donc~ on n'est jamais 
totalement clairs si dans une disposition du Code penal, on fait 
une liste exemplative. Ou alors, an precise qu'elle n'est pas ex-
haustive. ' 
,La proposition de Ja minorite Schmid Carlo permettrait, sans 
doute, d'aller peut-etre plus au fand et plus dans le detail. La 
difficulte, yous vous le r~ppelez, Monsieur Schmid, c'est la dis­
cussion que nous ~vons eue en commission, ou taut a toume 
autour de, precisement, ce qu'etait une offre publique a oppo­
ser a ce qu'etai! un element a l'usage du public. ,«A l'usage du 
public», la c'est clair, il s'agit de discrimination si on interdit 
l'acces et si on refuse de servir, etc: Une offre publique, evi­
demment, cela peut aller jusqu'a l'appartement qui est offert a 
travers la pr~sse, cela peut aller jusqu'a l'objet a vendre qui est 
offert a travers la presse. La, j'aimerais bien avoir l'avis des pra­
ticiens, mais selon,ce que j'ai compris des discussions a la 
commission, il est difficile de saisir indiscutablement la faute 
penale pour celui qui offre un appartement, qui a douze per­
sonnes qui s'y interessant; et qui decide de ne pas le lauer ä tel 
et tel.parce qu'il est noir, a tel et. tel parce qu'il e,st etranger. 
C'est'lnsaisissable, c'est la difficulte que nous ne voulions pas 
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introduire dans cette disposition:®.Goc;le pena!, Q~.quj,afl;lit 
peut-etre cE:ltte difference. J'admets, Mq11sieur S!lhfllcip, q!Je 
c'est plus perceptible en frangais qu'.en allemandt 1'fi'ajs.en 
frangais, c'est assez:clair. Entre l'Qffre pµblique„et: ce, qµi est 
destine a l'usage d_u publio, lac;l_ifference est asse~ olaire. 
Donc, je vous reoommanderai c;l 'adopter, Ja prc;,ppsitjpr,, c;le la 
majorite de Ja commission que. Je. Ccm~il natipnal pourr~ 
sans dqute, aussi accepter par Ja s1,1ite! 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag.der Mehrheit 

. Für den Antrag, dßr Minderheit. 

Abschnitt 6 - Raragraphe 6. 
Angenommen -Adopte 

Art. 2Art. 171<, 
Antrag d,er Kommission 
Einleitung 
Zustimmung zum ~chluss des Nationalrates 
Abs. 1 Abschnitt 1 

1:5 ~timm~1:1 
1, 1- ~iir,nm~n; 

.... ihrer F;lasse, Ethnie oder Religion zu Hass, od.er .... 
Abs. 1 Abschnitt 2 
.... einer Rasse, Ethnie oder Rellgion geri~lrltet sinc;I, .... 
Abs. 1 Abschnit;t 3 
Zustimmung zum Beschlui;s d~ Natiqna)f(~e~ 
Abs. 1 Abschnitt 4 
.... ihrer Rasse, g_thnie o~~ R.eligJon. in ihrer Me!ilScl:lenw(Jrd.e 

Abs. 1 Abschnit( 5 
Mehrheit 
wer eine von ihm angebot.ene 1-:!il~tung, (ii~ fü.r di,~ I\Ugemein­
heit bestimmt ist, einer- Pe.rson oder einer Gn,ip~ von Per.sc;>.­
nen wegen ihrer Rasse, 1;:thnie pc;:le( Religion, verweige~. 
Minderh,eit 
(Schmiel Carlo, Küchler, Meier Josi, :Ziegler-E>~w,~l,dJ 
wer eine von ihm cier Allgemeinheit angebQtene l,.ei,$tµng ein.er 
Person .... 

Abs. 1 Ab5chr;1if:t. (>, Abs. 2 
Zustimmung zum B~chluss, d.es Nationalr~ws 

Antrag Kü<;;/;ller 
Abs. 1 Abschnitt 4 
.... ihrer F\asse, Et'1t1ie oder R~lig,ion i!1 e,iner- g~gen d\e1 Men­
schenwürde verstossenc;:len W~is,e emie,dr\gf qder ois.~(1~~ 
niert oder aus. einem die,se,r Gründe.... , 

Art. i 1:1rt. H'1Q 
Proposition a,e La commissio,n 
lnt,oduc;tio,n 
Adherer a Ja decision du Qqn:;1eil national 
A(. 1 pa~graphe~ 1, 4 
Adherer a la de9ision du Conseil nati<;in€ll 
(La modifi~tion ne pqncerne gue Je texte l:lH~rnan<;I) · 
Al. 1 paragrapt,e 2 
oelui .... d'une raoe, g'une ethni~ P.ll d'Yl1@ rE3!iglqn.; 
Al. 1 paragrf].phe 3 
Adherer a 111 deqision du Gons.eil natii:mal 

Al. 1 paragraphe 5 
Majarite 
celui qui iiUfa refuse a une pen~onne Oll 1\ Lffl gr-al,!p8 d!:3 per­
sonnes, en raison ge leur appartenance racialE3, et11n!qµe ou 
rßligieuse, une prestalion di:is,tinee ~ l'ysage d4 puqli(;! 
Minorite " · 

· (Sohmiq Carlo, Küchler, t,.lleier Jps,j, Zjegler Qswald) 
.... une p;estation offerte €lU publip, · 

Al. 1 paragraphe ß, fi!/. 2 
Adherer ä la decision dl! Qpnsf:lil 11?PDnal 

Propa~ition Küchler 
N 1 pfJ,ragraphe 4 
., .. Qµ g~ tQutß a4tre 1TJani~r1;1, ~ymi!ie P.!:! c,!j§~~Fflin~ q'urie 
fagon qui pmtfil aUeifltE3 ~ la ÄigFJit~ h.µm9iA!il Y'lEl p,~~~rm~ Pf.! 
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ur:i,grouP,0, c;fe personnesen raison dE:l leur race, de leur appar­
t~o130ce.ethniquß ou de.leur religipn ou qui, pour lameme rai­
son, niera, mjnirnisera. grossierernent ou cht;}rchera a justifier 
1~ genp9idE3 ou d'autres crimes contre l'humanite; .... 

EirJ!eitµng, Aps. 1 Abschnitte 1-3, 6; Af:?s. 2 
lntroqµqfior,, a/, 1: Ft,a.ragraphes 1,-3, 6; al. 2· 
Angqnorqrnen -Adopte ' 

Abs, 1 AbscfJnitt 4. -Al. 1.Pi!-ifl9l!JPf1e .4 
/Jtngenomrr,en gemäs,s .tintra9,Kü9h/1:3r 
Aqopte Sf:]IOp,~~-pr,opo_sitionJ~tichff!l,r 

~- 1.Apschnitt.5.--:'A(. 1.PJJra,graphe5 
ArJgenornrr,eq !JfJrnäs~Ar1bqg c;JerMefJrheit 
A,dQpf.e s~!on la,R(Of?.9ßitit;if1, c;/,f? la.majorife 

Art.3 
AQt(~c!,~r ~omrrij~~on 
~~tilllj'l11,1ng ~um ~schh,1ss d!3~. Nationplrates 
frroppsfti.on de_ la. commission 
Aci,h,er,~r * 1~ d~Q.i~ion du Go~il n~tio1;1al, 

AfJQ8,fJOfJ1fPOO. -::.Adop,te 

Ges8{11tflpsti,r,wµng.- Votesur l'ef1$Bmble 
F: ü~ Annajl~.Q~ E:ntwyrf;e~ 27Stimmen 

(Einstimn;iigkeit) 

q. ijy,n,de$Qe,s,tz ü.~~r dl~ S,1m.~1fung, einer, C>,m~yliSSteUe 
9ege'1 !;la~l.~1,1.~ .. 
Q .. ~Q,J:f(l~rtle.s,u;1; 1,1~c;,ffi~~ ~ ipJ,-1:H,-lon con~eJe ra~lsme 

Apt@g d,er Kommission 
Nic~~ei,ntret~n 
P.rop~fti.@</e.la; COIJlW(S§iO[I, 
N~ pas e1wer en matiere 

Z\rTTme.-ll, '3erichters,~~er: fl\ffi Entw1,1rf C fasse. icl:l mich sehr 
k~~ Ihr~ Kom1,11,issi9n beantr~t lh,n,en einstimmig, auf das 
v<;>i;n N.ii,IOfla.lrat Wt ~\IY~~hreri beschJp,ssene Gesetz nicht 
~rete"', 1mQ; 'ZY(af i3\JS, dfei ~r~ncie11,: 
1, N<l<;:11 geri Vorsy'1r~im q~ ~eschäftsverkehrsgesetzes 
g~t ~ nic!)t ~n. ein ßeset,:? sp<;>ntan im Ratsplenum,. ohne 
wrrnlich.e Konl?llltation d81? E3lJ.r:,des~i:ltes, zu vera,bsch1eden, 
~in13 Korw.uA~ti<;>n, wie sie z. B, qel Pa\'l~rnentariscl;len lnitiati­
v,e.n yorg~'1en ist 
?,. N~~", pem @1'4ndsa~ der ~e.setzn:i~igkeit müssten die 
w~senti,lqt\en AufQ~PE31l ci~r P111b,ud5!3telle i1,11, ~esetz selber 
Q!:lna.rmt Y!er~en; d~ fehlt im Vor~c~lag des Nati1:ma,lrates. 
Das, Gesetz des t,Ja,tiona.lra,~s verletzt rechtsstaatli,che. Delega-
\i911~grnn.qsätze: . 
~- ßa,chlich i~~ durchaµs offen, pb es eine separate Ombuds­
stelle !:>rauotit. wenn, 111an generell def Mei11ung ist, eine solcf:le 
sei grunp~tzlich n~tig ul'jq sinnvoll, oder ob man die Aufga­
~en der allgemeine11 Qmbµp~telle oer Bundesv~rwaltung 
(igl3rtf!;\98f1 ki?nrit~. wi.e si~ qer ~urid~srat, gestützt auf die von 
pe\qen B~ten Qberw\e!:lef1~ M9tion unseres Ratskollegen Ul­
rich ~adient, a,yf dem Wege der Gesetzge~ung ~111gehend 
v<lrschlagen mus~, 
Perikbar w~re ferner, die ßildung eiper Ombudsstelle im Zu­
sa.rnmenh11ng mit qer Eins~~1mg der Eidgenössischen Kom­
lTli~sion gegen deri R!'l5si~rrius Z!:J prQfen. ßeka,nntlich hat der 
Natioralrat eine solc:h~ Komm,~sion mit dem arri 17- Dei:em­
ber 1992 überwiesenen Pqstulat gefqrdelt (Aß 1992 N 2673). 
In der ßac:~~ ~ell?er h~t qie K~rrirrii~ion das ßedüffnis nach 
Sch1:1ffung eirier Qm,budS!,telle gegen den Rassis111us nicht 
austji~kutiert ßie wümicht ~Qe( eine v1:1rtjefte Pi-Q1ur19 qes An­
liegens ur,g eff!ptie!ilJ 1'1'1!:l!'l ~!!'stimmig, dem !{omn,i5~ip~s­
PPS!ll!~t gem~ss Faf'.!rie ~1.:i;~y1>t1rnrnen1 ~~~r ~~s d~n ~~rz2:1er­
~n ßryng~n aµf q~s 9eti@g Ric:ht ~if!fUtf!;!t~n-
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M. Felber, conseiller federal: Je vous rerriercie simplement de 
ne pas entrer en matiere sur cette loi bäclee qui n'a pas suivi la 
procedure normale et qui est une simple farca 

Abstimmung- Vota 
Für den Antrag der Kommission 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

93.3041 

Postulat der Kommission 92.029 
Ombudsstelle gegen Rassismus 

21 Stimmen 
(Einstimmi!;Jkeit) 

· Postulat de la commission 92.029 
Office de mediation contre le racisme 

Wortlaut des Postulates vom 11. Februar 1993 
Der Bundesrat wird eingeladen, in der Vorlage zum Bundes­
gesetz über die eidgenössische Ombudsstelle im Sinne der 
von den eidgenössischen Räten überwiesenen Motion von 
Ständerat Ulrich Gadient oder bei der Einsetzung einer Eidge­
nössischen Kommission gegen Rassismus gemäss dem vom 
Nationalrat am 17. Dezember 1992 überwiesenen Postulat zu 
prüfen, ob sich die Schaffung einer separaten Ombudsstelle 
gegen Rassism;us rechtfertigt · 

Texte du postulat du 11 fevrier 199:J 
Soit dans le cadre du projet de loi sur un office de mediation fe­
deral, comme le reclame la motion du depute au Conseil des 
Etats Ulrich Gadient - motion transmise par les deux Cham­
bres - soit encore lors de l'institution d'une commission fede­
rale contre le racisme, Institution que demande le postulat 
transmis le 17 decembre 1992 par le Conseil national, le 
Conseil federal est invite ä examiner si la creation d'un office 

· de mediation distinct coritre le racisme est justifiee. 

M. Felben, conseiller federal: Le Conseil federaf dans sa 
seance d'hier a accepte etvous propose d'accepter le postulat 
depose par la commission, dans la mesure ou, comme nous 

-l'avons indique, nous traiterons ce projet en meme temps que ' 
le projet destine ä creer une «Ombudsstelle», comme on dit en 
allemand, un poste de mediateur general, et nous verrons 
dans cette reponse s'il taut lier les deux postes ou au contraire 
faire deux fonctions separees. C'est encore ä l'etude, mais le 
Conseil federal est pret a accepter le postulat pour etudier la 
qµestion 

Ueberwiesen - Transmis 

Standesinitiative Genf 



Motion du Conseil national (CAJ-CN 92.029) 452 E 14 juin 1993 

Neunte Sitzung- Neuvieme seance 

Montag, 14. Juni 1993, Nachmittag 
Lundl 14 juln 1993, apres-mldi 

18.15h 

Vorsitz- Presidence: Herr Piller 

92.029 

Rassendiskriminierung. 
Uebereinkommen 
und Strafrechtsrevision 
Discrimination raciale. 
Convention 
et revlsion du droit penal 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 90 hiervor - Voir page 90 ci- devant 
Beschluss des Nationalrates vom 8. Juni 1993 
Decision du Conseil national du 8 Juin 1993 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch. Militärstrafgesetz 
B. Code penal sulsse. Code penal mllltalre 

Art.1 Art.261blsAbschnltt4,Art.2Art.171cAbs.1 
Abschnltt4 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 1 art. 261 bis paragraphe 4, art. 2 art. 171 c al. 1 
paragraphe 4 
Proposition de Ja commission 
Maintenir 

Zim merli, Berichterstatter: Nach der Behandlung der Revision 
des Strafgesetzbuches beziehungsweise des Militärstrafge­
setzes - es geht um den Beschlussentwurf B - im Nationalrat 

· am 8. Juni 1993 sind zwei Differenzen übriggeblieben. Sie se­
hen das auf dl;lr Fahne: eine Differenz Im- ich möchte sagen -
repressiven Teil der Vorlage, nämlich bei der Umschreibung 
des Straftatbestandes der Rassendiskriminierung, und eine 
zweite im präventiven Teil der Vorlage, bei der Frage nämlich, 
ob die Schaffung der Ombudsstelle gegen Rassismus zum 
Gegenstand eines Postulates, ,wie vom Ständerat beschlos­
sen, oder einer Motion gemacht werden soll, wie dies der Na­
tionalrat letzte Woche beschlossen hat 

Ihre Kommission hat am 10. Juni 1993 getagt und beantragt 
lhnen, der Ueberweisung der vom Nationalrat b"eschlossenen 
Motion zuzustimmen, dagegen am Beschluss zur Formulie­
rung des umstrittenen Straftatbestandes festzuhalten. Ich äus­
sere mich zuerst zum Straftatbestand. 
Zu Artikel 261 bis Abschnitt 4: Die beiden Kammern sind sich 
der Sache nach durchaus einig, dass Angriffe auf die Men­
schenwürde verwerflich sind und unter Strafe gestellt gehö­
ren. Unbestritten ist auch, dass nicht jedes unbedachte Wort 
sogleich zu einem Verfahren vor dem Strafrichter führen soll, 
weil damit die Strafnorm ihre wohlverstandene Legitimation 
verlieren könnte. 
Uneinig ist man sich blass bei der Beantwortung der Frage, ob 
die Formulierung des Nationalrates oder die von uns be­
schlossene, etwas differenziertere Fassung die klarere sei. 
Darüber wurde in diesem Haus im Februar dieses Jahres eine 
intensive Debatte geführt Ich will nicht alles wiederholen, was 
dabei gesagt wurde. Wir fanden einfach, die Norm gewinne an 
Transparenz, Klarheit und Ueberzeugungskraft, wenn man die 
Begriffe «herabsetzen» - französisch «abaisser» - und «diskri­
minieren»-«discriminer» -zur Präzisierung verwendet und im 
Zusammenhang mit der Menschenwürde nicht einfach gene­
rell von «Angriffen» - oder «porter atteinte» -spricht Wir legten 
seinerzeit grosses Gewicht auf einen möglichst hohen Grad 
der Bestimmtheit der ausgesprochen heiklen Strafnorm. 
Daran hat sich an der Debatte in unserer Kommission nichts 
geändert. Wir fanden selbst bei intensivster Durchsicht der 
Protokolle der nationalrätlichen Kommission und der Plenar­
debatte nichts, was diesen Befund hätte erschüttern können. 
Die Kommission beantragt Ihnen deshalb ohne Gegen­
stimme, an unserem Beschluss hier festzuhalten. 

M. Cottl, conseiller federal: Sans vouloir entrer dans une dis­
cussion de detail au sujet des differences entre les arguments, 
je tiens ä souligner que, au Conseil national, j'ai declare que le 
Conseil federal se ralliait a votre proposition. Les raisons sont 
celles qui ont ete indiquees ici par M. Zimmerli et que 
M Küchler avait annoncees au moment ou il avait fait sa pro­
position. 
Le Conseil federal se rallie donc ä la position du Conseil des 
Etats. 

Angenommen -Adopta 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

93.3239 

Motion des Nationalrates 
(RK-NR 92.029) 
Ombudsstelle gegen Rassismus 
Motion du Conseil national 
(CAJ-CN 92.029) · , 
Office de mediation contre le racisme 

Wortlaut der Motion vom 8. Juni 1993 
Der Bundesrat wird beauftragt, eine Ombudsstelle gegen Ras-

. sismus einzusetzen und sich dabei insbesondere auf das · 
schwedische System abzustützen. 

Texte de Ja motion du 8 juin 1993 
Le Conseil federal est invite a creer un office de mediation 
contre le racisme en s'inspirant notamment du systeme 
suedois. 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ueberweisung der Motion 
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Ablauf der Referendumsfrist: 4. Oktober 1993 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
Militärstrafgesetz 

Änderung vom 18. Juni 1993 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 2, Mätz 199i 1>, 
besch/iesst: 

Art.1 

Das Schweizerische Strafgesetzbuch 2> wird wie folgt geändert: 

Rassen­
diskriminierung 

Art. 26Jbls 

Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen 
wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass oder Diskrimi­
nierung aufruft, 

wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische 
Herabsetzung oder Verleumdung der Angehörigen einer Rasse, 
Ethnie oder Religion gerichtet sind, 

wer mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert 
oder daran teilnimmt, 

wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätlichkeiten 
oder in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe von Perso­
nen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in einer gegen die 
Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt oder diskrimi­
niert oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost 
oder zu rechtfertigen sucht, 

wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit 
bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Personen wegen 
ihrer Rasse, EtJmie oder Religion verweigert, 

wird mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. 

1> BBI 1992 III 269 
2> SR 311.0 

1993-464 



Schweizerisches Strafgesetzbuch, Militärstrafgesetz 

Art. 2 
Das Militärstrafgesetz 1> wird wie folgt geändert: 

Rassen­
diskriminierung 

Art. 3 

Art. 171c 
1 Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Perso­
nen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass oder Diskri­
minierung aufruft, 

wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische 
Herabsetzung oder Verleumdung der Angehörigen einer Rasse, 
Ethnie oder Religion gerichtet sind, 

wer mit dem· gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert 
oder daran teilnimmt, 

wer öffentlich durch Wort,. Schrift, Bild; Gebärden, Tätlichkeiten 
oder in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe von Perso­
nen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in einer gegen die 
Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt oder diskrimi­
niert oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost 
oder zu rechtfertigen sucht., 

wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit 
bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Personen wegen 
ihrer Rasse, Ethnie oder Religion verweigert, 

wird mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. 
2 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische Bestrafung. 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Nationalrat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Schmidhalter 
Der Protokollführer: Anliker 

Datum der Veröffentlichung: 6. Juli 1993 2> 

Ablauf der Referendumsfrist: 4. Oktober 1993 

5340 

1> SR 321.0 
2> BBI 1993 II 895 

2 

Ständerat, 18. Juni 1993 

Der Präsident: Piller 
Der Sekretär: Lanz 



Delai referendaire: 4 octobre 1993 

Code penal suisse 
Code penal militaire 

Moditication du .18 juin 1993 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu le message du Conseil federal du .2 mars 19921l, 

arr~te: 

Article premier 

Le code penal suisse 2l est modifie comme il suit: 

Discrimination 
raciale 

Art. 26Jbis 

_ Celui qui, publiquement, aura incite a la haine ou a la discrimination 
envers une personne ou un groupe de personnes en raison de Ieur 
appartenance raciale, ethnique ou religieuse; 

celui qui, publiquement, aura propage une ideologie visant a rabais­
ser ou a denigrer de .fa~n systematique les membres d'une race, 
d'une ethnie ou d'une religion; 

celui qui, dans le meme dessein, aura organise ou encourage des 
actions de propagande ou y aura pris part; 

celui qui aura publiquement, par la parole, l'ecriture, l'image, le 
geste, par des voies de fait ou de toute autre maniere; abaisse ou 
discrimine d'une fa~n qui porte atteinte a la dignite humaine une 
personne ou un groupe de personnes en raison de leur race, de leur 
appartenance ethnique ou de leur religion ou qui, pour la meme 
raison, niera, minimisera grossiererilent ou cherchera a justifier un 
genocide ou d'autres crimes contre l'humanite; 

celui qui aura refuse a une personne ou a un groupe de personnes, 
en raison de leur appartenance raciale, ethnique ou religieuse, une 
prestation destinee a l'usage public, 

sera puni de l'emprisonnement ou de l'amende. 

t) FF 1992 III 265 
2>RS 311.0 

1993 -464 1 



Code penal suisse. Code penal militaire 

Art. 2 

Le code penal militaire1l est modifie comme il suit: 

Discrimination 
raciale 

Art. 3 

Art. 171c 
1 Celui qui, publiquement, aura incite a la haine ou a la discrimina­
tion envers une personne ou un groupe de personnes en raison de 
leur appartenance raciale, ethnique ou religieuse; 

celui qui, publiquement, aura propage une ideologie visant a rabais­
ser ou a denigrer de fac;on systematique les membres d'une race, 
d'une ethnie ou d'une religio,n; 

celui qui, dans le m8me dessein, aura organise ou encourage des 
actions de propagande ou y aura pris part; · - · 

celui qui aura publiquement, par la parole, l'ecriture, l'image, le 
geste, par des voies de fait ou de toute autre maniere, abaisse ou 
discrimine d'une fac;on qui porte atteinte a la dignite humaine une 
personne ou un groupe de personnes en raison de leur race, de leur 
appartenance ethnique ou de leur religion ou qui, pour la m8me 
raison, niera, minimisera grossierement ou cherchera a justifier un 
genocide ou d'autres crimes contre l'humanite; 

celui qui aura refuse a une personne ou a un groupe de personnes, 
en raison de leur appartenance raciale, ethnique ou religieuse, une 
prestation destinee a l'usage public, 

sera puni de l'emprisonnement ou de l'amende. 
2 L'infraction sera punie disciplinairement si eile est de peu de 
gravite. 

1 La presente loi est sujette au referendum facultatif. 
2 Le Conseil federal fixe la dat~ de l'entree en vigueur. 

Conseil national, 18 juin 1993 

Le president: Schmidhalter 
Le secretaire: Anliker 

Date de publication: 6 juillet 1993 2) 

Delai referendaire: 4 octobre 1993 

1l RS 321.0 
2J FF 1993 II 868 

2 

Conseil des Etats, 18 juin 1993 

Le president: Piller 
Le secretaire: Lanz 
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